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Am	 19.	 Februar	 1945	 verließ	 die	 26-jährige	 Therese	 W.	 die	 gynäkologische	
Abteilung	des	Wiener	Krankenhauses	Lainz	zum	zweiten	Mal	–	diesmal	 in	
der	 Hoffnung,	 nach	 einem	 aufwändigen	operativen	Versuch	 zur	Wiederher-
stellung	ihrer	Empfängnisfähigkeit	bald	wieder	schwanger	werden	zu	können.	
Die	 erste	 Operation	 im	 September	 1941	 bezweckte	 das	 Gegenteil:	 ihre	 dau-
ernde	Unfruchtbarkeit,	denn	sie	galt	damals	noch	als	erbkrank.
Therese	W.s	zweite	Operation	war	zwar	sehr	unüblich,	entsprach	aber	ganz	
















lediglich	 auf	 einen	 Sprachfehler	 zurückzuführen	 sei.	 Der	 Amtsarzt	 brachte	
umgehend	 eine	 Beschwerde	 gegen	 die	 Ablehnung	 seines	 Antrags	 ein.	 Die	
ärztlichen	 Beisitzer	 des	 Erbgesundheitsobergerichts	 kamen	 zu	 dem	 Schluss,	
Therese	W.	sei	doch	schwachsinnig,	gaben	der	Beschwerde	Folge,	und	im	Sep-
tember	1941	wurde	Therese	W.	im	Krankenhaus	Lainz	zwangssterilisiert.	Zwei	
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heitsobergericht	 hätte	 an	 ihr	 ohne	 ausführliche	 Begutachtung	 Schwachsinn	
diagnostiziert	und	ihre	Zwangssterilisation	angeordnet.	In	einem	sogenannten	





Seit	 den	 1980er-Jahren	 rücken	 NS-Medizinverbrechen	 zunehmend	 in	 den	
Fokus	 der	 wissenschaftlichen	 Auseinandersetzung	 mit	 dem	 NS-Regime	
–	und	damit	auch	die	Zwangssterilisationen.	Pionierin	in	diesem	Feld	ist	Gi-
sela	Bock,	die	 in	 ihrer	 1986	erschienenen	Studie	nachwies,	dass	das	NS-Re-
gime	trotz	zahlreicher	finanzieller	und	moralischer	Anreize	für	(potenzielle)	
Eltern	und	dem	Verbot	von	freiwilligen	Sterilisationen	keineswegs	eine	rein	
pronatalistische,	 also	geburtenfördernde	Politik	 verfolgte,	 sondern	dass	 anti-








Zwangseingriffe:	Zwischen	 1934	und	 1945	wurden	 in	Deutschland	und	den	
besetzten	 Gebieten	 mindestens	 400.000	 als	 erbkrank	 kategorisierte	 Men-
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Vollzug	waren:	Der	Richter	war	 lediglich	 für	die	 formale	Verfahrensführung	









im	Sinne	der	NS-Ideologie	als	arisch, erbgesund und verwertbar galten.4
Seit	den	1990er-Jahren	wächst	die	Zahl	der	Studien	zu	größeren	und	klei-
neren	 deutschen	 Städten	 und	 Regionen:	 Ausführlich	 dokumentiert	 ist	 der	
Vollzug	des	GzVeN	an	den	Erbgesundheitsgerichten	in	Bonn,	Bremen,	Celle,	
Frankfurt/Main,	 Hamburg,	 Offenbach/Main,	 Passau,	 in	 der	 Provinz	 Bran-






3	 		 Vgl. Ganssmüller, Erbgesundheitspolitik, hier: 96–115.	 	 	 	 	
4	 		 Vgl.	Ley,	Zwangssterilisation.
Fragestellungen	und	Forschungszusammenhänge




richtungen	 in	 den	 jeweiligen	 Gerichtsbezirken	 analysiert.5	 Auch	 die	 Durch-
führung	der	Zwangssterilisationen	in	den	gynäkologischen	Kliniken	in	Mün-
chen,	 Göttingen,	 Freiburg	 und	 Halle/Saale	 wurde	 aufgezeigt.6	 Wolfgang	
Neugebauer	wies	 als	 erster	 auf	den	Vollzug	des	GzVeN	 in	der	Ostmark	 hin	
und	schätzte	die	Zahl	der	zwangssterilisierten	Frauen	und	Männer	auf	min-
destens	6.000.	Mittlerweile	liegen	ein	Überblick	zum	Vollzug	des	GzVeN	in	


























8	 		 Vgl.	Vossen,	Gesundheitsämter,	und	Czech, Erfassung, sowie ders., Ärzte.	 	 	 	
9	 		 Vgl.	Süss,	Volkskörper.
Einleitung














Nicht	 nur	 die	 Ärzte,	 auch	 die	 Mitarbeiterinnen	 und	 Mitarbeiter	 der	 Ge-
sundheitsämter,	 Anstalten	 und	 Krankenhäuser	 trugen	 durch	 vorbereitende	
Arbeiten	zur	Umsetzung	der	NS-Erbgesundheitspolitik	und	der	Zwangsste-




Unterlagen	 zusammen,	wenn	Amtsärzte	und	Anstaltsleiter	 sich	 entschieden	
hatten,	 nach	 einer	 erfolgten	 Anzeige	 ein	Verfahren	 beim	 Erbgesundheitsge-
richt	einzubringen.	
Die	Auswertung	des	von	mir	im	Verlauf	mehrerer	Jahre	zusammengeführ-
ten	 Bestandes	 des	 Erbgesundheitsgerichts	Wien,	 der	 1.697	 erstinstanzlichen	
und	 266	 dazugehörigen	 Verfahrensakten	 des	 Erbgesundheitsobergerichts	
umfasst,	 zeigt,	dass	mindestens	 1.200	Zwangssterilisationen	angeordnet	wur-
den.	 Deutlich	 wird	 auch	 die	 intensive	 Zusammenarbeit	 der	 genannten	 Ein-
richtungen	mit	den	Gerichten:	Viele	der	Ärzte	waren	nicht	nur	Antragsteller,	




















fahren	 beim	 Erbgesundheitsgericht	 einbringen	 –	 eine	 Bestimmung,	 die	 ihnen	


































aber	 auch	aus	der	Bevölkerung	 trug	dazu	bei,	dass	die	Verfahren	 spätestens	
ab	1938	sorgfältiger	geführt	wurden.	Für	Wien	galt	es	daher	zu	untersuchen,	








antragstellenden	 oder	 beschwerdeführenden	 Ärzten	 keine	 Erbkrankheit	 fest-
stellen	konnten,	sich	über	das	Vorhandensein	einer	Erbkrankheit	nicht	sicher	
waren	oder	die	Betroffenen	zwar	als	asozial,	nicht	aber	als	erbkrank	kategori-
sierten?	 Diese	 Aspekte	 wurden	 in	 den	 bisher	 erschienenen	 Regionalstudien	
kaum	gestellt.	In	die	Entscheidungsfindung	der	Ärzte	darüber,	ob	die	von	der	
Zwangssterilisation	 bedrohten	 Frauen	 und	 Männer	 als	 erbkrank	 anzusehen	
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Einbringung	des	Verfahrens	sein	sollte,	aufgrund	des	großen	Ermessensspiel-













medizinischen	 Versorgung	 der	 Bevölkerung	 –	 weniger	 Kapazitäten	 für	 die	
Durchführung	der	beschlossenen	Zwangseingriffe.	Gemäß	einer	reichsweiten	
Verordnung	 des	 Reichsministeriums	 des	 Innern	 in	 Berlin	 sollten	 die	 Erbge-
sundheitsgerichte	 ab	 Herbst	 1944	 nur	 noch	 kriegswichtige	 Verfahren	 weiter-
führen	 und	 Entscheidungen	 über	Wiederaufnahmeverfahren	 überhaupt	 erst	
nach	dem	Ende	des	Krieges	getroffen	werden:	Dass	Therese	W.	trotzdem	ein	
solches	hatte,	 verweist	 auf	die	–	genutzte	–	Möglichkeit	der	Eigeninitiative	
von	 Richtern	 und	 Ärzten,	 die	 sogar	 im	 Widerspruch	 zu	 den	 zentralen	 An-
weisungen	aus	Berlin	stehen	konnte.	Ob	dies,	über	Einzelfälle	hinaus,	üblich	
war,	gilt	es	zu	klären.
Kriegsbedingt	 erfolgte	 mit	 Dezember	 1944	 die	 Einstellung	 der	Tätigkeit	
der	Erbgesundheitsobergerichte	 und	Anfang	 1945	die	Zusammenlegung	der	
Gerichtsbezirke:	 Handlungsspielräume,	 Radikalisierungstendenzen	 im	 Kon-
text	 von	 NS-Euthanasie	 und	 sich	 ausweitendem	 Krieg,	 aber	 auch	 etwaige	
Strategien	der	Rückversicherung	–	durch	die	Vertagung	oder	Einstellung	der	
















schlechtsneutral:13	 Zwar	 waren	 sowohl	 Frauen	 als	 auch	 Männer	 in	 verschie-
densten	 sozialmedizinischen	 Berufen	 zur	 Anzeige	 als	 erbkrank Verdächtigter	
beim	Gesundheitsamt	verpflichtet,	doch	für	alle	Schritte	von	der	Einbringung	
des	Antrags	auf	Zwangssterilisation	bis	zur	Operation	zeichneten	grundsätz-






































dann,	 wenn	 im	 Beschluss	 erwähnt	 ist,	 dass	 die	 von	 der	 Zwangssterilisation	




















Spring.indb   24 23.01.2009   11:17:32
25
die	 über	 den	 unmittelbaren	 Rahmen	 der	 Verfahren	 hinausgehen:	 Die	 Vor-
bereitung	zur	Einrichtung	beider	Gerichte	 sowie	die	Bestellung	der	Richter,	
ärztlichen	 Beisitzer	 und	 Gutachter	 kann	 aus	 ihnen	 nicht	 rekonstruiert	 wer-






erbkrank	 angezeigten	 Frauen	 und	 Männer	 nicht	 zwangssterilisiert,	 sondern	
im	Zuge	der	NS-Euthanasie	getötet	wurden.17	Mangels	weiterer	Quellen	ist	
nicht	 rekonstruierbar,	wie	viele	der	mindestens	 1.200	 in	Wien	angeordneten	
Zwangssterilisationen	 tatsächlich	 durchgeführt	 wurden.	 Ausgehend	 von	 den	
Bestimmungen	des	Gesetzeskommentars,	zwei	Listen	von	Gynäkologen	und	
Chirurgen,	die	in	den	Wiener	Kliniken	ermächtigt	waren,	die	Zwangseingriffe	








Die	 vorliegende	Arbeit	 endet	mit	 einem	Ausblick	 auf	die	Zweite	Republik:	
Den	–	zumeist	bruchlosen	–	Karrieren	der	für	die	Zwangssterilisationen	ver-
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Novellierung	 im	 Jahr	 1995,	 dem	 Jahr	 ihrer	 bedingten	 Anerkennung	 als	 Op-
fer	des	NS-Regimes,	gegenübergestellt.	Es	dauerte	weitere	zehn	Jahre,	bis	die	
Nationalratsabgeordneten	 beschlossen,	 Zwangssterilisationen	 explizit	 als	 na-












nur	diese	Sprache,	 sondern	auch	 jene,	 in	der	wissenschaftliche	Arbeiten	ver-
fasst	werden.21
Die	 Sprache	 der	 NS-Zeit	 war	 geprägt	 von	 antisemitischen	 und	 auch	 eu-
genischen	 Vokabeln,	 Sprache	 war	 darüber	 hinaus	 ein	 zentrales	 Propaganda-
instrument	–	ein	Instrument	der	„Demagogie,	der	Deklamation	und	des	Ge-
brülls“.22	Sprachliche	Aggression	war	nicht	ein	„Ersatz	für	Handeln,	sondern	
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ihrer	damaligen	Bedeutung,	aber	auch	 ihrer	Kommunikationsgeschichte	von	










wurden	mittels	Sprache	als	minderwertig, unwert, fremd oder	anders definiert.	
Sie	selbst	fanden	immer	weniger	Gehör,	verstummten	schließlich,	wurden	in	
ihren	Rechten	eingeschränkt,	beraubt,	verfolgt,	zwangssterilisiert	und	getötet.	
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bewältigung	–	der	Auseinandersetzung	mit	den	Verbrechen	des	NS-Regimes	
in	der	Zweiten	Republik	 in einem	Land,	wo	„alle	 unschuldige	Täter“28	 sind.	
Verglichen	 damit,	 bestehen	 bezüglich	 der	 Sprache	 der	 Eugenik	 sowie	 mög-





Forschungen.29	 In	 Schmitz-Bernings	 Buch	 zum	 Vokabular	 des	 Nationalso-
zialismus	sind	zwar	wesentliche	Termini	wie	erbliche Minderwertigkeit,	Volks-
körper,	Euthanasie	und	Erbwert	 ausführlich	erläutert,	umso	bedauerlicher	 ist	
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keit,	 wurden	 diese	 Verbrechen	 mittels	 Sprache	 verschleiert.	 Dies	 reicht	 von	

































Spring.indb   29 23.01.2009   11:17:33
30
Während	 Begriffe	 wie	 lebensunwert	 oder	 Euthanasie	 kaum	 ohne	 explizite	
Distanzierung	gesprochen	oder	geschrieben	werden,	sind	andere	wie	beispiels-
weise	 minderwertig,	 asozial,	 schwachsinnig	 oder	 Ausmerzen	 trotz	 Aufzeigens	









sche	Krankheitsbilder,	nämlich	Schwachsinn, Schizophrenie, manisch-depressives 
Irresein, Fallsucht und Veitstanz,	 weiters	 Sinnesbehinderungen	 wie	 Taubheit 
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Abschließend	 nun	 noch	 zu	 den	 wesentlichsten	 Begriffen	 und	 ihrer	Verwen-
dung	in	dieser	Arbeit.	
Ideologische	 Grundlage	 der	 Zwangssterilisationen	 war	 die	 Eugenik	 –	 ein	
von	 dem	 britischen	 Naturforscher	 Francis	 Galton	 in	 den	 1880er-Jahren	 ge-
prägter	 Begriff	 zur	 Hierarchisierung	 von	 Menschen	 aufgrund	 eines	 ihnen	





und	 gelten	 vielfach	 als	 synonyme	 Begriffe.	 In	 der	 vorliegenden	 Arbeit	 wird	
ausschließlich	der	Begriff	Eugenik	verwendet	–	um	dessen	kontinuierliche	Be-
deutung	in	allen	darauf	bezogenen	Maßnahmen	aufzuzeigen:	Seit	Beginn	des	
20.	 Jahrhunderts	 legalisierten	 zahlreiche	 Staaten	 Sterilisationen	 von	 als	 erb-
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spricht.	 Auch	 bei	 Schwangerschaftsabbrüchen	 aus	 eugenischen	 Gründen	 gilt	
nicht	die	Fristenlösung	–	sie	bleiben	auch	danach	straffrei.39
Die	 Zwangssterilisationen	 wurden	 an	 Menschen	 durchgeführt,	 die	 nur	 sehr	
vereinzelt	 selber	 zu	 Wort	 kamen.	 In	 einschlägigen	 medizinischen	 und	 juris-
tischen	 Publikationen	 aus	 der	 NS-Zeit	 finden	 sich	 Bezeichnungen,	 die,	 im	
Kontext	der	propagandistisch	redundant	formulierten	Befürchtungen	um	die	
Reinheit	 des	 Volkskörpers, die	 Gefahr ihrer Fortpflanzung	 suggerieren	 sollten.	





deren	 Zwangssterilisation	 entschieden	 wurde,	 Beantragte genannt	 –	 ein	 bü-
rokratisch-sachlicher	 Terminus,	 der	 keine	 Assoziationen	 zu	 Bezeichnungen	
aus	der	Gerichtssprache	wie	beispielsweise	Angeklagte	wecken	sollte.	In	den	
Akten	 deutscher	 Erbgesundheitsgerichte	 finden	 sich	 vordergründig	 unver-
fängliche	Begriffe	wie	betroffene Personen,41	Proband	bzw.	Probandin,	aber auch	




wenigen	 Zeugnissen	 sprechen	 die	 zwangssterilisierten	 Frauen	 und	 Männer	













In	 der	 seither	 verfassten	 Forschungsliteratur	 wurden	 diese	 Begriffe	 teil-
weise	 übernommen,	 durch	 Umschreibungen	 wie	 als	 erbkrank	 geltende	 Per-
sonen46 vermieden	oder	 je	nach	verwendeten	Quellen	wie	Krankengeschich-
ten	 oder	 Akten	 des	 Gesundheitsamtes,	 Begriffe	 Pfleglinge,47	 Patientinnen48	








und	 zwangssterilisierte	 Frauen	 und	 Männer	 zu	 lesen	 sein.	Wenn	 es	 aus	 der	
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von	der	Wiedergutmachung	–	den	ohnedies	geringen	Leistungen	der	österrei-
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Die	 Hervorhebung	 der	 im	 GzVeN	 genannten	 Diagnosen	 mag	 auf	 den	
ersten	 Blick	 überraschen,	 scheinen	 doch	 medizinische	 Termini,	 wie	 bereits	
erwähnt,	 auf	 den	 ersten	 Blick	 neutral.	 Ihnen	 lagen	 unterschiedlich	 umfang-






Nun	 sind	 gerade	 Sinnesbehinderungen	 wie	 Taubheit	 und	 Blindheit	 ver-
gleichsweise	einfach	und	eindeutig	zu	diagnostizieren	und	nicht	a	priori	Be-
wertungen	 von	 Menschen.	 Anders	 verhält	 es	 sich	 bei	 Zuschreibungen	 wie	
Asozialität, moralischem Schwachsinn oder sexueller Haltlosigkeit –	 offensichtli-
chen	Bewertungen	sozialen	Verhaltens.	Nimmt	man	jedoch	als	Autorin	heute	
diesbezügliche	 Differenzierungen	 vor,	 birgt	 dies	 die	 Gefahr,	 einzelne	 Diag-


























ohne	 besondere	 Formatierung	 gesetzt	 –	 beispielsweise	 wiederholt	 die	 Aso-




Zweitens	 vermitteln	 verschiedene	 Formen	 der	 Formatierung	 Distanz.	 So	

























der	 meist	 zweiseitigen	 Beschlüsse	 sowie	 einige	 umfangreichere	 Verfahrens-
akten	des	Erbgesundheits-	und	Erbgesundheitsobergerichts	Wien	von	1940–




Schwierigkeiten	 beim	 Zusammentragen	 des	 Bestandes	 von	 November	 2000	
bis	zur	endgültigen	Archivierung	im	Wiener	Stadt-	und	Landesarchiv	im	Juni	
2004	sind	nun	kurz	dargestellt.
Aus	 einem	 Bericht	 an	 das	 Bundeskanzleramt,	 verfasst	 1954,	 geht	 hervor,	
dass	 einige	 zwangssterilisierte	 Frauen	 und	 Männer	 Anträge	 auf	 Leistungen	




Erbgesundheitsgerichte	 sichergestellt	 werden.	 Die	 Geschäftsstücke	 bleiben	
nach	wie	vor	in	den	Gerichtsarchiven,	können	aber	von	diesen	bei	konkreter	
Anforderung	zur	Verfügung	gestellt	werden.“62	
Im	 Jahr	 1985	 stellte	 der	 damalige	 Vorsteher	 des	 Bezirksgerichtes	 Innere	
Stadt	 (Wien	 1,	 Riemergasse	 7)	 mit	 Zustimmung	 des	 Bundesministeriums	
für	 Justiz	 die	 im	 Bezirksgericht	 „aufgefundenen	 Akten	 des	 Erbgesundheits-
gerichts	 Wien	 dem	 Institut	 für	 Humanbiologie	 der	 Universität	 Wien	 zur	
wissenschaftlichen	 Auswertung	 (nach	 entsprechender	 Anonymisierung)	 zur	
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bewahrung	dieses	historisch	wichtigen	Archivgutes	verpflichten	muss.“63	Ob	










Forschungen	 ebenfalls	 an	 dem	 Aktenbestand	 interessiert	 war,	 den	 Bestand	




























bezüglich	 der	 von	 ihm	 angegebenen	 Gesamtzahl	 des	 Bestandes	 sowie	 des	
Verbleibs	der	fehlenden	Akten,	ohne	jedoch	eine	Antwort	zu	erhalten.	Meine	
gleichzeitige	Nachfrage	beim	Bezirksgericht	 Innere	Stadt	und	bei	Dr.	Stau-

















Staudinger	 ausführlich	 beschriebenen	Verfahren	 fehlen	 die	 Unterlagen	 zum	
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teile,	 selbst	mein	mehrfach	geäußerter	Wunsch	nach	einem	diesbezüglichen	
Telefonat	 blieben	 ohne	 Resonanz	 –	 seitens	 einer	 Mitarbeiterin	 Staudingers	
wurde	dies	zwar	wiederholt	angekündigt,	doch	der	Rückruf	erfolgte	nicht.73
Es	 versteht	 sich	 von	 selbst,	 dass	 für	 jegliche	 wissenschaftliche	 Arbeit	 eine	
rekonstruierbare	 Quellenlage	 unumgänglich	 ist,	 daher	 wollte	 ich	 nichts	 un-
versucht	 lassen,	 Ungereimtheiten	 bezüglich	 des	 Umfangs	 dieses	 zentralen	
Aktenbestandes	 meiner	 Dissertation	 aufzuklären.	 Außerdem	 wären	 einige	




und	 Erbgesundheitsobergerichts	Wien	 vollständig	 in	 einem	Wiener	 Archiv	
zur	Verfügung	stehen	und	nicht	weiter	verstreut	bleiben.	
Als	 letzten	Versuch	 zur	Klärung	wandte	 sich	Prof.	Dr.	Eberhard	Gabriel	
als	Vertreter	des	Wiener	Krankenanstaltenbundes,	der	meine	Dissertation	mit	








„Es	wären	 Ihnen	 vermutlich	 alle	 an	der	 gegenwärtigen	Archivierung	und	
Aufarbeitung	der	Akten	des	Wiener	Erbgesundheitsgerichtes	Beteiligten	sehr	
dankbar,	 wenn	 Sie	 in	 einem	 kurzen	 Absatz	 schriftlich	 feststellten,	 dass	 Sie	
alle	für	Sie	jetzt	verfügbaren	Unterlagen	übergeben	haben	und	keine	Aussage	












Mit	 einer	 solchen	 schriftlichen	 Erklärung	 wäre	 dann	 der	 gegenwärtig	






Einen	 weiteren	 Beschluss	 des	 Erbgesundheitsgerichts	 konnte	 ich	 aus	 dem	





das	 Wiener	 Stadt-	 und	 Landesarchiv	 übergeben	 –	 versehen	 mit	 einem	 de-
taillierten	 Aktenverzeichnis	 und	 der	 Dokumentation	 der	 bisherigen	 Bemü-






















In	 den	 wenigen	 Publikationen	 kursieren	 unterschiedliche	 Zahlen:	 So	 findet	
sich	bei	Seidler	sowohl	die	bereits	genannte	Zahl	von	etwa	2.000	Akten79	als	




nicht	nachvollziehbare	Zahl	 stammt	 von	Anton	Rolleder,	 einem	der	beiden	











Aktenanforderungen82	 aus	 den	 Jahren	 1950	 bis	 1967	 von	 verschiedenen	 Ge-
richten	an	das	Bezirksgericht	Innere	Stadt	bzw.	an	das	Bezirksgericht	Mitter-
steig,	in	denen	die	beiden	Spruchkammern	des	Erbgesundheitsgerichts	Wien	






81	 VG 6b 8024/46 (� DÖW E 22232).		 	 	 	 	 	 	












reten,	 um	 daraus	 die	 tatsächliche	 Zahl	 der	 Erbgesundheitsgerichtsverfahren	








Der	 Aktenbestand	 ist	 großteils	 gut	 erhalten,	 fallweise	 sind	 manche	 Sätze	
bzw.	Satzteile	in	den	Gerichtsbeschlüssen	aufgrund	der	damals	verwendeten	
Schreibmaschine	schlecht	entzifferbar.	Einige	Akten	sind	durch	von	Prof.	Dr.	




Verfahren,	 zu	 den	 von	 der	 Zwangssterilisation	 bedrohten	 Frauen	 und	 Män-

















von	 anderen	 im	 Verfahren	 beigezogenen	 Ärzten,	 Erbbiologische	 Erhebungs-	
und	Intelligenzprüfungsbögen	(letztere	bei	der	GzVeN-Diagnose	Schwachsinn),	
Sippentafeln	 und	 fallweise	 auch	 Abschriften	 von	 Krankengeschichten	 sowie	
Aussagen	 von	 Zeuginnen	 und	 Zeugen.	 Gelegentlich	 liegen	 Sitzungsproto-
kolle	 von	 Erbgesundheitsgericht	 und	 Erbgesundheitsobergericht	 bei,	 verein-
zelt	auch	sogenannte	Endgültigkeitszeugnisse,86	Abrechnungen	zu	Honoraren	
und	Fahrtkosten	der	Gutachter,	Postzustellungsurkunden,	 fallweise	auch	die	
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Die	 Verteilung	 der	 Verfahren	 auf	 die	 beiden	 Spruchkammern	 richtete	 sich	
–	bis	 auf	wenige	Ausnahmen	–	nach	dem	Anfangsbuchstaben	des	Familien-
namens	 der	 Frauen	 und	 Männer:	 In	 der	 Spruchkammer	 1	 �III	 im	 Bezirks-
gericht	Innere	Stadt	wurden	Verfahren	 jener,	deren	Familiennamen	mit	den	
Buchstaben	 A–K	 begannen,	 durchgeführt,	 in	 der	 Spruchkammer	 2	 �III	 im	
Bezirksgericht	Margareten	jener	mit	L–Z.
Bis	Februar	1944	war	Anton	Rolleder	Hauptrichter	der	ersten	und	Alfred	
Tomanetz	 der	 zweiten	 Spruchkammer.	 Nach	 dem	Tod	Tomanetz’	 am	 zwei-
ten	Februar	1944	übernahm	Rolleder	bis	auf	ein	Verfahren90	alle	weiteren	bis	
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Aus	den	 insgesamt	 1.682	 vorhandenen	und	dem	Wiener	Stadt-	und	Lan-
















Jahr vorhandene	Akten Aktenminimum Prozentsatz
1940 136 158 86	%
1941 521 592 88	%
1942 525 577 91	%
1943 316 370 85	%
1944 105 200 53	%
1945 68 150 45	%
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Drittens	 auch	 durch	 den	 Versuch,	 anhand	 einzelner	 Fallgeschichten	 ihre	


















zu	 zeitlichen	 Aspekten	 des	Vollzugs	 von	 1940–1945	 im	 Hinblick	 auf	 die	 an-
zunehmende	Mindestzahl	der	Verfahren	Gewichtungen	bei	der	Auswertung	
vorgenommen.
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gänge	 –	 ob	 eine	 Zwangssterilisation	 angeordnet	 oder	 abgelehnt	 wurde	 oder	
das	 Verfahren	 ohne	 einen	 (solchen)	 Beschluss	 endete.	 Von	 besonderem	 In-
teresse	war	die	zeitliche	Dimension	–	ob	sich	der	Vollzug	zwischen	1940	und	
1945	erkennbar	änderte	–	sowie	die	Frage	nach	geschlechtsspezifischen	Unter-
schieden.	 Bei	 der	 Auswertung	 der	 Daten	 zum	 Erbgesundheitsobergericht	
Wien	galt	der	Schwerpunkt	darüber	hinaus	dem	Vergleich	der	jeweiligen	Be-
schwerdeverfahren	–	um	der	Frage	nachzugehen,	ob	das	Erbgesundheitsober-





des	 GzVeN	 während	 des	 Krieges	 und	 die	 Bedeutung	 der	 Erbgesundheits-
gerichtsbarkeit	 innerhalb	 der	 NS-Euthanasie	 und	 andererseits,	 wie	 sehr	 die	
ärztlichen	Beisitzer	und	Gutachter	nicht	nur	auf	medizinische,	sondern	auch	
soziale	 bzw.	 ideologische	 Argumente	 in	 ihren	 Beschlüssen	 zur	 Zwangssteri-
lisation	 oder	 dagegen	 zurückgriffen:	 Fortpflanzungsgefährlichkeit,	 Asozialität 
und mangelnde Lebensbewährung.








des	 Krieges	 und	 aller	 damit	 verbundenen	 Einschränkungen	 ist	 nur	 bedingt	
mit	 jenem	 im	 Altreich	 bis	 1939	 vergleichbar.	 Drittens	 wurde	 den	 Beschwer-
deverfahren	in	diesen	Untersuchungen	nicht	die	Bedeutung	beigemessen,	die	
sich	in	der	vorliegenden	Arbeit	als	zentral	herausgestellt	hat.
Vier	 Verfahren	 aus	 dem	 Aktenbestand	 des	 Erbgesundheitsgerichts	 Wien	
finden	 sich	 nicht	 in	 der	 statistischen	 Auswertung,	 da	 darin	 nicht	 über	 eine	
Zwangssterilisation	 nach	 §	 1	 GzVeN,	 sondern	 eine	 freiwillige Entmannung	
Quellen	und	Methodik








Auch	 wenn	 viele	 Quellen	 nur	 teilweise	 oder	 nicht	 mehr	 vorhanden	 sind,	
geben	die	Akten	–	im	Kontext	der	NS-Gesundheitspolitik,	die	aus	den	bisher	
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1.  Das Gesetz zur Verhütung 
 erbkranken Nachwuchses (GzVeN)
Die	 eugenisch	 orientierte	 Bevölkerungspolitik	 des	 NS-Regimes	 radikalisierte	
die	ideologisch	fixierte	Idealvorstellung	von	Frauen	und	Männern	ohne	jede	
körperliche	und	geistige	Behinderung.	Eugenik,	Rassenzugehörigkeit und	Öko-















den	 folgenden	 Jahren	wurden	die	 chirurgischen	Methoden	 zwar	kontinuier-
97	 		 Zur	Geschichte	der	Eugenik	sind	bereits	umfangreiche	Forschungsarbeiten	entstanden,	wes-
halb	hier	nur	eine	sehr	kurze	Darstellung	erfolgt.	Vgl.	zusammenfassend	Malina/Neugebauer,	











keit	 der	 Operation	bei	 der	Frau	 viele	Anhänger	der	Bewegung	 zur	 Zurück-
haltung	veranlaßte“.99
Die	 seit	 Beginn	 des	 20.	 Jahrhunderts	 von	 Medizin	 und	 Politik	 gestell-





denen	die	 Zustimmung	der	Betroffenen	die	 formale	Voraussetzung	 für	 den	
Eingriff	war.	Unfruchtbar	gemacht	werden	sollten	Patientinnen	und	Patienten	






Im	 Gegensatz	 zu	 Deutschland,	 wo	 die	 Eugenik	 ein	 „tendenziell	 Einheit	
stiftendes	politisches	Projekt	[…]	weit	über	die	einzelnen	weltanschaulichen	
Kreise,	Parteiungen	und	Lager“102	war,	 fand	 in	Österreich	der	eugenische	Dis-
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Bedeutung	verlieren	und	den	gesamtgesellschaftlichen	untergeordnet.103	Einer	
der	 wichtigsten	 Vertreter	 sozialistischer	 Eugenik	 in	 der	 Zwischenkriegszeit	







1922	 richtete	 die	 Stadt	 Wien	 eine	 Eheberatungsstelle	 ein,	 die,	 ganz	 im	
Sinne	Tandlers,	freiwillig	von	potenziellen	Eltern	aufgesucht	werden	konnte.	






wesentliche	 Rolle	 bei	 der	 Formulierung	 bevölkerungspolitischer	 und	 eugeni-
scher	Konzepte	und	deren	Umsetzung.	Entsprechend	der	1930	veröffentlichten	
päpstlichen	 Enzyklika	 „Casti	 Connubii“	 lehnte	 sie	 jegliche	 Form	 der	 Emp-
fängnisverhütung	 sowie	 Eheverbote	 ab.	 Gleichzeitig	 waren	 „heilsame	 Rat-
schläge	zur	Erziehung	einer	starken	und	gesunden	Nachkommenschaft	[…]	
der	gesunden	Vernunft	durchaus	nicht	zuwider“.106
1935	 erfolgte	 die	 Wiedereröffnung	 der	 1934	 geschlossenen	 Eheberatungs-
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ländischen	 Front	 und	 dem	 katholischen	 Josefswerk,	 einem	 Hilfsverein	 für	
christliche	Ehen.	 Inhalte	der	Beratung	sollten	soziale	Fragen,	Eherecht	und	
Seelsorge	sein.	Leiter	wurde	Albert	Niedermeyer,	ein	katholischer	Eugeniker	
und	 Gynäkologe	 aus	Wien,	 der	 sich	 während	 seiner	 ärztlichen	Tätigkeit	 in	
Görlitz	geweigert	hatte,	Zwangssterilisationen	nach	dem	in	Deutschland	1934	
in	 Kraft	 getretenen	 GzVeN	 durchzuführen	 und	 der	 nach	 seiner	 Rückkehr	
nach	 Wien	 als	 Konsulent	 für	 Familienschutz	 bei	 der	 Stadt	 Wien	 arbeitete.	
Niedermeyer	 war	 auch	 Mitglied	 der	 St.	 Lukasgilde,	 einer	 1932	 gegründeten	
Vereinigung	katholischer	Ärztinnen	und	Ärzte,	die	sich	um	„Vermittlung	einer	
erbbiologisch-katholischen	 Sexualmoral“	 bemühten.	 Mit	 dieser	 unvereinbar	
waren	 selbstbestimmte	 Elternschaft	 und	 freiwillige	 Sterilisationen	 –	 durch	






























risten	 aktiv:	 Anton	 Rolleder,	 der	 spätere	 Richter	 am	 Erbgesundheitsgericht	
Wien,	referierte	und	publizierte	seit	Anfang	der	1930er	Jahre	über	„Ehe-	Fort-
pflanzungs-,	 Volkstodgefahrs-	 [sic]	 und	 bevölkerungspolitische	 Fragen“.113	
Wie	Reichel	war	er	Mitglied	in	einem	weiteren	eugenisch	ausgerichteten	Ver-







Männer	 zwangssterilisiert	 worden	 waren,	 Fragestellungen	 zu	 Eugenik und	
Erbpathologie.	 Julius	 Wagner-Jauregg,	 der	 1927	 für	 die	 von	 ihm	 entwickelte	
Malariatherapie	 den	 Nobelpreis	 erhielt	 und	„der	 den	 katholischen	 Eugenik-
vorstellungen	prinzipiell	ablehnend	gegenüberstand“,114	stimmte	darin	den	In-
halten	des	GzVeN	von	einem	„theoretisch	wissenschaftlichen	Standpunkt“115	
aus	 zu,	 kritisierte	 die	 Repräsentanten	 des	 austrofaschistischen	 Ständestaates	
für	 ihre	an	der	päpstlichen	Casti	Connubii	orientierten	Bevölkerungspolitik	
und	bedauerte,	dass	„die	Verhütung	unerwünschten	Nachwuchses	durch	Ste-
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Krankheiten	 nicht	 nachgewiesen	 und	 in	 den	 GzVeN-Verfahren	 weder	 Fehler	












hunderts	 in	 verschiedensten	politischen	Lagern	und	 Institutionen	diskutiert,	
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bereits	 am	 14.	 Juli	 1933	 verabschiedet	 und	 am	 1.	 Jänner	 1934	 rechtswirksam.	
Hitler	 selbst	 bezeichnete	 es	 als	 eine	 „wahrhaft	 revolutionäre	 Maßnahme“125	
und	Reichsjustizminister	Hans	Frank	hielt	fest,	dass	es	„in	aller	Deutlichkeit	



















schen,	 bei	 denen	 angeborener Schwachsinn,	 Schizophrenie,	 manisch-depressives 
Irresein,	erbliche Fallsucht,	erblicher Veitstanz,	erbliche Blindheit,	erbliche Taubheit,	
schwere erbliche körperliche Missbildung	oder	Alkoholismus	diagnostiziert	wurden,	
auch	 gegen	 ihren	Willen	 sterilisiert	 werden	 konnten.129	 Schwachsinn,	 Schizo-






Bereits	damals	wurde	 auch	diskutiert,	 dass	 sich	 trotz	der	Zwangssterilisa-
tionen	der	prozentuelle	Anteil	als	erbkrank	geltender	Frauen	und	Männer	in	
den	 kommenden	 Generationen	 unterschiedlich	 veränderte.	 Bei	 Schwachsinn	
ging	 man	 von	 einer	 Reduktion	 des	 Anteils	 von	 zwei	 Drittel	 bis	 zur	 Hälfte	
aus,	bei	Schizophrenie	von	etwa	2	%	und	bei	manisch-depressivem Irresein	von	
etwa	 4	 %	 weniger	 pro	 Generation	 –	 ohne	 dass	 dies	 die	 Zwangssterilisation	
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NSDAP	 bzw.	 der	 zahlreichen	 Parteiorganisationen	 verpflichtet,	 beim	 Ver-
dacht	 des	Vorliegens	 einer	Erbkrankheit	 eine	Anzeige	beim	Gesundheitsamt	











klärung	 der	 Menschenrechte	 verankert	 –	 im	 vor	 und	 auch	 in	 der	 NS-Zeit	
herrschenden	 Rechtsverständnis	 war	 das	 Wohl des	 Volksganzen	 wichtiger	 als	
das	 Wohl	 des	 Individuums.	 Dementsprechend,	 so	 Gütt,	 Rüdin	 und	 Ruttke,	
diente	das	GzVeN	„dem	Wohle	und	dem	Schutze	der	Volksgemeinschaft,	d.h.	
dem	höchsten	Rechtsgut,	das	wir	kennen.	Der	Einzelne	hat	der	Gemeinschaft	
gegenüber	 immer	 zurückzutreten.“137	 Zeitgenössische	 Schulbücher	 wiesen	
schon	Kinder	und	Jugendliche	darauf	hin,	dass	erbkranke	Frauen	und	Männer	
mit	ihrer	freiwilligen	Zustimmung	zur	Unfruchtbarmachung	„dem	deutschen	
































Zeugen	 aus	der	Familie	 und	dem	 sozialen	Umfeld	nicht	 auf	 ihre	Schweige-
pflicht	 berufen	 und	 demnach	 auch	 nicht	 die	 Aussage	 verweigern.139	 Zustän-
diges	 Ministerium	 für	 die	 Erbgesundheitsgerichtsbarkeit	 war	 das	 Reichsmi-
nisterium	des	Innern,	das	unter	anderem	auch	die	für	die	Gerichte	bestellten	
ärztlichen	 Beisitzer	 genehmigte,	 allerdings	 erfolgte	 die	 Einrichtung	 der	 Ge-
richte	und	die	Bestellung	der	Richter	durch	das	Reichsjustizministerium.
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informieren	 und	 an	 einem	 in	 Fachzeitschriften	 geführten	 Diskurs	 über	 die	


















„Jede	Eingrenzung	menschlichen	Verhaltens	 auf	Diagnosen	 ist	 stets	 von	 so-
zialen	Konzepten,	 ökonomischen	Zwängen	und	 Ideologien,	 ja,	 der	Biogra-
phie	 des	 Diagnostikers	 mitgetragen.	 Diagnosenstellen	 ist	 Machtgebrauch	
mit	 nicht	 geringer	 Irrtumsmöglichkeit.	 Dabei	 verweisen	 versehentliche	
Fehldiagnosen	 zumeist	 auf	 keine	 ethischen,	 sondern	 eher	 auf	 sachliche	Pro-





gefährlich	 schließlich	 erweisen	 sich	 Diagnosen,	 wenn	 sie	 als	Waffen	 gegen	
die	unbequemen	Meinungen	anderer	verwandt	werden.	Um	diesen	Gefah-
1.	Das	Gesetz	zur	Verhütung	erbkranken	Nachwuchses
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ren	zu	entgehen,	bedarf	es	geschulter	Sachlichkeit,	vorsichtiger	Kenntnis	der	
Grenzen	 der	 Aussagefähigkeit	 psychiatrischer	 Diagnostik	 –	 eben:	 geübter	
Bescheidung.“140	
Ralf	Seidels	 1992	getroffene	Anmerkung	 zur	Diagnostik	 als	Waffe	 gegen	





nie, manisch-depressives Irresein, erbliche Fallsucht, erblicher Veitstanz, erbliche 
Blindheit, erbliche Taubheit, schwere erbliche körperliche Missbildung und Alkoho-
lismus.	Die	Vererbbarkeit	von	Krankheiten	wurde	in	Deutschland	seit	Anfang	
der	 1920er-Jahre	 in	 größerem	 Ausmaß	 erforscht.	 Für	 die	 Glaubwürdigkeit	
und	die	Akzeptanz	des	GzVeN	war	es	sicher	förderlich,	dass	mit	Ernst	Rüdin	
der	„bekannteste	[…]	Vertreter	der	deutschen	Erbpsychiatrie	seit	den	1920er	




fred	 Ploetz,	 schon	 1905	 die	 weltweit	 erste	 eugenische	 Vereinigung,	 nämlich	
die	Deutsche	Gesellschaft	 für	Rassenhygiene,	gegründet,	sondern	auch	viele	
Jahre	in	deren	Zeitschrift	„Archiv	für	Rassen-	und	Gesellschaftsbiologie“	die	
Schriftleitung	 inne.	 Beide	 waren	 Schüler	 des	 Schweizer	 Psychiaters	 August	
Forel.	Rüdin	war	auch	unmittelbar	am	Vollzug	des	GzVeN	beteiligt	–	als	ärzt-
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einandersetzung	damit	legten	Carola	Einhaus,	Astrid	Ley	und	Gunther	Link	










dern	 sozialen	Kategorisierungen	und	Schlussfolgerungen	 sie	 in	 ihrem	Kom-
mentar	verankerten	und	wie	sich	diese	auf	den	Vollzug	des	GzVeN	durch	die	
Mitglieder	des	Erbgesundheitsgerichts	Wien	auswirkten.	





terne	Ursachen	 für	 die	 an	 ihnen	 festgestellte	Krankheit	 geltend	 zu	 machen:	
bei	Schwachsinn	beispielsweise	Verletzungen	durch	Unfälle,	Infektionen	oder	
Geburtstraumata,	 aber	 auch	mangelnder	Schulbesuch,	bei	Schizophrenie	 und	
manisch-depressivem Irresein	vor	allem	konkrete	(traumatisierende)	Ereignisse	
als	Grund	für	eine	Persönlichkeitsveränderung.	Die	Beweislast	im	Verfahren	
lag	 auf	Seite	 der	Betroffenen	–	konnten	 sie	 keine	Gründe	 angeben	bzw.	 er-
kannte	das	Erbgesundheitsgericht	diese	nicht	an,	wurde	die	Zwangssterilisa-
tion	beschlossen.	
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Hier	 zeigt	 sich	 auch	 ein	 geschlechtsspezifischer	 Unterschied:	 Frauen	 hat-
ten	häufiger	als	Männer	ein	Verfahren,	da,	 so	Gütt,	Rüdin	und	Ruttke,	„bei	
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reiche	Ursachen	haben	–	deren	Vererbbarkeit	fallweise	als	gesichert	galt	und	
somit	 zur	 Zwangssterilisation	 ohne	 weitere	 Überprüfung	 der	 Sippe	 führen	
konnte.	Zwar	wurde	diese	bei	allen	 im	GzVeN	genannten	Diagnosen	einbe-
zogen,	 doch	 waren	 ähnliche	 in	 der	 Familie	 auftretende	 Formen	 von	 Beein-




Angesichts	 der	 sonstigen	 Ausführungen	 zu	 den	 GzVeN-Diagnosen	 über-
rascht	 die	 nur	 hier	 genannte	 Anleitung	 zum	 Umgang	 mit	 den	 Betroffenen:	
„Es	wird	eine	für	unser	Volk	segensreiche	Aufgabe	aller	Amtsärzte,	praktischen	
Ärzte	und	Anstaltsleiter	sein,	wenn	sie	die	erbkranken	Augenleidenden	unbe-





als	 gesetzlicher	 Vertreter	 ihrer	 Kinder	 oder	 Pflegebefohlenen	 freiwillig	 den	
Antrag	auf	Unfruchtbarmachung	stellen.“148




Die	 Abgrenzung	 zwischen	 einer	 ererbten	 und	 einer	 erworbenen	 körper-
lichen	 schweren	 Missbildung	 war	 von	 den	 Kommentatoren	 als	 schwierig	 an-
erkannt,	 und	 bei	 der	 Bewertung	 deren	 Schwere	 waren	 wiederum	 soziale	 As-
pekte	 ausschlaggebend:	„Schwere	Mißbildungen	 sind	 solche,	die	unter	 allen	
Umständen	als	für	den	Fortbestand	der	Rasse	verhängnisvoll	zu	gelten	haben	
und	 welche	 das	 betreffende	 Individuum	 zu	 außergewöhnlichen	 Leistungen	
des	Lebens	unfähig	machen,	wie	sie	z.B.	im	Krieg	oder	bei	Überwindung	von	
Gefahren	 erforderlich	 sind.“149	 Doch	 selbst	 wenn	 die	 Missbildung	 der	 Be-




















zustände	 teilt	 ja	der	 sterilisierungspflichtige	Trunksüchtige	mit	manchen	an-
deren	 Alkoholfreunden,	 die	 volksgemeinschaftlich	 und	 erbbiologisch	 nicht	
unbedingt	unerwünscht	zu	sein	brauchen.	Was	ihn	von	jenen	unterscheidet,	ist	
nicht	der	Rauschzustand,	sondern	das	Bild,	das	er	nüchtern	bietet.	Und	zwar	
nicht	 nur	 als	 Einzelperson,	 sondern	 als	 Glied	 der	 Gemeinschaft.“152	 Doch	
nicht	nur	das	Verhalten	der/des	Einzelnen	in	ihrem/seinem	sozialen	Umfeld	
war	 ausschlaggebend	 für	die	Entscheidung	 zur	Zwangssterilisation,	 sondern	
auch	das	soziale	Umfeld	selbst:	„Die	Familie,	aus	der	ein	schwerer	Alkoholiker	
stammt,	ist	fast	immer	minderwertig.	Die	Familie,	die	er	selbst	gegründet	hat,	


















Einmal	 scheitert,	 mit	 wenigen	 Ausnahmen,	 dieser	Versuch	 doch	 schließlich	
wieder,	und	es	wird	mit	einiger	unangebrachter	Nachsicht	nur	kostbare	Zeit	
verloren.“153	
Auch	die	 Dringlichkeit	 der	Zwangssterilisation	hing	 vom	 sozialen	Verhal-
ten	ab,	denn	erwies	sich	ein	„Alkoholiker	trotz	sachgemäßer	Behandlung	und	
Fürsorge	als	uneinsichtig	und	haltlos,	 asozial	und	antisozial	und	 finden	 sich	
Debile,	Psychopathen	und	sonstige	psychische	Anlagemängel	bei	Verwandten,	









Rüdin	 und	 Ruttke	 als	 Verfasser	 des	 Gesetzestextes	 und	 des	 dazugehörigen	
Kommentars	daran,	diese	als	erblich	zu	kategorisieren,	noch	die	vielen	Ärzte,	
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der	 von	 der	 Zwangssterilisation	 bedrohten	 Frauen	 und	 Männer	 erkranken	
würden.	 Die	 Problematik	 der	 wissenschaftlichen	 Absicherung	 von	 Wahr-
scheinlichkeiten	war	Gütt,	Rüdin	und	Ruttke	bewusst,	hielten	sie	doch	dazu	in	
ihrem	Kommentar	fest:	„Nur	eine	unbestimmte,	unsichere	Wahrscheinlichkeit	










erbprognostischen	 Untersuchungen	 […]	 klar	 hervorgeht	 und	 somit	 wissen-
schaftlich	feststeht.“157	Ein	Zirkelschluss.	
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DiE	Einführung	DEs	gzVen	in	DEr	
o s t m a r k 	im	JännEr	1940	
Nach	 dem	 Anschluss	 Österreichs	 an	 NS-Deutschland	 im	 März	 1938	 wurden	
die	 beiden	 Rechtssysteme	 schrittweise	 angeglichen	 und	 die	 NS-Gesetze	 ein-
geführt.	So	erlangten	die	Nürnberger	Rassengesetze	bereits	im	Mai	1938	auch	
in	der	nunmehrigen	Ostmark	Gültigkeit,	 und	 im	Dezember	 1938	das	Gesetz	
zur	Vereinheitlichung	 des	 Gesundheitswesens,	 das	 durch	 die	Verstaatlichung	




Änderung	 des	 GzVeN	 erst	 Mitte	 1939	 endeten,	 denn	 bezüglich	 der	 Beurtei-
lung	der	Diagnosen	Schwachsinn	und	Fallsucht	bestand	 lange	keine	Einigung	
zwischen	der	Dienststelle	des	‚Stellvertreters	des	Führers‘	und	dem	Reichsmi-
nisterium	 des	 Innern,	 dem	 neben	 dem	 Reichsministerium	 für	 Justiz	 für	 den	
Vollzug	des	GzVeN	zuständigen	Ministerium	in	Berlin.	Auch	die	erbitterten	
Streitigkeiten	zwischen	Reichsärzteführer	Gerhard	Wagner	und	Rudolf	Hess,	
dem	 Stellvertreter	 Hitlers,	 bezüglich	 der	 Einflussnahme	 der	 NSDAP	 in	 der	
Erbgesundheitsgerichtsbarkeit,	die	dazu	führten,	dass	die	Gauleiter	im	Vorver-
fahren	die	Weiterleitung	der	Anträge	von	Gesundheitsämtern	bzw.	Anstalten	
genehmigen	 sollten	 und	 die	 Gauämter	 für	 Volksgesundheit	 deren	 Entschei-
dung	 vorzubereiten	hatten,	 verzögerten	die	 geplante	Änderung.	Ein	weiterer	
Grund	 war,	 dass	 das	 GzVeN	 gemeinsam	 mit	 dem	 Ehegesundheitsgesetz	 in	
Kraft	treten	sollte	und	sich	dessen	Einführung	wegen	des	in	der	Ostmark	noch	
geltenden	Zivilrechts	verzögerte.160	
Bei	 Josef	 Bürckel,	 dem	 Reichskommissar	 für	 die	 Wiedervereinigung	 Öster-
reichs	 mit	 dem	 Deutschen	 Reich,	 häuften	 sich	 inzwischen	 die	 dringlichen	
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Steiermark,	bat	ihn	im	März	1939,	„sich	dafür	zu	verwenden“,	dass	das	GzVeN	
„ehebaldigst“	 in	der	Ostmark	 in	Kraft	 trete.	Nachdrücklich	wies	Uiberreither	
darauf	 hin,	 dass	 im	 Jänner	 1939	 „von	 248	 Geburten	 im	 Landeskrankenhaus	





Auch	 der	 Salzburger	 Gauleiter	 Friedrich	 Rainer	 beklagte	 sich	 bei	 Bür-
ckel,	dass	„erblich	Belastete	nach	wie	vor	 in	der	Lage	sind,	minderwertige	
Nachkommenschaft	 zu	 erzeugen“.	 Und	 er	 warnte	 vor	 den	 weitreichenden	
Folgen:	 „Da	 dadurch	 bei	 Dienststellen	 und	 Bevölkerung	 der	 Eindruck	 er-
wachsen	muß,	es	sei	mit	den	rassepflegerischen	Massnahmen	nicht	richtig	









reiche	 Schulungsmaßnahmen	 für	 Amtsärzte,	 Falk	 Ruttke	 las	 an	 der	 juridi-
schen	 Fakultät	 der	 Universität	 Wien	 und	 hielt,	 wie	 auch	 Arthur	 Gütt	 und	




















nik,	bewertete	 in	seinem	im	November	 1938	 in	der	„Wiener	Klinischen	Wo-
chenschrift“	erschienenen	Artikel	das	GzVeN	als	„überaus	wichtigen	Schritt	







GzVeN	 im	 Altreich	 kurzfristig	 eingestellt	 und	 kurz	 darauf	 in	 deutlich	 ein-
geschränktem	 Ausmaß	 wieder	 aufgenommen:	 Zwangssterilisationen	 sollten	
nur	 noch	 „wegen	 besonders	 großer	 Fortpflanzungsgefahr“167	 vorgenommen	
werden.	 Zeitgleich	 erfolgte	 ein	 für	 die	 späteren	Tötungen	 im	Zuge	der	NS-
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Reichsärzteführer	 Leonardo	 Conti	 kam	 persönlich	 nach	Wien,	 um	 in	 einer	













80	Männer)	und	 1943	 139,	 also	 insgesamt	 313	Zwangseingriffe	 an	das	Reichs-
ministerium	des	Innern	in	Berlin	gemeldet	worden.172	Wolfgang	Neugebauers	
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2. Der Vollzug des GzVeN durch 











Erbgesundheitsgerichte.177	 Das	 für	 diese	 und	 Wien	 zuständige	 Erbgesund-








anzusehen	 waren	 oder	 nicht.	 Dementsprechend	 beschlossen	 sie	 –	 in	 Über-
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 2.	Der	Vollzug	des	GzVeN	durch	das	Erbgesundheitsgericht	Wien












Nach	 der	 Darstellung	 des	Verlaufs	 der	Verfahren	 in	 den	 Jahren	 1940	 bis	
1945	–	von	der	Verzögerung	der	ersten	Beschlüsse	bis	zu	den	kriegsbedingten	
Auswirkungen	 vor	 allem	 ab	 Mitte	 1944	 –	 ergänzen	 diesen	 Abschnitt	 Anga-
ben	zu	den	Gerichtstagen	sowie	zum	formalen	Ablauf.	Soweit	es	die	Verfah-
rensakten	 ermöglichen,	 sind	danach	biografische	 Informationen	 zu	den	 von	
der	 Zwangssterilisation	 bedrohten	 Frauen	 und	 Männern	 zusammengefasst.	
Den	größten	Teil	dieses	Kapitels	bildet	die	 statistische	Auswertung	der	Ver-
fahren:	 zur	 Antragstellung,	 zu	 den	 genannten	 GzVeN-Diagnosen	 der	 von	









die	 schon	 beschriebenen	 Einschränkungen	 des	 Personenkreises,	 der	 zwangs-
sterilisiert	werden	sollte,	der	NS-Euthanasie	und	des	Kriegsverlaufs.
179			 Vgl.	Gütt/Rüdin/Ruttke,	Kommentar,	243ff.








































Spring.indb   77 23.01.2009   11:17:40
 2.	Der	Vollzug	des	GzVeN	durch	das	Erbgesundheitsgericht	Wien
geworden	 waren.182	 Im	 eugenischen Netzwerk	 Wiens	 war	 Rolleder	 kein	 Un-
bekannter:	Er	gehörte	seit	Frühjahr	1927	dem	Arbeitsbund	für	österreichische	
Familienkunde	an	und	referierte	und	publizierte	seit	Anfang	der	1930er	Jahre	










Die	 Personalknappheit,	 bedingt	 durch	 bereits	 in	 den	 ersten	 Monaten	 nach	
Kriegsbeginn	 erfolgte	 Einberufungen	 zur	 Wehrmacht	 und	 Zusammenle-
gungen	von	Abteilungen	 einzelner	Amtsgerichte,186	 dürfte	dazu	beigetragen	
haben,	 dass	 die	 Mitgliedschaft	 bei	 der	 NSDAP	 nicht	 die	 oberste	 Priorität	
bei	der	Bestellung	zum	Erbgesundheitsrichter	war.	So	gehörte	Alfred	Toma-
netz	 (1879–1944),	 Richter	 am	 Bezirksgericht	 Wien-Leopoldstadt,	 nicht	 der	
NSDAP	an,	entsprach	aber,	wie	auch	sein	Kollege	Rolleder,	dem	richterlichen	
Anforderungsprofil:	Wie	von	Arthur	Gütt,	Ernst	Rüdin	und	Falk	Ruttke,	den	
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„genauer	 und	 gewissenhafter	 Arbeiter“,189	 und	 er	 erfüllte	 eine	 weitere,	 unab-
dingbare	Voraussetzung	für	das	Richteramt:	Das	Personalamt	der	Gauleitung	
Wien	vermerkte	bezüglich	 seiner	politischen	Einstellung,	 er	habe	„sich	 […]	
niemals	 gegensätzlich	 zum	 heutigen	 Staat	 und	 der	 Partei	 ausgesprochen,	 er	
war	 im	Gegenteil	 ein	 steter	Gegner	des	 früheren	Systems	und	 ist	 als	 treuer,	
absolut	verlässlicher	Volksgenosse	anzusehen“.190	
In	37	(2	%)	der	1.697	Verfahren	hatten	zwei	weitere	Richter,	Ekkehard	Häm-
merle,	Richter	 am	Amtsgericht	Wien	 seit	September	 1939,	und	Eugen	Huf-
nagl	den	Vorsitz	inne.	Hufnagl	leitete	im	Februar	und	Mai	1941	13	Verfahren,	
Hämmerle	 fünf	 im	 selben	Zeitraum	und	ein	weiteres	 im	Februar	 1942.	Von	
Ende	November	 1943	bis	Ende	 Jänner	 1944	übernahm	er	die	Verfahren	von	
Tomanetz.	Dieser	starb	im	Februar	1944,	und	Rolleder	war	danach	bis	auf	eine	
Ausnahme	alleiniger	Richter	bis	Kriegsende.
In	 59	Verfahren	 (3	 %)	 geht	 der	 Name	 des	 Richters	 aus	 den	 Akten	 nicht	
hervor.	 24	 Verfahren	 wurden	 erstinstanzlich	 von	 einem	 anderen	 Erbgesund-
heitsgericht	 aus	 dem	 Sprengel	 des	 Erbgesundheitsobergerichts	 Wien,	 bei-
spielsweise	 in	 Krems,	 entschieden.	 Dass	 sich	 diese	 Akten	 im	 Bestand	 des	
Erbgesundheitsgerichts	 Wien	 befinden,	 erklärt	 sich	 aus	 den	 zunehmenden	
Einschränkungen	beim	Vollzug	des	GzVeN:	Das	Erbgesundheitsobergericht	











Spring.indb   79 23.01.2009   11:17:41
0 2.	Der	Vollzug	des	GzVeN	durch	das	Erbgesundheitsgericht	Wien





manetz	 sehr	kontinuierlich	und,	wie	noch	zu	 sehen	 sein	wird,	der	Kreis	der	
Richter	und	ärztlichen	Beisitzer	am	Erbgesundheitsobergericht	Wien	relativ	





1944	 lediglich	 fünf	ärztliche	Beisitzer	bestellt,	 am	Erbgesundheitsgericht	Er-
langen	 von	 1934	 bis	 1945	 sieben,	 am	 Erbgesundheitsgericht	 Passau	 von	 1934	
bis	 1939	neun	und	am	Erbgesundheitsgericht	Bielefeld	 von	 1934	bis	 1944	 24	
Ärzte.192	
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ärzte	und	Anstaltsleiter,	 sondern	nur	 für	 jene,	 die	diesbezüglich	nur	 teilzeit-
beschäftigt	 waren	 und	 darüber	 hinaus	 einer	 „freien	 Erwerbstätigkeit“	 nach-
gingen	–	d.	h.	eine	ärztliche	Praxis	hatten.
Zu	 den	 ersten	 bestellten	 ärztlichen	 Beisitzern	 am	 Erbgesundheitsgericht	
Wien	 zählten	 die	 Amtsärzte	 Otto	 Hamminger	 (Hauptgesundheitsamt	 Nie-




und	 Karl	 Windholz	 (Leiter	 des	 Gesundheitsamts	 Schwechat),	 weiters	 Wal-




Fritz-Euler	 Rolle	 (Vertrauensarzt	 der	 Krankenfürsorgeanstalt	 der	 Bundes-
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Neben	 den	 Einberufungen	 führte	 vor	 allem	 der	 deutliche	 Anstieg	 der	
Verfahren	ab	 1941	 zur	Bestellung	weiterer	 ärztlicher	Beisitzer,	die	 zahlreiche	
Beschlüsse	 verantworteten,	 unter	 ihnen	 Leopold	 Breitenecker	 vom	 Institut	
für	 Gerichtsmedizin	 der	 Universität	Wien,	 Erich	 Breuning,	 Amtsarzt	 beim	
Reichsstatthalter	Niederdonau,	Alois	Kittinger,	Chirurg	und	ärztlicher	Leiter	
des	Krankenhauses	Kittsee,	Franz	Schmid,	Gemeindearzt	in	Hainburg	sowie	
zwei	 weitere	 Psychiater,	 Hans	 Bertha	 und	 Ernst	 Illing,	 auf	 deren	 institutio-
nelle	Verankerung	noch	eingegangen	wird.	
Im	 Gegensatz	 zum	 Erbgesundheitsobergericht,	 wo	 hochrangige	 Funktio-
näre	aus	Gesundheitsverwaltung	und	großen	psychiatrischen	Anstalten	sowie	
Angehörige	der	Universität	Wien	über	die	Beschwerden	entschieden,	erfolgte	





































der	 NS-Euthanasiezentrale	 in	 Berlin	 zusammen,	 Illing	 war	 verantwortlich	
für	 die	Tötung	 von	 Kindern	 und	 Jugendlichen	 in	 der	 Jugendfürsorgeanstalt	
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praktischer	 Arzt	 in	 Mannersdorf	 bei	 Bruck/Leitha	 und	 langjähriger	 Sozial-




Eine	wichtige	Voraussetzung	 für	die	Bestellung	 als	 ärztlicher	Beisitzer	war,	
dass	 diese	 „auf	 dem	 Boden	 der	 nationalsozialistischen	 Weltanschauung	 ste-
hen“206,	 was	 bei	 Bertha,	 Breitenecker,	 Breuning,	 Euler-Rolle,	 Haidinger,	 Hi-
ckelsberger,	 Illing,	Neusser,	Pichler,	Schmidt,	Scholz	und	Windholz	 jedenfalls	
zutraf:	waren	sie	doch	schon	seit	Anfang	der	 1930er-Jahre,	d.h.	auch	während	









gehörten	 der	 von	 Johannes	 Vossen	 für	 Westfalen	 charakterisierten	 und	 auf	
Wien	 übertragbaren	 ‚Frontgeneration‘	 an,	 die	 während	 der	 Monarchie	 bzw.	














als	 Soldat	 am	 Ersten	 Weltkrieg	 teilgenommen	 und	 ihr	 Studium	 bzw.	 ihre	














fahren,	 sondern	 der	 Hinweis	 auf	 den	 Stillstand	 des	 Erbgesundheitsgerichts:	
Bereits	Mitte	Jänner	beantragte	Lothar	Scholz,	Amtsarzt	am	Gesundheitsamt	






































entscheiden,	 wäre	 eine	 über	 das	 gesetzgeberische	 Vorhaben	 hinausgreifende	
Amtstätigkeit	eines	Vorsitzenden“.	Rolleder	wollte	 jedoch	keineswegs	untätig	
bleiben:	 „Es	 kann	 ihm	 jedoch	 nicht	 verwehrt	 sein,	 Zwischenverfügungen	 zu	
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Die	Verzögerung	bei	der	Bestellung	der	ärztlichen	Beisitzer	war	nicht	auf	





Nach	 Rolleders	 Urgenz	 dauerte	 es	 weitere	 sechs	 Wochen	 bis	 zur	 ersten	








war.	 Da	 Abtreibungen	 gemäß	 GzVeN	 bis	 zum	 Ende	 des	 sechsten	 Monats	




findet	 sich	 kein	 weiteres	Verfahren,	 es	 ist	 daher	 nicht	 auszuschließen,	 dass	
Marie	 F.	 durch	 die	 genannten	 Verzögerungen	 bei	 der	 Bestellung	 der	 ärzt-













Nach	 der	 ersten	 mit	 einem	 Beschluss	 endenden	Verhandlung	 des	 Erbge-
sundheitsgerichts	 vom	 14.	Mai	 1940	 stieg	die	Zahl	der	 erstinstanzlichen	Be-
schlüsse	nur	 langsam:	Drei	weitere	erfolgten	noch	 im	Mai,	einer	 im	Juni,	 je	
sechs	im	Juli	und	August,	weitere	drei	im	September,	zehn	im	Oktober,	14	im	
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Es	oblag	den	Amtsärzten,	zu	entscheiden,	die	Verfahren	als	kriegswichtig	




die	 in	 diesem	 Zeitraum	 die	 wichtigsten	 ärztlichen	 Beisitzer	 waren,	 ihre	Tä-
tigkeit	 auch	 unter	 erschwerten	 Rahmenbedingungen	 für	 kriegswichtig	 hiel-










sei.	 Außerdem	 wurden	 im	 Zuge	 der	 Zusammenlegung	 der	 Gerichtsbezirke	
sowohl	 die	 Verfahren	 der	 Erbgesundheitsgerichte	 Korneuburg,	 Krems,	 St.	
Pölten,	Wiener	Neustadt	und	Znaim	als	auch	die	beim	Erbgesundheitsober-
gericht	 noch	 anhängigen	 Beschwerdeverfahren	 dieser	 Gerichte	 an	 das	 Erb-
gesundheitsgericht	Wien	abgegeben.
Untersucht	 man	 den	 Verlauf	 der	 Verfahren	 von	 Frauen	 und	 Männern	 zwi-
schen	 1940	 bis	 1945,	 so	 zeigt	 sich,	 dass	 annähernd	 gleich	 viele	 Frauen	 und	
Männer	betroffen	waren	–	dies	zeigten	auch	Untersuchungen	zur	Erbgesund-
heitsgerichtsbarkeit	 im	 Altreich.	 Allerdings	 standen	 1940	 und	 1941	 deutlich	
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weshalb	sie	nicht	nur	als	dringend	fortpflanzungsgefährdet	galten,	sondern	ihr	
Verfahren	 auch	 möglichst	 schnell	 abgeschlossen	 werden	 sollte,	 um	 im	 Falle	














bedingt	 durch	 die	 Einholung	 ergänzender	 Unterlagen	 zur	 Entscheidungs-
findung	 wie	 Krankengeschichten,	 zusätzlichen	 Gutachten	 oder	 Berichten	






































zung,	 in	 der	 seine	 Zwangssterilisation	 beschlossen	 wurde,	 erst	 vier	Wochen	
später	 stattfand.	 Ebenso	 mussten	 an	 den	 Erbgesundheitsgerichten	 im	 Gau	
Oberdonau	fallweise	Sitzungen	verschoben	werden.223	
Doch	 es	 gab	 auch	 Verfahren,	 wo	 das	 Erbgesundheitsgericht	 innerhalb	
eines	 Monats	 entschied,	 vor	 allem	 bei	 schwangeren	 Frauen:	 Johanna	 R.s	
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aus	 medizinischen	 Gründen	 aufgeschoben	 wurde.	 Im	 Februar	 1945	 urgierte	
Richter	Rolleder	noch,	„den	in	Betracht	kommenden	Operateur	zur	baldigen	

















zur	 Entscheidung	 über	 die	 Fortführung	 vorgelegt	 werden.227	 Zumindest	 für	
einige	wenige	von	der	Zwangssterilisation	bedrohte	Frauen	und	Männer	be-
dingte	diese	Bestimmung	eine	längere	Verzögerung,	wodurch	ihre	Verfahren	
mit	 der	 Aufhebung	 des	 GzVeN	 im	 Mai	 1945	 ohne	 Beschluss	 endeten.	 Der	









227			 Vgl.	Runderlass	des	Reichsministeriums	des	Innern	vom	6.	September 1944, A b 1419 II/44–	 	 	 	 	
1079a	in	2	�III	96/44.
228			 Zu	Trüb	vgl.	Kap.	3,	zur	Biografie	der	Genannten	vgl.	weiter	unten.




dem	 Inkrafttreten	 des	 GzVeN	 im	 Jänner	 1934	 die	 Beschlüsse	 oft	 innerhalb	
weniger	Minuten	 fassten.	Monika	Daum	und	Hans-Ulrich	Deppe	sprachen	
für	 das	 Erbgesundheitsgericht	 Frankfurt/Main	 von	„Schnellverfahren“229,	 Jo-
hannes	Vossen	von	„Fließbandverfahren“230	 am	Erbgesundheitsgericht	Biele-
feld,	er	wies	aber	auch	auf	eine	eingehendere	Verfahrensführung	an	den	Erb-
gesundheitsgerichten	 in	 Hagen,	 Münster	 und	 Paderborn	 selbst	 für	 diesen	
Zeitraum	hin.
Am	Erbgesundheitsgericht	Wien	endeten	pro	Sitzungstag	ein	bis	drei	Ver-







seine	 Zwangssterilisation	 beschlossen	 wurde,	 15	 Minuten,	 bei	 deren	 Ableh-
nung	30	Minuten,	bei	der	zuvor	genannten	schwangeren	Hedwig	R.	der	Be-






















sich	aus	den	ersten	Monaten	des	 Jahres	 1940,	wo,	wie	zuvor	 schon	beschrie-
ben,	mangels	ärztlicher	Beisitzer	die	Anträge	der	Amtsärzte	und	Anstaltsleiter	
vorerst	zurückgewiesen	und	die	Verfahren	erst	später	geführt	wurden,234	und	
auch	 durch	 die	 sogenannten	 Wiederaufnahmeanträge:	 Traten	 nach	 einem	
abgeschlossenen	 Verfahren,	 d.h.	 nach	 dem	 Beschluss	 des	 Erbgesundheits-
obergerichts,	Umstände	ein,	„die	eine	nochmalige	Prüfung	des	Sachverhaltes	









dienten	 bei	 den	 Angaben	 zu	 Familienstand,	 Anstaltsaufenthalt,	 Beruf,	 aber	




















Jeweils	 drei	 Viertel	 der	 von	 der	 Zwangssterilisation	 bedrohten	 Frauen	 und	
Männer	war	zwischen	20	und	40	Jahre	alt.	Hoch	ist	auch	die	Zahl	der	unter	20-
jährigen.	Frauen	über	40	galten	aufgrund	ihrer	abnehmenden	Fertilität	kaum	
noch	 als	 dringend fortpflanzungsgefährdet,	 dementsprechend	 niedrig	 ist	 auch	
ihr	Anteil	 in	der	Altersgruppe	der	40-	bis	50-Jährigen.	Die	Verfahrensakten	
dieser	Frauen	zeigen,	dass	sie	zumeist	verheiratet,	Mutter	eines	oder	mehrerer	
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Elisabeth	 S.	 war	 mit	 49	 Jahren	 die	 älteste	 Frau	 vor	 dem	 Erbgesundheits-
gericht	 Wien.	 Sie	 konnte	 sich	 über	 vier	 Jahre	 erfolgreich	 gegen	 ihre	 ange-
ordnete	 Zwangssterilisation	 wehren	 und	 dieser	 durch	 ein	 Zusammentreffen	









und	 Kittinger	 beschlossen	 unter	 dem	Vorsitz	Tomanetz’	 im	 September	 1943	
seine	 Zwangssterilisation	 wegen	 „angeborener	 Fallsucht	 mit	 beginnender	
Demenz.	 […]	 Eine	 Entstehung	 für	 die	 als	 typisch	 anzusprechenden	 epilep-
tischen	Anfälle	aus	äußerer	Ursache	wird	nicht	angegeben	und	ist	auch	nicht	
feststellbar.	 Die	 geistige	 Abschwächung,	 Schwerfälligkeit,	 Verlangsamung	
und	Klebrigkeit	[sic]	sprechen,	ebenso	wie	die	Art	der	Anfälle,	für	Fallsucht.	
Als	 erbliche	 Belastung	 ist	 ein	 Selbstmord	 des	 mütterlichen	 Großvaters	 auf-
zufassen.“239	Elisabeth	K.	 stand	als	 13-Jährige	 im	Februar	 1944	vor	dem	Erb-

















Sie	 beschlossen	 ihre	 Zwangssterilisation,	 denn	 Elisabeth	 K.	 „erwies	 sich	 als	
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In	 den	Verfahren	 von	 402	 Frauen	 und	 259	 Männern	 (39	 %	 aller	Verfahren),	
anteilsmäßig	deutlich	mehr	Frauen	als	Männer	 in	Relation	zu	den	Gesamt-
verfahren,	 findet	sich	der	Hinweis,	dass	 sie	zum	Zeitpunkt	der	Beschlussfas-
sung	 in	 einer	Anstalt	 untergebracht	waren,	 531	 (80	%)	davon	 in	der	Anstalt	
Am	Steinhof.	Weitere	37	(6	%)	waren	in	der	psychiatrischen	Anstalt	Gugging	
untergebracht,	 dessen	 Anstaltsleiter,	 der	 Psychiater	 Josef	 Schicker,	 als	 maß-




wurde	 nicht	 am	 Erbgesundheitsgericht	Wien,	 sondern	 an	 jenen	 Erbgesund-
heitsgerichten	im	Gau	Niederdonau,	in	dessen	Sprengel	die	Frauen	und	Män-
ner	wohnten,	verhandelt.	
Die	 Zahl	 von	 26	 (4	 %)	 Frauen	 und	 Männern	 aus	 dem	Versorgungsheim	






















Nun	 noch	 zu	 jenen	 Institutionen,	 die	 in	den	durch	 die	 Deportation	und	
Tötung	der	InsassInnen	frei	gewordenen	Pavillons	der	Anstalt	Am	Steinhof	
eingerichtet	wurden:	Die	Zahl	der	Verfahren	von	Frauen	aus	der	NS-Arbeits-
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der	Wiener	 Jugendfürsorgeanstalt	 Am	 Spiegelgrund,246	 der	 1942	 daraus	 her-
vorgegangenen	 Wiener	 Städtischen	 Nervenklinik	 für	 Kinder	 Am	 Spiegel-
grund	und	der	Wiener	Städtischen	Erziehungsanstalt	Am	Spiegelgrund247	ist	
mit	 insgesamt	44	 (7%)	zwar	niedrig,	 jedoch	 in	Relation	zur	Gesamtzahl	der	
jeweiligen	 InsassInnen	zu	 sehen:	Die	Arbeitsanstalt	war	 für	 120	Frauen	 vor-
gesehen,248	 insgesamt	dürften	 etwa	650	Frauen	zwischen	 1941	und	 1945	dort	
zwangsweise	angehalten	worden	sein.	Die	Wiener	Städtische	Jugendfürsorge-
anstalt	hatte	640	Betten,249	die	Gesamtzahl	der	darin	untergebrachten	Kinder	
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Der	 Anteil	 der	 Frauen	 und	 Männer	 in	Wien,	 die	 als	 Unterstützung	 ent-
weder	einen	Vormund	oder	eine	Vertretung	hatten,	entspricht	jenem	der	Ver-
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die	Familienmitglieder	bei	 der	Bestellung	Druck	 ausgeübt	worden	war,	 den	
Antrag	auf	eine	Zwangssterilisation	zu	stellen	bzw.	nach	deren	Beschluss	noch	
während	der	Sitzung	auf	das	Recht	der	Beschwerde	zu	verzichten.255	Wie	sehr	






tenbestand	 des	 Erbgesundheitsgerichts	Wien	 eine	 Zugehörigkeit	 zur	Wehr-
macht	vor	dem	Verfahren	oder	auch	noch	während	dessen	hervor,	da	neben	
Gutachten,	 Befragungen	 und	 anderen	 Beweismitteln	 zur	 Entscheidungsfin-
dung	auch	Lazarettberichte	genannt	waren.	Bereits	seit	Juni	1937	wurden	im	
Altreich Anzeigen	 auf	 Zwangssterilisation	 vom	 Gesundheitsamt	 an	 die	 zu-
ständigen	Kreispolizeibehörden	gemeldet,	die	dafür	zu	sorgen	hatten,	dass	als	
erbkrank	 geltende	 Männer	 bei	 der	 Musterung	 als	 untauglich	 ausgeschlossen	
wurden.	 Die	 zuständigen	 Leiter	 der	 Kommandobehörden	 der	 Wehrmacht	











Karl	 R.,	 zum	 Zeitpunkt	 der	 Antragstellung	 in	 der	 Jugendfürsorgeanstalt,	
sollte	 laut	 Beschluss	 der	 ärztlichen	 Beisitzer	 Kittinger	 und	Windholz	 unter	
dem	 Vorsitz	 Tomanetz’	 im	 Juni	 1942	 wegen	 Schwachsinn	 zwangssterilisiert	
werden.	 Außerdem	 galt	 er	 als	 „leicht	 schlecht	 beeinflussbar“.258	 Er	 weigerte	
sich,	zur	Zwangssterilisation	ins	Spital	zu	gehen	und	wurde	neuerlich	in	die	
Ende	 1942	 aus	 der	 Jugendfürsorgeanstalt	 hervorgegangenen	 Wiener	 Städti-













Diagnose	 Alkoholismus	 zwangssterilisiert	 werden	 sollte.	 Er	 erschien	 Anfang	


















das	Verfahren	während	 seines	Wehrdienstes	 eingestellt	worden	 sei.	Franz	L.	
entging	also	vorerst	dem	Zwangseingriff,	weil	er	nicht	zum	vorgeschriebenen	
Zeitpunkt	 in	 der	 Klinik	 erschien,	 offenbar	 auch	 nicht	 mit	 polizeilicher	 Ge-
walt	gesucht	und	eingewiesen	wurde	und	vermutlich	auch	deshalb,	weil	sein	




wie	 der	 antragstellende	 Anstaltsleiter	 der	 Trinkerheilstätte	 der	 Anstalt	 Am	
Steinhof,	Alfred	Hackel,	 feststellte.	Dass	 er	 letztlich	nicht	 zwangssterilisiert	
wurde,	lag	an	einem	Zusammentreffen	verschiedenster	Faktoren:	Er	entwich	
im	 September	 1942	 aus	 der	 Anstalt,	 doch	 erst	 im	 Jänner	 1944	 fragte	 Rich-
ter	 Hämmerle	 vom	 Erbgesundheitsgericht	 beim	 Bezirkspolizeikommissariat	
nach	und	erfuhr,	dass	Johann	M.	im	März	1943	zur	Wehrmacht	eingerückt	war.	
Während	 der	Truppenarzt	 der	Wiener	 Albrechtskaserne	 von	 einer	 Lebensbe-
währung	Johann	M.s	ausging,	bezeichnete	der	dortige	Kompagniechef	Johann	





nehmung	 der	 Lebensbewährung	 der	 Soldaten	 sehr	 unterschiedlich	 sein.	 Im	
März	1944	wurde	Johann	M.	nach	Znaim	versetzt,	vermutlich	hatte	er	deshalb	
die	Ladung	des	Erbgesundheitsgerichts	nicht	rechtzeitig	erhalten.	Aufgrund	
seines	Desertionsversuchs	war	 Johann	M.	ab	Mai	 1944	 im	Gefängnis	 in	der	
Wiener	Rossauer	Kaserne	 inhaftiert.	Die	Zustellung	der	Vorladung	erfolgte	
auch	dorthin	nicht	rechtzeitig,	und	erst	im	Juni	1944	erschien	er	vor	Gericht	
und	 erklärte	 umgehend,	 seinen	 Antrag	 auf	 Unfruchtbarmachung	 zurückzu-
ziehen	–	ein	unerheblicher	Einwand,	da	sich	der	Anstaltsleiter	diesem	ange-
260	 Zu	diesem	und	den	folgenden	Zitaten	siehe	2	�III	292/42.	




an,	 Johann	 M.s	 Lebensgefährtin	 vorzuladen,	 wenn	 diese	 mit	 ihren	 Kindern	
von	der	Kinderlandverschickung	wieder	zurückgekehrt	sei	–	ein	eindrückliches	
Beispiel	 dafür,	 dass	 die	 korrekte	 Verfahrensführung,	 in	 diesem	 Fall:	 die	 Be-
fragung	von	Angehörigen,	wichtiger	war,	als	ein	schneller	Abschluss	des	Ver-
fahrens	eines	Mannes,	dessen	Verhalten	sehr	negativ	bewertet	worden	war.	Im	
Zuge	 der	 kriegsbedingten	 Einschränkungen	 der	 Erbgesundheitsgerichtsbar-














satzes	 die	 Möglichkeit	 zu	 geben,	 bei	 der	Wehrmacht	 wieder	 aufgenommen	
und	 dort	 in	 die	 Front	 eingeteilt	 zu	 werden“.261	 Im	 Zuge	 dieses	 neuerlichen	
Verfahrens	konnte	Franz	V.	nun	beim	Erbgesundheitsobergericht	gegen	den	
ursprünglichen	 Beschluss	 zur	 Zwangssterilisation	 Beschwerde	 einbringen.	
Das	 Verfahren	 verzögerte	 sich	 um	 einige	 Wochen,	 da	 Richter	 Viktor	 Zen-
ker	 vom	 Erbgesundheitsobergericht	 den	 Akt	 an	 das	 Erbgesundheitsgericht	























Drei	 Frauen	 und	 ein	 Mann,	 PatientInnen	 in	 der	 Anstalt	 Am	 Steinhof,	 gal-
ten	als	halbjüdisch	im	Sinne	der	Nürnberger	Gesetze.	Sie	sollten	aufgrund	der	
GzVeN-Diagnose	 Schizophrenie	 zwangssterilisiert	 werden.	 Die	 Kategorisie-
rung	als	halbjüdisch	war	zwar	bei	der	Religionszugehörigkeit	angeführt,	diente	
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jedoch	nicht	als	Argument	für	oder	gegen	eine	Zwangssterilisation.	Wie	aus	
den	 folgenden	 Beispielen	 hervorgeht,	 unterschieden	 sich	 die	 Beschlüsse	 der	
ärztlichen	Beisitzer	nicht	von	jenen	zu	anderen	Frauen	und	Männern,	die	als	
schizophren	 diagnostiziert	 worden	 waren:	 Stimmenhören,	 Halluzinationen,	
Affektstörungen	–	finden	sich	darin	ebenso	wie	soziale	Werturteile,	betreffend	
Arbeitsunlust,	Sippenbelastung	und	Wandertrieb.	
Kurt	 H.	 sei,	 so	 die	 Ausführungen	 im	 Beschluss	 von	 den	 ärztlichen	 Bei-
sitzern	 Bruha	 und	 Krzizek	 unter	 dem	 Vorsitz	 Rolleders	 im	 Juli	 1943,	 „1940	
[…]	 wegen	 eines	 akuten	Verwirrtheitszustandes	 durch	 über	 drei	 Monate	 in	




in	 einer	 Anstalt	 interniert	 gewesen	 sein	 soll.	 […]	 Die	 gerichtliche	 Verneh-
mung	des	Vaters	ergab	noch,	dass	der	Beantragte	sein	Musikstudium	wegen	












Namentlich	bei	der	zweiten	 Internierung	 finden	 sich	Aussprüche	des	Be-
antragten	 vermerkt,	 die	 für	 schizophrenes	 Denken	 und	 entsprechende	 Aus-
drucksstörungen	 charakteristisch	 sind.	 Auch	 Wortneubildungen	 kommen	




Antriebes	 im	 Zusammenhalt	 mit	 den	 aus	 den	 Krankheitsgeschichten	 […]	
Die	Beantragten:	Frauen	und	Männer	vor	dem	Erbgesundheitsgericht	Wien

















fehlte	 Geruchsempfindungen.	 Die	 höhere	 Macht,	 die	 sie	 aus	 sich	 sprechen	
fühlt,	 lässt	 einen	 Beziehungswahn	 erkennen.	 Sie	 will	 die	 Einwirkung	 merk-
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handlungszimmer	und	ihr	weiteres	Verhalten	während	der	Verhandlung	zeigen,	










dem	Vorsitz	von	Richter	Tomanetz	 im	August	 1943	zu	 folgendem	Ergebnis:	
„Aus	der	heutigen	Vernehmung	und	aus	der	Aktenlage	ist	zu	ersehen,	dass	die	
P.[…]	Judenmischling	ersten	Grades	ist.	Der	Mutter-Vater	beging	Selbstmord	
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(unter	 dem	Vorsitz	 von	 Richter	Tomanetz),	 bestätigten	 im	 Jänner	 1944	 den	
erstinstanzlichen	Beschluss	–	Margarethe	P.	wurde	nicht	zwangssterilisiert.
Auch	wenn	dies	nur	Einzelfälle	sind,	ist	unübersehbar,	dass	für	Erbgesund-
heitsgericht	 und	 auch	 Erbgesundheitsobergericht	 die	 Bestimmungen	 des	
GzVeN	ausreichten	und	sie	nicht	auf	antisemitische	Argumente	zurückgriffen	
–	weder	in	der	Anordnung	noch	in	der	Ablehnung	einer	Zwangssterilisation.	
Zum	Zeitpunkt	der	 zuvor	beschriebenen	Verfahren	waren	 Jüdinnen	und	 Ju-




























gesundheitsgerichtsbarkeit	 aufgehoben	 wurde268	 und	 dies	 das	 Vertrauensver-








Recht	 auf	 diese	 Auskunft.269	 Dass	 ökonomische,	 ideologische	 und	 medizi-
nische	Motive	zur	 teils	 sehr	unterschiedlichen	Erfüllung	der	Anzeigepflicht	
führten,	 konnten	 Josef	Goldberger	 für	den	Gau	Oberdonau,	Astrid	Ley	 für	
den	bayrischen	Gerichtsbezirk	Schwabach	und	Jürgen	Simon	für	den	Ober-
landesgerichtsbezirk	Düsseldorf	eindrücklich	aufzeigen.270	








hervor,	 dass	 Ende	 April	 1940	 bereits	 204	 Anzeigen	 an	 das	 Gesundheitsamt	
Wien	Hietzing/Penzing	übermittelt	worden	waren,	Ende	Mai	weitere	117	und	
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Weitere	 300	Personen	waren	 schon	 im	 Juli	 1939	 in	der	Abteilung	Erb-	und	
Rassenpflege	des	Hauptgesundheitsamts	vorgemerkt,	um	ihr	Verfahren	nach	
dem	Inkrafttreten	des	GzVeN	einleiten	zu	können.273




Erbgesundheitsobergericht	 Wien,	 an	 die	 Direktion	 des	 Allgemeinen	 Kran-
kenhauses	 hervor,	 in	 dem	 er	 2.000	 Anzeigeformulare	 für	 dessen	 Kliniken	
übermittelte.274	Ebenfalls	im	Mai	1940	regelte	eine	Weisung	des	Hauptgesund-




































Während	 sowohl	Frauen	 als	 auch	Männer	durch	 ihre	Anzeigepflicht	 an	der	
Umsetzung	 des	 GzVeN	 mitwirkten,	 blieb	 die	 Entscheidung	 über	 die	 Ein-
bringung	 eines	 Verfahrens	 beim	 Erbgesundheitsgericht,	 den	 Beschluss	 des	
Zwangseingriffs	 und	 dessen	 Ausführung	 ausschließlich	 Männern	 vorbehal-






der	 Anzeigen	 einen	 Antrag	 auf	 Durchführung	 des	Verfahrens.	 Richter	 und	
ärztliche	Beisitzer	der	für	den	Gesetzesvollzug	neu	geschaffenen	Erbgesund-





































Waren	 diese	 Aufzeichnungen	 noch	 nicht	 ausreichend,	 agierten	 zumeist	
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sie	 einerseits	 Familien	 in	 ökonomisch	 schwierigen	 Verhältnissen	 unterstütz-
ten,	trugen	sie	andererseits	zur	Vervollständigung	des	amtlichen	Wissens	über	
diese	bei,	indem	sie	durch	ihren	engen	Kontakt	auch	im	Rahmen	von	Haus-




ten	 sie	 für	das	Erbgesundheitsgericht	 ein	Antragsgutachten,	 zu	dem	die	Be-
antragten,	 wie	 die	 von	 der	 Zwangssterilisation	 bedrohten	 Frauen	 und	 Män-
ner	in	den	Akten	genannten	wurden,	auch	zwangsweise	ins	Gesundheitsamt	
bzw.	 in	der	Anstalt	 vorgeführt	werden	konnten.	Der	 Inhalt	des	Gutachtens	
war	 von	 zentraler	 Bedeutung	 für	 den	 Beschluss	 des	 Erbgesundheitsgerichts,	
daher	sollte	es	keinesfalls,	wie	es	im	Gesetzeskommentar	von	Gütt,	Rüdin	und	






fungsergebnis	 verschleiern	 können,	 müssen	 nach	 Möglichkeit	 ausgeschaltet	
und	berücksichtigt	werden.“288














heitsgerichts	 Wien	 finden	 sich	 nur	 einige	 wenige	 Gutachten	 aus	 dem	 Jahr	
1944.























ner	während	der	Untersuchung	„heiter,	 zornig,	 läppisch,	 albern,	 leer,	 stumpf,	
traurig,	 ängstlich,	 ratlos,	 erregt,	 sexuell-zudringlich“?	 Frage	 drei	 sollte	 einen	










handelte	 die	 Bewusstseinslage:	 „Auffassung,	 Besonnenheit,	 Aufmerksamkeit	
[…]	 Verwirrtheit“.	 Frage	 fünf	 den	 Gedankenablauf:	 „Denkhemmung,	 […]	
Aufmerksamkeit	 […]	 Denkträgheit,	 inhaltliche	 Störungen	 […]	 Zwangsvor-
stellungen“	waren	hier	als	Antworten	vorgegeben.	Frage	sechs	galt	ergänzend	






dass	 epileptische	 Anfälle	 gemeint	 waren,	 ein	 Wiener	 Amtsarzt	 trug	 jedoch	
auch	„seltene	Zornanfälle“	ein.293
Wenn	Amtsärzte	oder	Anstaltsleiter	ein	Verfahren	aufgrund	der	GzVeN-Dia-
gnose	Schwachsinn	 beim	Erbgesundheitsgericht	 einbrachten,	mussten	 sie	 zu-
sätzlich	 zum	Antragsgutachten	auch	einen	 Intelligenzprüfungsbogen	 über	die	
von	 der	 Zwangssterilisation	 bedrohten	 Frauen	 und	 Männer	 ausfüllen.	 Die	
erste	 Frage	 galt	 der	 geografischen	 und	 zeitlichen	 Orientierung,	 die	 zweite	
dem	Schulwissen	(Grundrechnungsarten,	aber	auch	Fragen	zu	den	fünf	Kon-
tinenten,	 zur	 biblischen	 Schöpfungsgeschichte	 sowie	 zum	 Kriegsverlauf ),294	






der	 Kombinationsfähigkeit	 (als	 Antwort	 sollten	 Sätze	 zu	 vorgegebenen	 Be-
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Anamnesen	 können	 eine	 wichtige	 Grundlage	 für	 die	 medizinische	 Behand-
lung	von	Patientinnen	und	Patienten	sein	–	insofern	war	es	naheliegend,	diese	
auch	 in	 Erbgesundheitsgerichtsverfahren	 zu	 erheben.	 Als	 besonders	 folgen-
schwer	erwies	sich	jedoch	nicht	nur	die	Kategorisierung	als	erbkrank	aufgrund	
einer	GzVeN-Diagnose,	 sondern	auch	die	 implizite	Bewertung	des	 sozialen	










in	 seinem	 Antragsgutachten	 über	 den	 38-jährigen	 Hilfsarbeiter	 Johann	 M.,	
Vater	 zweier	 Kinder,	 die	 zuvor	 aufgelisteten	 Fragen	 nur	 kurz	 aus,	 hielt	 aber	


















es,	 i	unterschreibs	eh,	aber	 fragens	mi	net	wegen	dem	Krieg,	der	Krieg	 inter-
essiert	mi	net.‘	Seine	vorhandene	Debilität	ist	er	bestrebt,	durch	Unwilligkeit	
und	Gleichgültigkeit	zu	tarnen.	So	stellt	er	sich	absichtlich	als	Trottel	hin,	um	
dem	untersuchenden	Arzt	Schwierigkeiten	 zu	machen.	Der	Pat[ient]	 ist	 der	
















Mit	 949	 (56	 %)	 bzw.	 625	 (37	 %)	 Anträgen	 auf	 Zwangssterilisation	 brachten	
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Diagramm	EGG	13,	Grundgesamtheit:	1.95	Verfahren
Amtsärzte	 und	 Anstaltsleiter	 waren	 verpflichtet,	 einen	 Antrag	 auf	 ein	 Ver-
fahren	 beim	 Erbgesundheitsgericht	 einzubringen,	 wenn	 sie	 zum	 Schluss	 ka-
men,	dass	die	angezeigten	Frauen	und	Männer	erbkrank	wären	und	bei	ihnen	
eine	 dringende	 Fortpflanzungsgefahr	 bestünde.	 Zur	 Wahrung	 des	 Anscheins	

























































B.	 in	 seiner	Beschwerde	gegen	die	 vom	Erbgesundheitsgericht	beschlossene	
Zwangssterilisation	an:	„Ich	habe	seinerzeit	den	Unfruchtbarmachungsantrag	
nur	deshalb	unterschrieben,	weil	man	mir	damals	sagte,	ich	käme	schneller	aus	
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Tirol	und	Vorarlberg	außerdem	mit	dem	Wunsch	nach	Eheschließungen	als	























und	 Vormunds	 bei	 und	 das	 Erbgesundheitsgericht	 beschloss	 seine	 Zwangs-
sterilisation.310





















jedoch	 angeordnet	 habe.	Therese	W.	 argumentierte,	 dass	 sich	 aufgrund	 der	
gegenteiligen	Beschlüsse	eines	der	beiden	Gerichte	geirrt	haben	müsse	und	
das	 Erbgesundheitsobergericht	 sie	 ohne	 Begutachtung	 als	 erbkrank	 katego-
risiert	habe.	Das	Erbgesundheitsgericht	nahm	das	Verfahren	wieder	auf	und	
der	 Psychiater	 Alfred	 Auersperg	 kam	 im	 Zuge	 seiner	 ausführlichen	 Begut-
achtung	zum	Schluss,	Therese	W.	sei	nicht	erbkrank.	Kurz	darauf,	im	Februar	
1945,	erfolgte	ein	operativer	Versuch	zur	Wiederherstellung	ihrer	Fertilität.
Diese	 Wiederaufnahmeverfahren	 verdeutlichen	 zweierlei:	 Einerseits	 waren	
sich	 die	 Ärzte	 des	 Erbgesundheitsgerichts	 und	 Erbgesundheitsobergerichts	
in	 ihrer	 ersten	 Beurteilung	 offenbar	 so	 sicher,	 dass	 sie	 übereinstimmend	 eine	
Zwangssterilisation	 anordneten.	 Andererseits	 gestand	 das	 Erbgesundheitsge-
richt	–	zumindest	vereinzelt	–	den	als	erbkrank kategorisierten	Frauen	und	Män-
nern	zu,	Beschlüsse	nochmals	zu	hinterfragen,	durch	eine	aufwändige	und	teure	
Begutachtung	 eine	 neuerliche	 Entscheidungsgrundlage	 zu	 erhalten	 und	 auch	
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wenn	 auch	 nur	 in	 Einzelfällen,	 dass	 Argumente	 eines	 Rechtsanwalts	 nicht	
von	 vornherein	 mehr	 galten	 als	 beispielsweise	 jene	 der	 zuvor	 genannten	 als	













































ruhen	 die	 am	 häufigsten	 genannten	 Kombinationen	 waren	 Fallsucht,	 Schizo-
phrenie,	 Taubheit	 oder	 Blindheit	 mit	 der	 Diagnose	 Schwachsinn.	 (Siehe	 Dia-
gramm	EGG	15.)
In	 774	 (42	 %)	 und	 somit	 den	 meisten	 Beschlüssen	 war	 die	 Diagnose	
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Anders	 als	 am	 Erbgesundheitsobergericht	 Wien,	 wo	 nur	 elf	 Gutachter	 tä-
tig	waren,	beauftragten	die	Richter	des	Erbgesundheitsgerichts	 insgesamt	25	






Josef	Berze	 (1866–1957)	war	 seit	 1907	Primarius	 in	der	Anstalt	Am	Steinhof	
und	 übernahm,	 nachdem	 er	 von	 1912	 bis	 1918	 Direktor	 der	 psychiatrischen	
Anstalt	 in	Klosterneuburg	war,	die	Leitung	der	Anstalt	Am	Steinhof	bis	zu	









             






































































Interesse	 stand	 Berze	 dem	 GzVeN	 vermutlich	 unkritisch	 gegenüber,	 sonst	








ten	 sich	 an	 ihn.322	 Das	 NSDAP-Mitglied	 Pötzl,	 der	 nach	 1945	 angab,	 seine	
Frau	habe	ohne	 sein	Wissen	Anfang	der	 1930er-Jahre	 für	 ihn	einer	Hausge-
hilfin	Mitgliedsbeiträge	für	die	NSDAP	übergeben,323	bewertete	das	GzVeN	
1938	in	der	Wiener Klinischen Wochenschrift	als	„überaus	wichtigen	Schritt	zur	
Sicherung	 einer	 gesunden	 und	 starken	 Entwicklung	 des	 deutschen	 Volkes.	
























„Scharfmacher	 in	der	 ‚Euthanasie‘“,327	und	Max	de	Crinis,	 einem	der	Haupt-
verantwortlichen.328	
So	hatte	sich	Pötzl	–	gemeinsam	mit	dem	bis	1940	in	Breslau	tätigen	Neu-




des	 Nationalsozialismus	 ab	 1940“,330	 erhielt	 von	 Pötzl	 im	 Februar	 1944	 fol-
genden	Brief:	„Nach	Wien	zurückgekehrt,	fühle	ich	nach	der	Erledigung	der	














































Beispiel	 von	Alfons	 Huber	 zeigt,	 nicht	 unbedingte	Voraussetzung	 für	 die	Be-
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Dass	 die	 externen	 Gutachter	 großteils	 Psychiater	 waren,	 erklärt	 sich	 aus	








fängnis-	 bzw.	Zeugungsfähigkeit	 der	 von	der	Zwangssterilisation	bedrohten	
Frauen	und	Männer.	Mit	der	Klärung	wurden	die	Gynäkologen	 Isidor	Am-
reich,	 Ludwig	 Kraul,	 Otto	 Planner-Plann,	 Hermann	 Siegmund	 und	 Hans	
Tasch	 beauftragt	 sowie	 der	 Gerichtsmediziner	 Philipp	 Schneider,	 der	 darü-
ber	hinaus	auch	als	Gutachter	in	Verfahren	zur	sogenannten	freiwilligen Ent-





beispielsweise	 der	 Frauenklinik	 Gersthof	 oder	 der	 Krankenanstalt	 Rudolfs-
stiftung.
Die	Gutachten	hatten	bei	der	Entscheidungsfindung	eine	zentrale	Bedeutung	

















galt	 und	 zwangssterilisiert	 werden	 sollte.338	 Sie	 wurde	 von	 der	 Kinderärztin	
Valerie	Bruck-Biesold	begutachtet,	obwohl	sie	zum	Zeitpunkt	des	Verfahrens	














Rüdins	 Gutachten	 verdeutlicht	 die	 Ungewissheit	 bei	 Fragen	 der	 Vererbung, 
den	Entscheidungsspielraum	von	Ärzten	und	die	unterschiedliche	Spruchpra-
xis	von	Erbgesundheitsgerichten.	Es	zeigt	aber	vor	allem	auch,	dass	niemand	
zwangssterilisiert	werden	 sollte,	bevor	nicht	 im	Hinblick	auf	 ihre/seine	Erb-
krankheit	Gewissheit	vorlag.	
Der	 in	 einer	 Molkerei	 tätige	 Ingenieur	 Georg	 K.	 sollte	 wegen	 schwerer 
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1943,	„liegt	 somit	anscheinend	eine	manifest	gewordene	Erbschädigung	[…]	
vor,	 welche	 den	 Schluss	 zu	 rechtfertigen	 scheint,	 dass	 auch	 die	 Nachkom-
menschaft	nicht	nur	 im	Erbbild,	 sondern	auch	 im	Erscheinungsbild	erblich	
geschädigt	 ist“.	 Trotzdem	 war	 es	 ihrer	 Ansicht	 nach	 „aber	 doch	 immerhin	









und	 Demographie	 ein,	 dies	 seien	 „spekulative	 Erwägungen,	 eventuell	 […]	
Arbeitshypothesen,	mit	denen	aber	praktisch,	vor	allem	auch	in	der	Unfrucht-
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dass	 als	 erbgesund	 geltende	 Frauen	 und	 Männer	 von	 der	 Reproduktion	 ausge-
schlossen	werden	würden	und	andererseits	als	erbkrank	Geltende	Eltern	werden	
konnten,	sollte	ein	externes	Gutachten	zur	Entscheidungsfindung	beitragen.	
Ein	 Vergleich	 mit	 der	 Erbgesundheitsgerichtsbarkeit	 im	 Altreich ist	 da-
bei	kaum	möglich,	weil	im	Altreich	nach	Kriegsbeginn	kaum	noch	Verfahren	
stattfanden	und	die	Frage	des	jeweiligen	Anteils	der	Begutachtungen	in	den	
vorhandenen	 Publikationen	 nur	 selten	 aufgegriffen	 wurde.	 Lediglich	 Hella	
Birk	weist	nach,	dass	in	den	zwischen	1934	und	1941	durchgeführten	Verfahren	
am	Erbgesundheitsgericht	Kempten	 in	 17	%	und	 am	Erbgesundheitsgericht	
Günzburg	 in	 27	%	 eine	Begutachtung	 angeordnet	wurde.	Birk	betont	dabei,	
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Die	Begutachtung	konnte	ambulant,	aber	auch	während	eines	bis	zu	sechs-
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Die	 im	 GzVeN	 genannten	 Krankheiten	 Schwachsinn,	 Schizophrenie	 und	 ma-
nisch-depressives Irresein	galten	als	angeboren	und	standen	daher	bezüglich	ihrer	
Vererbbarkeit	–	zwar	nicht	im	medizinischen	Diskurs,	jedoch	für	die	Autoren	
des	 Kommentars	 –	 außer	 Zweifel.	 Die	 ärztlichen	 Beisitzer	 am	 Erbgesund-
heitsgericht	 mussten	 daher	 lediglich	 entscheiden,	 ob	 sie	 die	 externen	 Ursa-
chen,	die	die	von	der	Zwangssterilisation	bedrohten	Frauen	und	Männer	für	












































































































Bis	 auf	 die	 Diagnose	 Fallsucht,	 zu	 der	 anteilsmäßig	 in	 etwas	 mehr	 Ver-
fahren	von	Männern	ein	Gutachten	erstellt	worden	war,	war	das	Geschlech-
































































Das	 Zustandekommen	 eines	 Beschlusses	 durch	 das	 Erbgesundheitsgericht	
war	im	Kommentar	zum	GzVeN	eindeutig	geregelt:	Die	ärztlichen	Beisitzer	
gaben	 ihr	Votum	ab,	 anschließend	der	Richter	–	wobei	dieser	de	 facto	kein	
Stimmrecht	hatte,	denn	im	Fall	unterschiedlicher	Auffassung	„kann	es	nicht	






























Und	 schon	 im	 Kommentar	 war	 festgelegt,	 dass	 eine	 Zwangssterilisa-
tion	 nicht	 angeordnet	 werden	 bzw.	 das	 Verfahren	 ausgesetzt,	 d.h.	 unterbro-








































bleme	 eine	 Beschlussfassung	 unmöglich:	 Wegen	 Schneeverwehungen	 brach	
im	 Jänner	 1945	 der	 Straßenbahn-	 und	 Postverkehr	 zusammen,	 weshalb	 ge-






%	 zu	 16	 %	 und	 in	 Hamburg,	 einer	 Stadt	 mit	 „besonders	 rigoros[er]“350	 Erb-
gesundheitsgerichtsbarkeit,	 85	 %	 zu	 10	 %.	 (In	 5	 %	 der	 Verfahren	 wurde	 die	











heitsamt	 und	 Erbgesundheitsgericht	 gab	 es	 Auffassungsunterschiede,	 wie	
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Dieser	 Auffassungsunterschied	 lässt	 sich	 exemplarisch	 auch	 an	 zwei	 wich-
tigen	 Akteuren	 festmachen:	 Obwohl	 sich	 der	 „erbbiologische	 Hardliner“353	




offenbar	 so	 wenig,	 dass	 Vellguth	 im	 Februar	 1942	 an	 Ministerialrat	 Linden	






auch	 zwischen	 Erbgesundheitsobergericht	 und	 Erbgesundheitsgericht.	 Vell-
guths	Klage	stieß	zwar	auf	offene	Ohren,	denn	Linden	stimmte	ihm	zu,	dass	
„Menschen,	 die	 nicht	 Kleines	 und	 Großes	 auseinanderhalten	 können,	 nicht	







































der	 Hinweis	 auf	 die	 Anhörung	 der	 von	 der	 Zwangssterilisation	 bedrohten	
Frauen	 und	 Männer	 vor	 dem	 Erbgesundheitsgericht	 in	 1.436	 der	 1.678	 Ver-
fahren	 (86%),	 die	 mit	 einem	 Beschluss	 endeten,	 findet	 –	 etwa	 gleich	 oft	 in	








–	 ein	 Hinweis	 darauf,	 dass	 diese	 Informationen	 im	 Rahmen	 der	 systemati-





















Gugging,	 Josef	 Schicker,	 Mitte	 Oktober	 1944	 Richter	 Anton	 Rolleder	 vom	
Erbgesundheitsgericht	Wien,	Charlotte	H.	könne	„wegen	ihres	wechselnden,	
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regelmäßig	 Sitzungen	 abhielt.	Wurden	 die	 Betroffenen	 nicht	 vorgeladen,	 la-












den	 ärztlichen	 Beisitzern	 erfolgen	 sollte.359	 In	 den	 umfangreicheren	 Akten	
des	Erbgesundheitsgerichts	Wien,	die	auch	Protokolle	der	Verfahren	enthal-
ten,	sind	die	ärztlichen	Beisitzer	immer	angeführt.360	Wie	aus	einigen	Akten	
hervorgeht,	 verschob	 das	 Erbgesundheitsgericht	 Wien	 Sitzungen,	 wenn	 die	
von	der	Zwangssterilisation	bedrohten	Frauen	und	Männer,	aber	auch	weitere	
Personen,	 die	 befragt	 werden	 sollten,	 nicht	 vor	 dem	 Erbgesundheitsgericht	
erscheinen	 konnten.361	 Die	 Gründe	 dafür	 reichten	 von	 zunehmenden	 Ein-
schränkungen	 beim	 öffentlichen	 Verkehr,	 vor	 allem	 gegen	 Kriegsende,	 über	
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150 2.	Der	Vollzug	des	GzVeN	durch	das	Erbgesundheitsgericht	Wien
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Beschluss zur Zwangssterilisation von Frauen


























waren	 es	 60	 und	 1945	 nur	 noch	 30)	 mitzubedenken	 ist.	 Deutlich	 ist	 jedoch,	
dass	es	diesbezüglich	keine	geschlechtsspezifischen	Unterschiede	gab.	(Siehe	
Diagramm	EGG	25.)
Die	 Auswertung	 der	 Verteilung	 der	 Beschlüsse	 zwischen	 1940	 und	 1945,	
aufgeschlüsselt	nach	Diagnosen,	ist	zwar	möglich,	jedoch	nicht	aussagekräftig:	
einerseits	aufgrund	der	wenigen	abgeschlossenen	Verfahren	in	den	Jahren	1940	
und	 1945,	 andererseits,	 weil	 nur	 die	Verfahren,	 in	 denen	 GzVeN-Diagnosen	





Ob	sich	Richter	und	Ärzte	 am	Erbgesundheitsgericht	Wien	 formal	und	 in-
haltlich	 an	 die	 Bestimmungen	 des	 GzVeN	 und	 auch	 an	 die	 1939	 erfolgten	
Einschränkungen	hielten	und	wie	 sich	Letztere	 auf	den	Vollzug	 auswirkten,	
soll	 nun	 zusammenfassend	 beantwortet	 werden,	 ebenso	 wie	 Fragen	 zu	 ge-
schlechtsspezifischen	 Unterschieden	 in	 den	 Verfahren,	 nach	 Auswirkungen	
des	Krieges	und	der	NS-Euthanasie,	der	Kooperation	mit	dem	vom	NS-Re-
gime	eingerichteten	‚Reichsausschuss	zur	Erfassung	erb-	und	anlagebedingter	










Bestellung	 als	 Erbgesundheitsrichter	 etwa	 60	 Jahre	 alt,	 hatten	 in	 vielen	 Be-
rufsjahren	 ihre	richterliche	Identität	 in	einer	rechtspositivistischen	Tradition	













genannten	 GzVeN-Diagnosen	 auf	 psychiatrischen	 Krankheitsbildern	 beruh-
ten.	Die	 große	Zahl	 von	praktischen	Ärzten	 aus	 verschiedenen	Gemeinden	
der	Umgebung	Wiens,	die	im	eugenischen Netzwerk	Wiens	vielfach	unbekannt	
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Hintergrund	kriegsbedingter	Engpässe	bei	der	Akquirierung	von	Richtern	und	
Ärzten,	nicht	 unbedingte	Voraussetzung,	denn	Alfred	Tomanetz	und	 auch	 ei-
nige	Ärzte	wie	Josef	Berze	und	Alfons	Huber	gehörten	nicht	der	NSDAP	an.
Die	 zuvor	 zitierte	 Einschätzung	 Richter	 Rolleders	 zu	 seiner	 „genauesten	
Arbeit“	 am	 Erbgesundheitsgericht	 lässt	 sich	 in	 zahlreichen	Verfahrensakten	
nachvollziehen,	 und	 auch	 Richter	Tomanetz	 legte	 großen	 Wert	 darauf,	 die	
Verfahren	formal	korrekt	zu	führen:	Beide	schickten	unvollständige	Anträge	
an	das	Gesundheitsamt	zurück,	selbst	wenn	die	antragstellenden	Ärzte	auf	die	
Dringlichkeit	 eines	 schnellen	Verfahrens	 von	 schwangeren	Frauen	hinwiesen.	
Da	der	Abbruch,	wie	im	GzVeN	festgeschrieben,	bis	zum	Ende	des	sechsten	
































det	 und	 brachten	 dementsprechend	 Anträge	 auf	 ihre	 Zwangssterilisation	 ein.	















Besonders	 deutlich	 wird	 die	 Trennlinie	 zwischen	 erbkrank	 und	 erbgesund	
in	 den	 Verfahren	 von	 jenen	 Frauen	 und	 Männern,	 die	 als	 asozial	 diffamiert	
wurden:	 Die	 ärztlichen	 Beisitzer	 lehnten	 Zwangssterilisationen	 ab,	 wenn	 sie	
zwar	 Asozialität,	 nicht	 jedoch	 eine	 im	 GzVeN	 genannte	 Diagnose,	 beispiels-
weise	Schwachsinn oder	Alkoholismus,	feststellen	konnten.	Allerdings	findet	sich	
in	den	Beschlüssen	oft	der	ausdrückliche	Hinweis,	dass	bei	einer	geänderten	
Gesetzeslage	 ein	 Wiederaufnahmeverfahren	 und	 der	 Beschluss	 zur	 Zwangs-
sterilisation	möglich	wäre	–	und	auch	erfolgen	sollte.	Gerade	vor	dem	Hinter-
grund	der	umfassenden	Verfolgungsmaßnahmen	von	als	asozial	stigmatisierten	
Frauen	 und	 Männern,	 zu	 der	 neben	 Zwangssterilisationen	 auch	 Entmündi-
gungen,	Eheverbote,	Haftstrafen,	Einweisungen	 in	Erziehungs-	und	Arbeits-
anstalten	 sowie	 Konzentrationslager	 zählten,	 überrascht	 es	 nicht,	 dass	 beim	
Vollzug	des	GzVeN	eine	Unterscheidung	zwischen	erbkranken	und	erbgesunden	




Nicht	 nur	 bei	 der	 Einschätzung	 der	 Fortpflanzungsgefährlichkeit	 und	 der	
Zuschreibung	von	Asozialität,	 sondern	vor	allem	auch	beim	Bewerten	exoge-
ner	 Ursachen	 von	 Krankheiten	 war	 der	 Ermessensspielraum	 der	 Ärzte	 sehr	
groß	 –	 was	 sowohl	 zu	 Ablehnungen	 der	 Anträge	 von	 Amtsärzten	 und	 An-








Im	 Hinblick	 auf	 formale	 und	 inhaltliche	 Aspekte	 des	 Vollzugs,	 also	 die	






und	der	Anzeige	 von	 als	 erbkrank	Verdächtigten	mit,	 doch	die	Entscheidung	
über	 die	 Einbringung	 des	 Verfahrens	 beim	 Erbgesundheitsgericht,	 die	 Be-
schlussfassung	 in	 beiden	 Instanzen,	 die	 Begutachtung	 und	 die	 Ausführung	
der	 Zwangssterilisationen	 war	 ausschließlich	 Männern	 vorbehalten	 –	 selbst	
in	Zeiten	größter	kriegsbedingter	Engpässe	waren	Frauen	diese	Funktionen	














Innerhalb	des	Erbgesundheitsgerichts	Wien	 agierten	Richter	 und	Ärzte	 un-
beirrt	 von	kriegsbedingten	Veränderungen,	wenngleich	 aufgrund	personeller	
Engpässe	bei	den	Ärzten	die	Verfahren	mit	sechs	bis	zwölf	Monaten	wesent-







Erbgesundheitsobergerichts	 Wien	 zusätzliche	 Verfahren	 durchführen	 sollte.	
Trotz	der	 im	Herbst	 1944	erfolgten	Anordnung	des	Reichsministeriums	des	































und	 an	 ihrer	 Gesundheit	 Schaden	 erleiden.	 Hier	 wird	 bei	 Ausschaltung	 ge-
wisser	Einflüsse	noch	eine	weitgehende	Aufklärungsarbeit	zu	leisten	sein.“366	
Die	 zahlreichen	 propagandistischen	 Maßnahmen	 durch	 Filme,	 Zeitungen	




























des Volkskörpers:	 durch	 die	 Entscheidung	 zur	 Deportation	 in	 Tötungsanstal-
ten	wie	Hartheim	oder	die	Tötung	 innerhalb	von	psychiatrischen	Anstalten	
–	 unter	 anderem	 in	 den	 Anstalten	 Am	 Steinhof,	 Gugging	 und	 der	 Jugend-
fürsorgeanstalt	–,	aber	auch	durch	die	Zusammenarbeit	mit	dem	‚Reichsaus-
schuss	 zur	 Erfassung	 erb-	 und	 anlagebedingter	 schwerer	 Leiden‘	 in	 Berlin.	
Diese	 aus	 dem	Ende	 1937	 gegründeten	Reichsausschuss	 für	 Erbgesundheits-




strittigen	 Entscheidungen	 zu	 Ehestandsdarlehen	 und	 Eheverboten.	 Ab	 Au-
gust	 1939	war	der	nunmehrige	Reichsausschuss	die	„zentrale	Planungs-	und	
Leitungsinstanz“367	 bei	 der	Tötung	 von	 Kindern	 und	 Jugendlichen,	 die	 auf-
grund	von	körperlichen	oder	geistigen	Behinderungen	als	lebensunwert	galten.
Nicht	 nur	 Ärzte	 aus	 dem	 Altreich,	 sondern	 auch	 aus	 der	 Ostmark	 wandten	
sich	an	den	Reichsausschuss	in	Berlin,	wenn	beispielsweise	der	Partner	einer	
schwangeren	 Frau,	 nicht	 jedoch	 die	 Frau	 selbst	 als	 erbkrank galt	 oder	 auch	
367			 Ebbinghaus/Dörner,	Ärzteprozess,	301.	Zum	Reichsausschuss	vgl.	u.a.	Oelschläger,	Schwan-
gerschaftsunterbrechungen,	und	Neugebauer,	„Spiegelgrund“.
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wenn	 die	 Schwangerschaft	 einer	 als	 erbkrank	 geltenden	 Frau	 schon	 zu	 weit	
fortgeschritten	war.	
Exemplarisch	 für	 die	 gesetzesgetreue	 Auslegung	 des	 GzVeN	 und	 die	
gleichzeitige	 außergesetzliche	 Möglichkeit	 der	 Verhinderung unerwünschten 
Nachwuchses	 ist	das	Verfahren	von	Gisela	B.,	die	wegen	 juveniler Paralyse in	
der	Anstalt	Am	Steinhof	behandelt,	und,	vermutlich	nach	der	Vergewaltigung	
durch	 einen	 als	 schwachsinnig	 kategorisierten	 ehemaligen	 Patienten	 der	 An-
stalt,	 schwanger	 wurde.	 Obwohl	 ihr	 Vater	 als	 ihr	 gesetzlicher	Vertreter	 den	
Antrag	auf	Zwangssterilisation	und	auch	den	Abbruch	der	Schwangerschaft	







Abschluss	 des	 Verfahrens	 am	 Erbgesundheitsgericht	 direkt	 an	 den	 Reichs-
ausschuss.	Die	ärztlichen	Beisitzer	 am	Erbgesundheitsgericht	Wien	 lehnten	
mangels	 Erbkrankheit	 beide	 Eingriffe	 ab,	 doch	 kurze	 Zeit	 später	 erteilten	




innerhalb	 der	 Erbgesundheitsgerichte	 eingehalten	 wurden	 und	 gleichzeitig	
Ärzte	 wie	 Stadtrat	 Max	 Gundel,	 Hermann	Vellguth	 und	 Otto	 Hamminger	





368	 Vgl. 1 �III 1/41.		 	 	 	
369	 USHMM 2 RG-14.010M, Reel 2.		 	 	 	 	
370			 Vgl.	die	Anträge	der	Genannten	an	den	Reichsausschuss,	USHMM	2	RG-14.010M,	Reel	2.
Schlussfolgerungen	aus	den	Erbgesundheitsgerichtsverfahren
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10 2.	Der	Vollzug	des	GzVeN	durch	das	Erbgesundheitsgericht	Wien












Operation	 feststellte,	 dass	 diese	 nicht	 mehr	 im	 sechsten,	 sondern	 schon	 im	











vorgesehen	war,	und	bei	Richter	Rolleder	 (Tomanetz	 starb	Anfang	 1944)	 ist,	
wie	noch	zu	sehen	sein	wird,	auch	nach	Kriegsende	kein	Unrechtsbewusstsein	
erkennbar.	
Die	 Gutachter	 und	 die	 ärztlichen	 Beisitzer	 des	 Erbgesundheitsgerichts	
Wien	 waren	 sich	 bei	 ihrer	 Begutachtung	 und	 ihrer	 Beschlussfassung	 sicher:	
Sie	 bezogen	 in	 ihre	 Entscheidungsfindung	 nicht	 nur	 medizinische,	 sondern	
371	 		 Vgl.	�III	39/45	und	Kap.	4.	
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vor	 allem	auch	 soziale	Erwägungen	und	Kriterien	ein.	 Ihr	 Instrumentarium	
der	Kategorisierung	von	Frauen	und	Männern	als	erbkrank	und	erbgesund	er-
schien	 ihnen	 korrekt:	 Die	 zeitgenössischen	 Diskussionen	 über	 die	 Schwie-
rigkeiten	bei	der	Abgrenzung	einzelner	Krankheitsbilder	zu	den	 im	GzVeN	


















an	 den	 Zwangssterilisationen	 in	 einem	 Volksgerichtsprozess	 verantworten	
mussten:	Der	ehemalige	Gutachter	Alfons	Huber	musste	sich	in	einem	Pro-
zess,	den	der	zwangssterilisierte	Leopold	W.373	1947	eingebracht	hatte,	wegen	
Verletzung	 der	 Menschlichkeit	 und	 Quälerei	 (§	 3	 und	 4	 Kriegsverbrecher-
gesetz)	verantworten.	In	seinen	Zeugenaussagen	schilderte	Huber	zwar	den	
genauen	 Ablauf	 der	Verfahren,	 doch	ohne	 Distanzierung	 von	den	Zwangs-
eingriffen,	ohne	Rechtfertigungsversuch	durch	den	Hinweis	auf	mangelnde	
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12 2.	Der	Vollzug	des	GzVeN	durch	das	Erbgesundheitsgericht	Wien
arbeitete	bis	 zu	 seiner	Pensionierung	 im	 Jahr	 1950	weiter	 als	Primar	 in	der	
Anstalt	Am	Steinhof.
Und	 Josef	 Schicker,	 wichtigster	 ärztlicher	 Beisitzer	 am	 Erbgesundheits-
obergericht	Wien	 und	 Anstaltsleiter	 in	 Gugging,	 der	 nicht	 als	 Angeklagter,	
sondern	nur	als	Zeuge	über	die	dortigen	NS-Euthanasieverbrechen	vor	dem	
Volksgericht	 befragt	 wurde,	 berichtete	 lediglich	 davon,	 die	 erbbiologische Be-
standsaufnahme	von	den	PatientInnen	der	Anstalt	zur	vollsten	Zufriedenheit	
seiner	 Vorgesetzten	 durchgeführt	 zu	 haben.	 Die	 von	 ihm	 als	 ärztlicher	 Bei-
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3. Beschwerdeverfahren am 
 Erbgesundheitsobergericht Wien 1941–1944
„Es	ist	vielleicht	nützlich	[…]	einmal	darauf	hinzuweisen,	daß	es	kein	‚natür-
liches	Recht	auf	Beschwerde‘	gibt.	Dieses	‚bis	zur	höchsten	Instanz	gehen‘	ist	
nicht	 der	 Ausdruck	 einer	 wirklichen	 Staatsbürgermoral“376,	 hielten	 Arthur	
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Um	der	Frage	nachzugehen,	ob	das	Erbgesundheitsobergericht	Beschwer-
den	 unterschiedlich	 behandelte,	 folgt	 die	 Aufschlüsselung	 der	 Verfahren.	
Begonnen	 wird	 mit	 den	 Beschwerden	 der	 Betroffenen	 und	 den	 wichtigsten	
Angaben	zu	ihren	Verfahren	und	deren	Ausgang.	Einige	der	von	der	Zwangs-
sterilisation	bedrohten	Frauen	und	Männer	kommen	auch	selber	ausführlich	




die	 Diffamierung	 als	 erbkrank	 oder	 asozial	 zurückzuweisen.	 Wie	 sehr	 ihre	
Aussagen	den	Zuschreibungen	der	Ärzte	und	Richter	in	den	Gutachten	und	
Gerichtsbeschlüssen	widersprechen,	geht	aus	den	genannten	Beispielen	deut-





ob	 die	 von	 der	 Zwangssterilisation	 bedrohten	 Frauen	 und	 Männer	 persön-
lich	 vorgeladen	 wurden,	 welche	 GzVeN-Diagnosen	 ausschlaggebend	 waren,	
welche	 Bedeutung	 den	 Begutachtungen	 in	 strittigen	 Verfahren	 zukam	 und	
ob	 es	 in	 all	 diesen	 Fragen	 erkennbare	 geschlechtsspezifische	 Unterschiede	
für	 Frauen	 und	 Männer	 gab.	 Breiter	 Raum	 gilt	 weiters	 jenen	 Verfahren,	 in	
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in	 krassem	 Widerspruch	 zum	 propagierten	 Selbstverständnis	 der	 NS-Justiz	
stand,	 in	 der	 Erbgesundheitsgerichtsbarkeit	 Rechtssicherheit	 für	 die	 Betrof-
fenen	zu	gewährleisten,	sollen	hier	auch	die	an	das	Erbgesundheitsgericht	zu-
rückgestellten	Verfahren	genauer	untersucht	werden.379	Wo	es	quellenbedingt	










Das	 Erbgesundheitsobergericht	 Wien,	 wie	 das	 Erbgesundheitsgericht	 ein	
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Ausschlag	 –	 dieser	 konnte	 lediglich	 versuchen,	 einen	 Konsens	 der	 beiden	
Ärzte	zu	erreichen	oder	ein	medizinisches	Gutachten	als	Entscheidungshilfe	
einzuholen.381
Den	 Vorsitz	 des	 Erbgesundheitsobergerichts	 Wien	 übten	 während	 dessen	




Viktor	Zenker	 (1883–1948)	gehörte	 seit	Februar	 1934	der	NSDAP	an,	war	




Kenntnissen,	 fleissig	 und	 gewissenhaft,	 von	 überlegener	 Ruhe	 und	 allseitig	
verwendbar“.	 Ergänzend	 hob	 Schober	 noch	 Zenkers	 „Gabe,	 sich	 schnell	 in	
ihm	 auch	 ganz	 fremde	 Rechtsgebiete	 einzuarbeiten“383	 hervor.	 Neben	 seiner	








Wann	 Hais	 als	 Mitglied	 des	 Erbgesundheitsobergerichts	 eingesetzt	 worden	
war,	geht	aus	den	vorhandenen	Akten	nicht	hervor,	das	erste	von	ihm	geleitete	

















Angehörige	 der	 Universität	 Wien:	 Vierzehn	 Ärzte	 trafen	 am	 Erbgesund-
heitsobergericht	 die	 endgültige	 Entscheidung	 für	 oder	 gegen	 eine	 Zwangs-
sterilisation,	allen	voran	der	Psychiater	Josef	Schicker	(1879–1949),	Leiter	der	
Heilanstalt	Gugging	von	1939	bis	Kriegsende	sowie	Otto	Hamminger	(1889–?),	
im	 selben	 Zeitraum	 Amtsarzt	 des	 Hauptgesundheitsamtes	 Niederdonau.387	
Schicker	und	Hamminger	kannten	sich	spätestens	seit	ihrer	Zusammenarbeit	
bei	der	erbbiologischen Bestandsaufnahme	 in	der	Heilanstalt	Gugging,	und	sie	
hatten	nicht	nur	 als	 ärztliche	Beisitzer,	 sondern	 auch	 als	Antragsteller	maß-
geblichen	Einfluss	beim	Vollzug	des	GzVeN.388	Da	die	Auswahl	für	die	ärzt-
lichen	Beisitzer	 –	noch	dazu	 in	Zeiten	des	Krieges	–	 eingeschränkt	war,	 er-



































390			 Vgl.	 Spring,	 Entmannung,	 251–269.	 Zu	 Löfflers	 Stellungnahme	 in	 der	 Kontroverse,	 wo	
diese	Eingriffe	durchzuführen	wären,	vgl.	ebd.	Weiters	fungierten	noch	Adolf	Beza	und	Her-
mann	Lenz	in	je	einem	Verfahren	als	ärztliche	Beisitzer.



































































































Positionen	 tätig:	 Alfred	 Tomanetz,	 der	 zweite	 Richter	 des	 Erbgesundheits-
gerichts	Wien	neben	Anton	Rolleder,	der	Psychiater	Josef	Berze,	wichtigster	
Gutachter	der	Erbgesundheitsgerichtsbarkeit,	und	auch	 sein	Kollege	Alfons	







Volksgerichtsprozess	 gegen	 Bedienstete	 der	 Anstalt	 nicht	 mitangeklagt	 und	
sagte	aus,	die	Tötungen	nicht	bemerkt,	sondern	davon	„nur	von	den	Pflegern	
erfahren	[zu]	haben“.395	Otto	Hamminger	musste	–	so	die	Anklageschrift	im	




das	Verfahren	 gegen	 Hamminger	 bereits	 eingestellt.	 Auch	 Paul	Trüb	 (1894–





































Familienstand	 Frauen	 Männer	 gesamt	
ledig	 0	 4%	 10	 1%	 1	 %
verheiratet	 2	 25%	 2	 1%	 53	 20%
unbekannt	 3	 3%	 12	 %	 15	 %
geschieden	 3	 3%	 4	 3%	 	 3%
verlobt	 3	 3%	 1	 1%	 4	 2%
verwitwet	 1	 1%	 1	 1%	 2	 1%
Lebensgemeinschaft	 2	 2%	 0	 0%	 2	 1%
Gesamt	 109	 100%	 151	 100%	 20	 100%







nicht	 mehr	 als	 fortpflanzungsgefährdet, dementsprechend	 standen	 nur	 noch	
drei	 vor	 dem	 Erbgesundheitsobergericht,	 auch	 Männer	 dieses	 Alters	 waren	
vergleichsweise	wenig	vertreten.	(Siehe	Diagramm	EOG	2.)	
Diagramm	EOG	2,	Grundgesamtheit:	20	Personen
65	 der	 109	 Frauen	 und	 82	 der	 151	 Männer,	 also	 jeweils	 mehr	 als	 die	 Hälfte,	
waren	 im	 Beschwerdeverfahren	 auf	 einen	 Vormund	 bzw.	 eine/n	 Verfahrens-











































































religöses	Bekenntnis	 Frauen	 Männer	 gesamt	
r.	katholisch	 5	 52%	 	 5%	 125	 4%
unbekannt	 45	 41%	 3	 4%	 11	 45%
gottgläubig	 3	 3%	 3	 2%	 	 2%
evangelisch	 2	 2%	 4	 3%	 	 2%
anderes	 1	 1%	 2	 1%	 3	 1%
konfessionslos	 		 0%	 1	 1%	 1	 0%
„Halbude/jüdin	 1	 1%	 	 0%	 1	 0%
Gesamt	 109	 100%	 151	 100%	 20	 100%

















































































Beschwerden	 „in	 tatsächlicher	 und	 rechtlicher	 Hinsicht“403	 zu	 entscheiden,	
dessen	Beschlüsse	waren	endgültig	–	eine	weitere	Beschwerdeinstanz,	analog	
zum	Verwaltungsgerichtshof	 oder	 Obersten	 Gerichtshof	 gab	 es	 nicht.	 Eine	
beschlossene	 Zwangssterilisation	 sollte	 innerhalb	 von	 zwei	 Wochen	 durch-
geführt	werden.404	Als	letzte	rechtliche	Möglichkeit,	dem	Zwangseingriff	zu	
entgehen,	konnte	beim	Erbgesundheitsgericht	die	Wiederaufnahme	des	Ver-





















404	 Vgl. Gütt/Rüdin/Ruttke, Kommentar, 275.	 	 	
405			 GzVeN,	§	12	Abs	2,	in:	Gütt/Rüdin/Ruttke,	Kommentar,	272.	Vgl.	dazu	ebd.,	272–274.
406	 	Vgl. Bock, Zwangssterilisation, 281, Kramer, Celle, 106, und Birk, Schwaben, 163f.	 	 	 	 	 	 	 	 	 	
407			 So	die	These	Heitzers,	vgl.	ders.,	Passau,	214–225	und	306f.
408	 Nitschke, Erbpolizei, 225f.		 	 	
3.	Beschwerdeverfahren	am	Erbgesundheitsobergericht	Wien	1941–1944
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Anstaltsleiter	berechtigt,	innerhalb	von	zwei	Wochen	nach	der	Zustellung	des	











sterilisation	69	 (23	%).	Prozentuell	 versuchten	 also	die	 von	der	Zwangssteri-
lisation	 bedrohten	 Frauen	 und	 Männer	 deutlich	 seltener,	 diese	 mittels	 Be-
schwerde	abzuwenden,	als	die	Amtsärzte	und	Anstaltsleiter,	die	hofften,	doch	
noch	eine	Zwangssterilisation	zu	erreichen.
Auffällig	 sind	 hier	 die	 geschlechtsspezifischen	 Unterschiede:	 Das	 Erbge-
sundheitsgericht	 beschloss	 in	 662	 (54	 %)	 Verfahren	 die	 Zwangssterilisation	
einer	Frau	und	in	561	(46	%)	die	eines	Mannes.	Doch	nur	65,	also	knapp	ein	
Drittel	 der	 176	 Beschwerdeverfahren,	 wurden	 von	 Frauen	 bzw.	 ihren	Vertre-
tungspersonen	eingebracht.



















grund	 der	 Zusammenlegung	 der	 Gerichtsbezirke	 Anfang	 1945	 dem	 Erbge-
sundheitsgericht	Wien	übergeben	worden	war.	
Aufgeschlüsselt	 nach	 erstinstanzlichen	 Beschlüssen	 für	 und	 gegen	 eine	
















































mit	 dem	 juristischen	 Mittel	 der	 Beschwerde	 verhindern	 zu	 können.	 (Siehe	
Diagramm	EOG	6.)
Der	 erste	 Beschluss	 des	 Erbgesundheitsobergerichts	 ist	 mit	 13.	 März	 1941	
	datiert,412	 der	 zweite	 mit	 29.	 Mai.	 Warum	 1940	 keine	 Beschwerdeverfahren	
	endeten,	 zeigt	 ein	 Blick	 auf	 das	 Erbgesundheitsgericht,	 das	 trotz	 der	 lange	
































fahren	 allein	 während	 eines	 Nachmittags	 durchgeführt	 wurden.416	 Am	 Erb-
gesundheitsobergericht	Wien	waren	es	während	der	gesamten	Tätigkeit	ma-
ximal	vier	Sitzungen	pro	Tag,	mit	einer	Ausnahme:	Am	2.	April	 1942	waren	
es	 elf.	 Allerdings	 fällte	 das	 Erbgesundheitsobergericht	 an	 diesem	Tag	 keine	
inhaltlichen	Entscheidungen,	 sondern	wies	die	Beschwerden	aus	 rein	 forma-
len	Gründen	ab	und	übergab	die	Verfahren	zur	weiteren	Entscheidung	dem	
































































wie	 Christiane	 Rothmaler	 rekonstruierte,	 im	 Zeitraum	 eines	 halben	 Jahres	
großteils	 abgeschlossen,	die	Hälfte	davon	 innerhalb	 von	 zwei	 bis	 sechs	Mo-
naten.419	












Amtsärzten	 und	 Anstaltsleitern	 eingebrachten	 Beschwerdeverfahren	 bestä-
tigte	 das	 Erbgesundheitsobergericht	 etwas	 häufiger	 die	 erstinstanzliche	 Ab-
lehnung	 der	 Zwangssterilisation	 als	 deren	 Anordnung.	 (Siehe	 Anhang	 Dia-
gramm	EOG	10.)
Eine	 weitere	 Aufschlüsselung	 verdeutlicht,	 dass,	 anders	 als	 bei	 der	 zuvor	
beschriebenen	 Einbringung	 der	 Beschwerden,	 bei	 den	 Verfahrensausgän-
417			 In	 diesen	 Verfahren	 hatte	 das	 Erbgesundheitsgericht	 mangels	 Fortpflanzungsgefahr	 eine	
Zwangssterilisation	abgelehnt.	Vgl.	dazu	weiter	unten.	
418			 Vgl.	�III 78/45.	
419	 Vgl. Rothmaler, Hamburg, 164f.		 	 	 	
420	 	Zu	diesen	Verfahren	vgl.	weiter	unten.
Allgemeines	zu	den	Beschwerdeverfahren
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Wenig	überraschend	sind	die	Begründungen	des	Erbgesundheitsobergerichts.	
In	 147	 (96	%)	der	 154	Beschlüsse	 zur	Zwangssterilisation	 sahen	Richter	und	
ärztliche	Beisitzer	die	Erbkrankheit	 der	Frauen	und	Männer,	deren	Zwangs-
sterilisation	 sie	 beschlossen	 hatten,	 als	 nachgewiesen	 an,	 in	 den	 restlichen	
führten	formale	Gründe	wie	Fristversäumnis	oder	auch	die	Einbringung	der	






In	 immerhin	 acht	 Verfahren	 (9	 %)	 entschied	 sich	 das	 Erbgesundheits-
obergericht	 auch	dagegen,	weil	 eine	Erbkrankheit	nicht	mit	Sicherheit	 ange-
nommen	werden	konnte.	Dies	erfolgte	jedoch	nicht,	um	die	Betroffenen	vor	
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listischen	 Bevölkerungspolitik	 des	 NS-Regimes,	 das	 selbstbestimmte	 Sterili-
sationen	 und	 Abtreibungen	 kriminalisierte	 –	 keineswegs	 an	 ihrer	 Fortpflan-
zung	gehindert	werden	sollten.	Zwar	sind	diese	acht	Verfahren	in	quantitativer	









diese	 gleichmäßig	 auf	 die	 Jahre	 1941	 bis	 1944	 verteilt	 sind.	 Das	 Erbgesund-
heitsobergericht	fasste	diese	Beschlüsse	also	weder	am	Anfang,	als	die	Erbge-
sundheitsgerichtsbarkeit	erst	langsam	in	Gang	kam,	noch	gegen	Ende	seiner	
Tätigkeit	 im	 Jahr	 1944,	 wo	 manche	 Akteure	 der	 NS-Justiz	 und	 NS-Verwal-
tung	–	in	der	Hoffnung	auf	eine	etwaige	Rückversicherung	für	die	Zeit	nach	
Kriegsende	–	in	ihren	Entscheidungen	fallweise	vorsichtiger	wurden.	
In	 den	 restlichen	 sechs	 (6	 %)	 waren	 formale	 (Fristversäumnis	 seitens	 der	
Amtsärzte	und	Anstaltsleiter)	bzw.	medizinische	Gründe	(bereits	bestehende	
Unfruchtbarkeit)	ausschlaggebend.	(Siehe	Diagramm	EOG	12.)

































Trotz	 der	 gesetzlich	 verankerten	 Geheimhaltungspflicht	 –	 die	 so	 wenig	 ein-















war	 die	 Zurückweisung	 der	 Kategorisierung	 als	 erbkrank 	 „Ich	 bin	 […]	 mit	
diesem	Beschluss	nicht	einverstanden	[…]	Ich	fühle	mich	selbst	durchaus	ge-
sund	und	halte	auch	meine	Kinder	dafür.	Daher	sehe	ich	keinen	Grund,	mich	













Vielfach	 wurden	 exogene	 Ursachen	 für	 die	 diagnostizierten	 Krankheiten	
angeführt:	 Der	 Vater	 von	 Josef	 Z.	 wies	 nachdrücklich	 darauf	 hin,	 dass	 sein	





heit,	 auch	 die	 GzVeN-Diagnose	 als	 solche	 stieß	 auf	 heftigen	 Widerspruch:	
















425	 2 �III 108/41.		 	 	
426			 �III	114/45.
427			 �III	75/45.
428	 Vgl. 2 �III 39/44.		 	 	 	
429	 �III 114/45.		 	
430	 �III 75/45.		 	
431	 2 �III 109/44.		 	 	
3.	Beschwerdeverfahren	am	Erbgesundheitsobergericht	Wien	1941–1944


























432	 �III 78/45.		 	
433	 Vgl. dazu ausführlich Rost, Sterilisation, 59–83, und Makowski, NS-Parteipresse, insb. 184–185.		 	 	 	 	 	 	 	 	 	 	
434	 �III 114/45.		 	
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troffenen	 bis	 zu	 sechs	 Wochen	 in	 einer	 Klinik	 angehalten	 werden	 konnten,	
dürften	 mit	 ausschlaggebend	 gewesen	 sein.	 Ebenso	 die	 Erwartungshaltung	
von	 Richtern	 und	 ärztlichen	 Beisitzern,	 im	 Sinne	 der	 eingangs	 genannten	
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vgl.	Kramer, Celle, 154.	 	
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vor	 allem	 dadurch,	 dass	 ein	 solcher	 für	 viele	 Frauen	 und	 Männer	 finanziell	
nicht	leistbar	war.	(Siehe	Diagramm	EOG	14.)
Wie	 entschied	 nun	 das	 Erbgesundheitsobergericht	 über	 die	 Beschwerden	
gegen	 die	 von	 der	 Erstinstanz	 beschlossenen	 Zwangssterilisationen?	 In	 120	
Verfahren	 (68	 %)	 erfolgte	 eine	 Bestätigung,	 in	 54,	 also	 knapp	 einem	 Drittel,	
lehnte	 es	 diese	 im	 Gegensatz	 zum	 Erbgesundheitsgericht	 ab	 –	 die	 von	 der	
Zwangssterilisation	 bedrohten	 Frauen	 und	 Männer	 bzw.	 ihre	 gesetzlichen	
Vertretungspersonen	 hatten	 diese	 erfolgreich	 abgewehrt.	 Zwei	Verfahren	 en-
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Um	 das	 Verfahren	 zu	 verkürzen,	 erklärten	 Amtsärzte	 und	 Anstaltsleiter	 zu-
meist	schon	bei	dessen	Einleitung	ihren	Verzicht	auf	eine	Beschwerde,	wenn	
das	Erbgesundheitsgericht	ihrem	Antrag	folgen	und	eine	Zwangssterilisation	
beschließen	 würde.444	 292	 der	 1.697	 rekonstruierbaren	 Beschwerdeverfahren	
endeten	jedoch	mit	der	Ablehnung	des	Antrags:	Amtsärzte	und	Anstaltsleiter	
hatten	 also	 trotz	 aller	 aufwändigen	 Untersuchungen	 bei	 der	 Aufnahme	 des	




entschieden	 sie	 sich	 dazu,	 dann	 stellten	 sie	 als	 Repräsentanten	 einer	 öffent-





















in	 zwei	 weiteren	 waren	 es	 überraschenderweise	 ein	 Vormund	 und	 ein	 Ver-
fahrenspfleger,	 also	 Vertretungspersonen	 von	 Menschen,	 die	 durch	 den	 ab-
lehnenden	 erstinstanzlichen	 Beschluss	 einer	 Zwangssterilisation	 entgangen	
wären:	Bei	der	22-jährigen	Karoline	B.446	kamen	Richter	Anton	Rolleder	und	
die	ärztlichen	Beisitzer	Ernst	 Illing	und	Heinrich	Lakatha	vom	Erbgesund-
heitsgericht	 Wien	 im	 Februar	 1944	 zum	 Schluss,	 der	 vom	 Amtsarzt	 des	 10.	
Bezirks	 an	Karoline	B.	diagnostizierte	Schwachsinn	 sei	nicht	 angeboren,	 son-
dern	erworben.	Karoline	B.s	Vater,	Pensionist	bei	der	Reichsbahn,	brachte	Be-
schwerde	ein,	doch	Richter	Viktor	Zenker	und	die	ärztlichen	Beisitzer	Josef	
Schicker	 und	Paul	Trüb	 stimmten	nach	Anhörung	 von	Karoline	B.	mit	 der	
Erstinstanz	überein	und	lehnten	im	April	 1944	 ihre	Zwangssterilisation	end-
gültig	ab.	Bei	Hildegard	W.,447	deren	vom	Gugginger	Anstaltsleiter	Josef	Schi-
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bei	 Hildegard	 W.	 angenommene	 Schwachsinn	 sei	 nicht	 angeboren.	 Die	 Be-
schwerde	 ihres	 Vaters	 wurde	 daher	 als	 unbegründet	 zurückgewiesen.	 Diese	





Über	 die	 Gründe,	 warum	 die	Väter	 ihre	Töchter	 sterilisieren	 lassen	 woll-
ten,	kann	nur	gemutmaßt	werden,	möglicherweise	sahen	sie	sich	außerstande,	





meist	 kritisierten	 sie,	 dass	 die	 Frage	 der	 erblichen Belastung	 der	 Frauen	 und	
Männer,	 die	 sie	 zwangssterilisiert	 wissen	 wollten,	 nicht	 ausreichend	 behan-
delt	worden	war.449	Vor	 allem	bei	 jenen	mit	der	GzVeN-Diagnose	Schwach-
sinn	wiederholten	die	Beschwerdeführer	die	Inhalte	 ihrer	bei	der	Einleitung	
des	 Verfahrens	 verfassten	 Gutachten,450	 zitierten	 aus	 den	 Sippenbögen	 und	
den	 für	 das	 Verfahren	 eingeholten	 Stellungnahmen,	 um	 die	 Notwendigkeit	
der	 Zwangssterilisation	 zu	 verdeutlichen	 –	 und	 diffamierten	 damit	 die	 Be-
troffenen	 neuerlich:	 So	 beschrieb	 der	 Amtsarzt	 von	 Wien-Schwechat,	 Karl	
Windholz,	Therese	J.,	die	19-jährige	Mutter	einer	Tochter,	als	„willensschwach,	
sexuell	 triebhaft,	 zu	keiner	 ständigen	Arbeit	 fähig“451	 und	begründete	damit	
die	 Dringlichkeit	 ihrer	 Zwangssterilisation.	 Auch	 die	 angeblich	 falsche	 Ein-
schätzung	der	Lebensbewährung	der	Betroffenen	war	in	den	Beschwerden	ge-

















dass	 er	 späterhin	 Lebensbewährung	 zeigen	 wird.	 Zumindest	 hätte	 das	 Ge-
richt	sich	mit	der	Frage	auseinander	setzen	müssen,	warum	H[…]	fast	ständig	
in	Anstalten	untergebracht	werden	musste.	Da	die	Beschlussbegründung	das	
Fehlen	 eines	 angeborenen	 Schwachsinns	 nicht	 hinreichend	 widerlegt,	 wird	
Beschwerde	eingelegt.“452

































Bezirk	 hatte	 gegen	 den	 Beschluss	 des	 Erbgesundheitsgerichts	 im	Verfahren	
von	Karl	L.	erst	zwei	Tage	nach	Ende	der	Beschwerdefrist	seine	Beschwerde	
eingebracht,	 und	 trotz	 Nachfrage	 des	 Erbgesundheitsobergerichts	 „[e]inen	
Wiedereinsetzungsantrag,	zu	dem	ihm	Gelegenheit	geboten	wurde,	[…]	nicht	










Kompetenz	gefallen	wäre	 [befasst	hatte,]	dafür	 aber	 lediglich	mit	der	Frage	













454	 2 �III 162/43.		 	 	
455	 Vgl. 1 �III 73/43. Zum Verfahren von Margarethe G. vgl. Kap. 2.		 	 	 	 	 	 	 	 	 	 	 	
Beschwerden	gegen	ablehnende	Beschlüsse
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nicht	 von	 einer	 großen Fortpflanzungsgefahr	 ausging.456	 Die	Antragsteller	 be-
riefen	dagegen	mit	den	Hinweis,	 dass	 ausschließlich	 sie	 über	die	Dringlich-
keit	entscheiden	könnten	und	„der	Vorsitzende	eines	Erbgesundheitsgerichts	
[…]	nicht	berufen	ist,	allein	ohne	ärztliche	Beisitzer	über	den	Antrag	auf	Un-
fruchtbarmachung	 zu	 entscheiden,	 auch	 dann	 nicht,	 wenn	 er	 die	 Meinung	
vertritt,	dass	der	Antrag	ungesetzlich	eingebracht	sei.	Die	Entscheidung	hätte	
jedenfalls	 im	 vollbesetzten	 Erbgesundheitsgericht	 erfolgen	 müssen.“457	 Ein-
zige	Ausnahme	 für	die	Entscheidungskompetenz	des	Gerichtes	wäre,	wenn	
„infolge	körperlicher	Beschaffenheit	eine	Fortpflanzung	nicht	möglich	ist“.458	
















der	 Frauen	 und	 Männer,	 über	 deren	 Zwangssterilisation	 entschieden	 wurde,	
die	 Zahl	 der	 eingeholten	 Gutachten	 und	 die	Verfahrensausgänge?	Wie	 ent-
456			 Vgl.	1	�III	250/41.	In	zwei	der	sechs	Verfahren	geht	der	Name	des	Richters	nicht	aus	den	
Akten	hervor.














erkennbar?	 Noch	 dazu,	 wo	 wichtige	 Akteure	 der	 NS-Euthanasie	 wie	 Hans	
Bertha	und	Ernst	Illing	durch	ihre	Gutachten	wesentlich	zur	Entscheidungs-
findung	beitrugen,	ebenso	wie	die	ärztlichen	Beisitzer	Josef	Schicker	und	Otto	











KritikerInnen	 des	 GzVeN	 sollten	 so	 den	 Eindruck	 eines	 rechtmäßigen	Ver-
fahrens	haben	und	den	Zwangscharakter	des	Gesetzes	übersehen.














































464			 Vgl. Birk, Schwaben, 152–159.	 	 	
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war.466	Obwohl	 sich	die	Zahl	der	Vorladungen	zwischen	 1941	und	 1944	also	
verringerte,	bestand	für	die	betroffenen	Frauen	und	Männer	trotz	zunehmen-
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Von	 den	 im	 GzVeN	 aufgelisteten	 Krankheiten	 galten,	 wenngleich	 im	 zeit-
genössischen	 Diskurs	 sehr	 umstritten,	 Schwachsinn,	 Schizophrenie	 und	 ma-
nisch-depressives Irresein grundsätzlich	als ererbt	und	demnach vererbbar.	Die	




hatten	 zu	 klären,	 ob	 die	 in	 den	 Beschwerden	 angeführten	 Gründe,	 die	 sich	
vielfach	 auf	 die	 GzVeN-Diagnosen	 bezogen,	 zutrafen	 oder	 nicht,	 und	 dem-
entsprechend	die	Zwangssterilisation	anzuordnen	oder	abzulehnen.
Im	 Folgenden	 wird,	 ausgehend	 von	 den	 erstinstanzlichen	 Verfahren	 mit	
einem	 Beschluss	 zur	 Zwangssterilisation,	 untersucht,	 bei	 welchen	 GzVeN-
Diagnosen	wie	oft	eine	Beschwerde	eingebracht	wurde.468	Prozentuell	gesehen	
erfolgte	 diese	 am	 häufigsten	 gegen	 einen	 Beschluss	 zur	 Zwangssterilisation	
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figsten,	nämlich	in	31	%,	bei	abgelehnten	Beschlüssen	zu	den	GzVeN-Diagno-









In	 mehr	 als	 vier	 Fünftel	 der	 266	 Beschwerdeverfahren	 entschieden	 Richter	
und	 ärztliche	 Beisitzer	 lediglich	 aufgrund	 der	 in	 den	 Akten	 festgehaltenen	
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erstellten	 Hans	 Bertha,	 Josef	 Berze,	 Ernst	 Illing	 und	 Alfred	 von	 Auersperg	
–	 auch	 sie	waren	wichtige	Gutachter	 am	Erbgesundheitsgericht.	 Je	 ein	Gut-










doch	 wer	 als	 erbkrank	 und	 fortpflanzungsgefährdet	 galt,	 musste	 unfruchtbar	
gemacht	werden.	Zur	Klärung	dienten	umfangreiche	 somatische	und	psych-
iatrische	Untersuchungen,	die	Schlussfolgerungen	daraus	finden	sich	zumeist	
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Das	 Erbgesundheitsobergericht	 nahm	 also	 nicht	 nur	 die	 Beschwerden	 der	
Ärzte,	die	eine	Zwangssterilisation	erreichen	wollten,	ernst,	sondern	auch	der	
Frauen	und	Männer,	die	bereits	von	zwei	Ärzten	des	Erbgesundheitsgerichts	
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gegen	Ende	des	Krieges,	eher	eine	Zwangssterilisation	anzuordnen	oder	for-




Zwangssterilisation,	 ein	Drittel	 der	Frauen	und	Männer	 entging	durch	 ihre	








ring,	 zwei	 Beschwerden	 wurde	 stattgegeben	 und	 die	 Zwangssterilisation	 an-
geordnet.	 1942	wurden	46	%	der	erstinstanzlichen	Ablehnungen	der	Zwangs-
sterilisation	auch	 im	Beschwerdeverfahren	bestätigt,	 1943	waren	es	 50	%	und	
1944	70	%.	
Diagramm EOG 23, Grundgesamtheit: 245 Beschwerdeverfahren (ohne jene 21 sonstigen erstinstanzlichen 
Beschlüsse) 
Verteilung der Verfahrensausgänge nach Art der Beschwerde 
von 1941-1944
8 53 43 16 2
9 12










1941 1942 1943 1944 1941 1942 1943 1944
Beschwerden von Betroffenen Beschwerden von Ärzten


























gesundheitsobergericht	 die	 gegenteiligen	 Beschlüsse	 begründete,	 welchen	
Stellenwert	zusätzliche	Gutachten	bei	der	Entscheidungsfindung	hatten	und	
ob	der	1949	von	Karl	Bonhoeffer,	dem	namhaften	deutschen	Psychiater	und	
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Die	widersprüchlichen	Entscheidungen	hatten	vielfältige	Gründe:	Neben	




lich,	 ebenso	wie	Asozialität,	Lebensbewährung	 und	nicht	 zuletzt	 auch	die	 an-
genommene	Sippenbelastung.	

































Beim	 Erbgesundheitsgericht	 bestand	 Einigkeit,	 dass	 die	 betroffenen	 Frauen	








Wie	bereits	 erwähnt,	wurde	mit	der	Änderung	des	GzVeN	 im	August	 1939	
und	 auch	 durch	 spätere	 Bestimmungen	 während	 des	 Krieges	 der	 Personen-










von	 Richter	 Anton	 Rolleder	 und	 den	 ärztlichen	 Beisitzern	 Erich	 Breuning	
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schon	 im	 erstinstanzlichen	Verfahren	 durch	 eine	 Begutachtung	 verifizierbar	
gewesen	wäre.	Aus	den	Akten	geht	jedoch	nicht	hervor,	warum	diese	nicht	er-
folgte.	Richter	Viktor	Zenker	forderte	ein	Gutachten	von	Isidor	Amreich	von	
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gericht	zu	dem	Ergebnisse,	dass	es	 sich	bei	 ihr	um	eine	Schizophrenie	 […]	




angeordnete	 Zwangssterilisation	 inadäquat	 –	 Letzteres	 verfestigte	 offenbar	
auch	 in	der	Wahrnehmung	der	Richter	die	Diagnose.	Leopoldine	E.	wurde	














–	 trotz	der	 angenommenen	Erblichkeit	 der	 an	 ihm	 festgestellten	GzVeN-Diag-
nosen	 Schwachsinn	 und	 Fallsucht	 –	 vorerst	 vor	 der	 Zwangssterilisation	 bewah-
ren.	Richter	Anton	Rolleder	und	die	ärztlichen	Beisitzer	Alfred	Auersperg	und	
August	Krzizek	hielten	fest:	„Es	handelt	sich	zwar	um	einen	typischen	Fall	von	













sönliche	 Einvernahme	 des	 Beantragten	 vor	 dem	 Senat	 des	 Erbgesundheits-
obergerichts	 ergibt	 Imbezilität,	 vor	 allem	 aber	 Charakterabweichungen	 und	
Psychopathie.	Die	Sippe	zeigt	 starke	Belastung,	 insbesondere	 ist	die	Mutter	
Epileptikerin,	ein	Bruder	ist	Hilfsschüler,	der	zweite	Bruder	anlässlich	der	Un-
ruhen	am	15.7.1927	vorbestraft.	[…]	Der	Ansicht	des	Erstgerichtes	[…],	dass	
bei	 Homosexuellen	 keine	 Wahrscheinlichkeit	 einer	 Fortpflanzung	 besteht,	
kann	 das	 Erbgesundheitsobergericht	 nicht	 folgen,	 weil	 auch	 Homosexuelle	
Geschlechtsverkehr	 mit	 Frauen	 pflegen	 können.	 Da	 die	 Gefahr	 einer	 Fort-
pflanzung	im	gegenständlichen	Falle	daher	nicht	durch	eine	rein	körperliche	
Eigenschaft	des	Beantragten	ausgeschlossen	werden	kann,	war	der	Beschluss	
des	 Erstgerichtes	 aufzuheben.“	 Überraschend	 ist,	 dass	 die	 homosexuelle	
Orientierung	Ignaz	K.s	keine	weitere	Erörterung	 fand,	waren	doch	homose-
xuelle	 Männer	 in	der	NS-Zeit	 besonderen	Schikanen	 und	Verfolgungsmaß-
482			 Zu	den	folgenden	Zitaten	siehe	1	�III	204/41.
3.	Beschwerdeverfahren	am	Erbgesundheitsobergericht	Wien	1941–1944

























Entscheidungsträger	 des	 Erbgesundheitsobergerichts	 unbeeindruckt	 selbst	
von	 ausführlicheren	 Krankengeschichten,	 erstinstanzlichen	 Gutachten	 und	










Die	Heeresangestellte	Maria	K.484	war	 36	 Jahre	alt,	 als	Alfred	Tomanetz,	 Jo-
sef	Egermann	und	August	Krzizek	ihre	Zwangssterilisation	beschlossen:	„Die	
Beantragte	machte	im	Jahre	1936	[…]	einen	manischen	Schub	durch.	Sie	war	
damals	 redselig,	 erregt,	 zerfahren,	 äusserte	 Grössenideen,	 war	 ideenflüchtig	
und	heiter.	Nach	6	Monaten	trat	eine	vollständige	Heilung	ein.	Ein	zweiter	










zirkuläres	 Irresein	 sprechen	das	 vollkommene	Freisein	der	Sippe,	die	bei	der	
Dominanz	der	Erblichkeit	des	zirkulären	Irreseins	doch	einigermaßen	belastet	
sein	müsste,	ferner	das	Fehlen	einer	Depressionsphase.	Die	Erregtheitszustände,	
die	 zum	zweimaligen	Aufenthalt	 in	 einer	Heilanstalt	 geführt	haben,	können	
daher	nicht	 als	 zirkuläres	 Irresein	 aufgefasst	werden.	 Auch	 für	 die	 Diagnose	
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Fallweise	 war	 die	 Einschätzung	 der	 Richter	 und	 ärztlichen	 Beisitzer	 so	
konträr,	dass	beide	Instanzen	ein	Gutachten	einholten,	bevor	sie	entschieden.	
Josefine	 K.,485	 eine	 25-jährige	 Postsparkassenbeamtin,	 galt	 nach	 Ansicht	 des	
Gutachters	Josef	Berze	als	schizophren.	Richter	Anton	Rolleder	und	die	ärzt-
lichen	Beisitzer	Rudolf	Hutter	und	Erich	Neusser	fanden	Berzes	Ausführun-









und	 Josef	 Schicker	 galt	 Josefine	 K.	 „als	 Grenzfall“.	 Da	 weiters,	 wie	 im	 Be-
schluss	des	Erbgesundheitsobergerichts	zu	lesen	ist,	„das	Gutachten	des	vom	
Erstgerichte	 gehörten	 Sachverständigen	 […]	 nicht	 ganz	 schlüssig	 schien“,	
holte	Richter	Viktor	Zenker	ein	zweites	Gutachten,	diesmal	von	Otto	Pötzl,	
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Alfred	Tomanetz	 und	 die	 ärztlichen	 Beisitzer	 Heinrich	 Lakatha	 und	 Franz	
Schmidt	 legten	 ihrer	 Entscheidungsfindung	 zwei	 psychiatrische	 Kranken-
geschichten	 von	 der	 Anstalt	 Am	 Steinhof	 und	 der	 Neurologisch-Psych-
iatrischen	 Klinik	 des	 Allgemeinen	 Krankenhauses	 aus	 den	 Jahren	 1936	 und	
1938	 zugrunde	 und	 zitierten	 daraus:	 Marie	 M.	„war	 erregt,	 abwehrend,	 hielt	
an	 ihren	Wahnideen	 fest,	 fühlte	 sich	verfolgt,	war	und	 ist	bis	 zum	heutigen	







































anwaltes	 Beschwerde	 ein.	 Richter	 Viktor	 Zenker	 und	 die	 ärztlichen	 Beisit-
zer	Otto	Hamminger	und	 Josef	Schicker	kamen	zum	gegenteiligen	Schluss	




katatone	 Zustandsbild,	 das	 der	 Patient	 einen	 Tag	 lang	 geboten	 haben	 soll,	
stützen.	Das	Erbgesundheitsobergericht	hält	dieses	Erscheinungsbild	aber	für	
einen	 Verwirrtheitszustand	 und	 die	 ganze	 Erkrankung	 für	 eine	 psychologi-
sche	Reaktion	auf	die	Erlebnisse	des	Beantragten	im	Krieg.“	Roman	L.	wurde	
nicht	zwangssterilisiert.	Was	Roman	L.	erlebt	hatte,	geht	aus	dem	Akt	nicht	





auf	 die	 Diagnostizierung	 zum	 gegenteiligen	 Schluss,	 sondern	 auch	 bei	 Be-
schwerden	 von	 Amtsärzten	 und	 Anstaltsleitern,	 wie	 das	 Verfahren	 von	 Ru-
dolf	Z.,489	 einem	41-jährigen	Soldaten,	 zeigt.	Er	war	nach	Ansicht	des	Erb-
gesundheitsgerichts,	 dessen	Besetzung	 aus	dem	Akt	 nicht	hervorgeht,	 nicht	
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Alfred	 Mauczka,	 brachte	 dagegen	 Beschwerde	 ein,	 der	 das	 Erbgesundheits-
obergericht	 unter	 Bezugnahme	 auf	 Mauczkas	 Antragsgutachten	 Folge	 gab:	
„Der	Beantragte	wurde	im	Termin	nochmals	gehört	und	untersucht.	Es	ergab	
sich	dabei	entsprechend	den	Feststellungen	des	ärztlichen	Gutachtens,	dass	er	




fruchtbarmachung	 notwendig.“	 Zusätzlich	 zur	 GzVeN-Diagnose	 waren	 für	




Im	Verfahren	 des	 37-jährigen	 Feinmesskontrollors	 Rudolf	T.490	 zogen	 beide	
Instanzen	gegensätzliche	Schlüsse	aus	einem	medizinischen	Gutachten.	Emil	







Im	 Verlaufe	 der	 Verhandlung	 und	 der	 Überprüfung	 des	 Erbganges	 konnte	





















nannten	 die	 BeschwerdeführerInnen	 körperliche	 Verletzungen	 oder	 trauma-




nicht	 nur	 im	 Widerspruch	 zu	 ausführlichen	 Krankengeschichten,	 sondern	






Fallsucht,	 so	 das	 Gutachten	 Josef	 Berzes,	 als	 erblich.	 Laut	 Beschluss,	 in	 dem	
dieses	zitiert	wurde,	seien	an	Margarethe	U.	„abartige	psychische	Wesenszüge	
im	 Sinne	 einer	 epileptischen	 Persönlichkeitsveränderung	 festzustellen.	 Der	
frühe	Beginn	der	Anfälle	(5.	Lebensjahr)	und	die	ganze	weitere	Entwicklung	
spricht	dafür,	dass	es	sich	um	genuine	Epilepsie	handelt.	Hingegen	ergibt	sich	








Vorgeschichte	 jede	 Andeutung	 einer	 solchen	 fehlt.	 Das	 gleiche	 gilt	 für	 eine	
Erkrankung	im	Kindesalter,	die	ursächlich	in	Betracht	käme.	Auch	luetische	
Hirnveränderungen	 kommen	 nicht	 in	 Frage,	 die	 Gesamtuntersuchung	 des	
Blutes	[…]	ergab	ein	negatives	Resultat.“	
Richter	 Viktor	 Zenker	 und	 die	 ärztlichen	 Beisitzer	 Otto	 Hamminger	
und	Josef	Schicker	kamen	jedoch	„(n)ach	Einvernahme	der	Betroffenen	[…]	




anfälle	 infolge	 längeren	 Dienstes	 und	 bloß	 einmaliger	 Nahrungsaufnahme	
gewertet).	Eine	Charakterveränderung	der	Beantragten,	von	der	 im	Gutach-
ten	 des	 Sachverständigen	 Prof.	 Dr.	 Berze	 gesprochen	 wird,	 konnte	 das	 Erb-
gesundheitsobergericht	nicht	feststellen.	Außerdem	ist	die	Sippe	einwandfrei.“	
Margarethe	U.	wurde	nicht	zwangssterilisiert.




das	 Erbgesundheitsobergericht	 im	 folgenden	 Beispiel	 nicht	 zögerte,	 einem	
erstinstanzlichen	Gutachten	explizit	zu	widersprechen:	Über	den	22-jährigen	
Kontoristen	Josef	B.492	hieß	es	im	Beschluss	von	Richter	Anton	Rolleder	und	





hilfenprüfung	 abgelegt	 und	 von	 der	 deutschen	 Stenografengesellschaft	 wie-








keinerlei	 Schulbildung.	 […]	 Durch	 ergänzende	 Vorerhebungen	 kam	 heraus,	
dass	 drei	 seiner	 Geschwister,	 darunter	 ein	 Siebenmonat-Zwillingspaar	 nach	
kurzer	 Lebensdauer	 starben.	 Da	 das	 Gericht	 wegen	 der	 einigermassen	 auf-
fälligen	 musikalischen	 Begabung	 des	 Beantragten	 an	 seinem	 Schwachsinn	
Zweifel	hegen	zu	müssen	glaubte,	holte	dieses	ein	Sachverständigengutachten	
















ter	 Franz	 Hais	 den	 beeinspruchten	 Beschluss	 auf:	 „Der	 Beantragte	 wurde	




sen	 und	 hat	 auch	 allgemeine	 Lebensbewährung	 gezeigt.	 Seine	 Urteils-	 und	
Kombinationsfähigkeit	ist	nicht	in	einem	solchen	Grade	beeinträchtigt,	dass	
die	Annahme	eines	angeborenen	Schwachsinns	gerechtfertigt	sein	würde.	Die	
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des	 antragstellenden	Amtsarztes	 für	den	9.	Bezirk	 als	 schwachsinnig.	Richter	
Alfred	Tomanetz	und	die	ärztlichen	Beisitzer	Erwin	Haidinger	und	Max	To-




immerhin	 derart,	 dass	 eine	 Lebensbewährung	 als	 gegeben	 erachtet	 werden	








primitiven	 Fragen	 des	 Alltages	 verhältnismäßig	 gut	 bewandert	 ist,	 zeigt	 sie	
schwere	 Lücken	 in	 der	 gesamten	 Geistesanlage,	 Urteilsfähigkeit	 und	 Kom-
binationsfähigkeit.	 Unter	 diesen	 Umständen	 handelt	 es	 sich	 nicht	 um	 das	
Zustandsbild	der	 Infantilität,	 sondern	des	Schwachsinnes.	Da	exogene	Ursa-
chen	 des	 Schwachsinnes	 nicht	 zu	 finden	 sind,	 vielmehr	 eine	 eindeutige	 Be-
lastung	 sowohl	 der	 Sippe	 als	 auch	 eine	 Belastung	 des	 außerehelichen	 Soh-
nes	der	Beantragten	vorliegt,	ist	das	Erbleiden	angeborener	Schwachsinn	mit	
Recht	anzunehmen.“	Hier	folgte	das	Erbgesundheitsobergericht	einer	schon	
im	 Gesetzeskommentar	 verankerten	 Praxis	 zur	 Klärung	 der	 Erblichkeit	 der	
GzVeN-Diagnose	Schwachsinn und	zur	Rechtfertigung	des	Zwangseingriffs:	
Konnten	die	beschwerdeführenden	Frauen	und	Männer	bzw.	ihre	gesetzlichen	
VertreterInnen	 keine	 exogenen	 Gründe	 nennen,	 die	 das	 Gericht	 darüber	 hi-
493			 Zu	den	folgenden	Zitaten	siehe	2	�III	293/42.
3.	Beschwerdeverfahren	am	Erbgesundheitsobergericht	Wien	1941–1944








nicht	 als	 Diagnose	 im	 GzVeN	 verankert	 waren.	 Die	 beiden	 Instanzen	 ent-
schieden	aber,	wie	die	bisherigen	Beispiele	zeigen,	beim	Verdacht von Asozia-
lität	 nicht	 ausnahmslos	 auf	Zwangssterilisation,	 sondern	untersuchten	 jeden	
Fall	einzeln	und	kamen	dabei	zu	widersprüchlichen	Ergebnissen.	
Das	 erstinstanzliche	 Verfahren	 der	 24-jährigen	 Elisabeth	 S.,495	 dessen	 Be-
schlüsse	 die	 Erwartungen	 an	 Frauen	 als	 Hausfrauen	 und	 Mütter	 verdeutli-
chen,	 wurde	 von	 Alfred	 Hackel,	 dem	 Leiter	 der NS-Arbeitsanstalt	 für	 aso-
ziale	Frauen,	eingebracht.	Hackel	hatte	in	seinem	Antragsgutachten	„Debilität	
(Schwachsinn	 ab	 origine),	 gemeinschaftsfremden	 Charakter,	 Haltlosigkeit,	
sexuelle	Triebhaftigkeit,	Geheimprostitution“	vermerkt.	Richter	Alfred	Toma-
netz	 und	 die	 ärztlichen	 Beisitzer	 Leopold	 Breitenecker	 und	 Lothar	 Scholz	
teilten	 zwar	 Hackels	 Diffamierung	 von	 Elisabeth	 S.,	 widersprachen	 jedoch	
bezüglich	der	Erblichkeit	des	an	ihr	diagnostizierten	Schwachsinns	und	lehnten	
dementsprechend	–	in	buchstabengetreuer	Auslegung	des	GzVeN	–	den	An-
trag	 ab:	 „Es	 ergeben	 sich	 bei	 der	Vornahme	 der	 Intelligenzprüfung	 Lücken	
im	Schulwissen,	sie	zeigt	sich	aber	über	die	Zeitgeschehnisse	im	allgemeinen	
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Während	 also	 das	 Erbgesundheitsgericht	 die	 Gesetzeslücke	 bedauerte,	
schlossen	 Josef	 Schicker	 und	 Otto	 Hamminger	 aus	 der	 Elisabeth	 S.	 zuge-
schriebenen	Asozialität	auf	eine	dieser	zugrunde	 liegenden	Erbkrankheit und	
ordneten	 ihre	Zwangssterilisation	an:	„Der	Senat	hat	 sich	neuerlich	mit	der	












Die	 hier	 genannten	 Beispiele	 der	 unterschiedlichen	 Spruchpraxis	 verdeut-
lichen	 eindrücklich	 den	 breiten	 Ermessenspielraum	 der	 Richter	 und	 Ärzte	
hinsichtlich	der	Fortpflanzungsgefährlichkeit	und	der	Diagnostik,	ebenso	 ihre	
persönlichen	Wertvorstellungen,	die	in	die	Entscheidung	einflossen	sowie	das	






verwenden.	 Sie	 waren	 inhaltlich	 mit	 dem	 Gesetz	 einverstanden	 –	 sie	 sahen	




und	zeigten	 inadäquate Reaktionen,	nachdem	sie	mit	dem	Beschluss	zu	 ihrer	
Zwangssterilisation	konfrontiert	worden	waren.	
3.	Beschwerdeverfahren	am	Erbgesundheitsobergericht	Wien	1941–1944


































497			 VII. Ausführungsverordnung zum GzVeN vom 14. November 1944 RGBl I S. 330: § 1 Abs 2.	 	 	 	 	 	 	 	 	 	 	 	 	 	 	
Die	Einstellung	des	Erbgesundheitsobergerichts
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informiert	 werden,	 konnten	 dazu	 Stellung	 nehmen	 und	 ebenfalls	 eine	Wie-
deraufnahme	beantragen.498	Für	fast	alle	von	ihnen	führte	diese	kriegsbedingte	











ausführlich	 dargestellt,	 da	 sie	 vielfältige	 Einblicke	 in	 die	 Praxis	 der	 Erbge-
sundheitsgerichtsbarkeit	 in	 den	 letzten	 Kriegsmonaten	 geben	 –	 einem	 Zeit-
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Für	die	19-jährige	Therese	J.,500	die	ihren	Lebensunterhalt	für	sich	und	ihre	










sie	 in	 einem	 Schreiben	 an	 das	 Erbgesundheitsobergericht	 ausführte.	 In	 der	
nächsten	Verhandlung,	Ende	September,	wurde	Ernst	 Illing	mit	 einem	wei-
teren	Gutachten	 zur	Klärung,	 ob	 sie	 erbkrank	 sei,	 beauftragt.	Therese	 J.	war	
im	 fünften	Monat	 schwanger,	weshalb	 Illing	gebeten	wurde,	das	Gutachten	
innerhalb	eines	Monats	fertigzustellen,	doch	in	der	ersten	Untersuchung,	die	
erst	nach	fünf	Wochen	stattfand,	stellte	Illing	fest,	dass	Therese	J.	 schon	im	
siebten	 Monat	 schwanger	 war	 und	 die	 Schwangerschaft	 für	 eine	 Entschei-
dung	über	einen	Abbruch	somit	schon	zu	weit	fortgeschritten.	Illing	kam	zum	
Schluss,	Therese	 J.	 sei	nicht	 schwachsinnig	 im	Sinne	des	GzVeN.	Die	 für	 21.	




Bei	 dem	 31-jährigen	 Hilfsarbeiter	 Anton	 St.501	 stellte	 Dr.	 Haidinger,	 ein	
ebenfalls	 vielbeschäftigter	 ärztlicher	 Beisitzer	 beim	 Erbgesundheitsgericht,	
bereits	 im	 November	 1940	 den	 Antrag	 auf	 Zwangssterilisation	 wegen	 der	
GzVeN-Diagnose	erbliche Fallsucht und Josef	Berze	ging	in	seinem	Gutachten	
von	deren	Erblichkeit	aus.	An	der	ersten	Sitzung	des	Erbgesundheitsgerichts	
nahm	Anton	St.	nicht	teil,	weil	er	seit	Mai	1941	bei	der	Wehrmacht	war,	wes-
halb	 die	Verhandlung	 vorerst	 auf	 unbestimmte	 Zeit	 vertagt	 wurde.	 Erst	 im	


















bestätigte	 jedoch	 die	 Zeugungsfähigkeit	 von	 Anton	 St.,	 worauf	 das	 Erbge-
sundheitsgericht	Mitte	 Jänner	 1945	seine	Zwangssterilisation	beschloss.	Wie	
aus	den	ärztlichen	Berichten,	die	fallweise	den	Akten	des	Erbgesundheitsge-


























Die	 von	 Beschwerde-	 oder	 auch	 Erstinstanz	 vorgenommenen	 Recherchen,	
verbunden	 mit	 kriegsbedingten	 Einschränkungen	 bei	 Bahn	 und	 Post,	 und	
organisatorische	Probleme	Letzterer	führten	in	den	folgenden	vier	Verfahren	
ebenfalls	sehr	wahrscheinlich	dazu,	dass	kein	Beschluss	mehr	zustande	kam:
Ob	 die	 Vorladung	 an	 den	 36-jährigen	 landwirtschaftlichen	 Hilfsarbeiter	
Franz	 W.505	 bei	 der	 Post	 verloren	 ging	 oder	 das	 Erbgesundheitsobergericht	





nur	 sein	 als	 Verfahrenspfleger	 bestellter	 Vater	 und	 gab	 an,	 dass	 der	 Bürger-










mentär	 ausgefüllten	 Sippentafel	 mit	 der	 Aufforderung,	 diesen	 innerhalb	 von	
zehn	Tagen	zu	beantworten	–	seine	Antwort	findet	sich	nicht	in	dem	umfang-
reichen	Akt,	es	dürfte	auch	zu	keinem	Verfahren	mehr	gekommen	sein.	
Eine	 vergebliche	 Postzustellung	 und	 die	 mehrwöchige	 Verzögerung	 der	
Überstellung	 der	 Akten	 vom	 Erbgesundheitsobergericht	 an	 das	 Erbgesund-
505			 Zu	den	folgenden	Zitaten	und	Ausführungen	vgl.	2 �III 108/44.	 	
Die	Einstellung	des	Erbgesundheitsobergerichts
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heitsgericht	 dürfte	 Franz	T.,506	 einen	 17-jährigen	 Anlernling,	 wie	 es	 in	 den	
Akten	heißt,	vor	der	Zwangssterilisation	bewahrt	haben.	Franz	T.	sei,	 so	die	
Entscheidung	 von	 Richter	 Alfred	 Tomanetz	 und	 den	 ärztlichen	 Beisitzern	
Erwin	Haidinger	und	Josef	Zaussinger	vom	September	1943,	nicht	schwachsin-
nig  Ernst	Illing,	Leiter	der	Jugendfürsorgeanstalt	Am	Spiegelgrund,	brachte	





















die	 Akten	 im	 Zuge	 der	 Zusammenlegung	 der	 Gerichtsbezirke	 an	 das	 Erb-
gesundheitsgericht	Wien	überstellt	waren,	beschloss	dieses	Anfang	März	1945,	












hervorgeht,	dass	Anna	H.	„einen	 sehr	 schlechten	Lebenswandel	 führt“.	Das	
Kriegsende	dürfte	auch	Anna	H.	vor	der	Zwangssterilisation	bewahrt	haben.	
Paradoxerweise	 trug	 also	 gerade	 auch	 die	 Unmöglichkeit,	 gegen	 den	 Be-
schluss	des	Erbgesundheitsgerichts	zu	berufen,	gegen	Ende	des	Krieges	viel-
fach	mit	dazu	bei,	dass	die	betroffenen	Frauen	und	Männer	dem	Zwangsein-
griff	 entgehen	konnten.	Die	Akten	wurden	 zur	neuerlichen	Bearbeitung	 an	
das	Erbgesundheitsgericht	überstellt,	zu	einem	Zeitpunkt,	wo	Richter	Anton	
Rolleder	neben	den	Wiener	Verfahrensakten	zusätzlich	 jene	des	nun	zusam-




Verzögerungen	 beim	 Aktentransfer	 vom	 Erbgesundheitsobergericht	 zurück	
an	 das	 Erbgesundheitsgericht,	 von	 diesem	 an	 die	 ärztlichen	 Beisitzer,	 Irrtü-
mer	bei	der	Post	beim	Zustellen	von	Vorladungen	oder	auch	deren	Weigerung,	
nicht	als	kriegswichtig	angesehene	Schreiben	des	Erbgesundheitsobergerichts	







Trüb,	 die	 den	 Großteil	 der	 Beschlüsse	 verantworteten,	 sowie	 den	 fünf	 Gut-
achtern	Alfred	Auersperg,	Hans	Bertha,	 Josef	Berze,	Ernst	 Illing	und	Otto	
Pötzl	große	personelle	Kontinuität	von	hochrangigen	Vertretern	der	NS-Ge-
sundheitspolitik	in	Wien	und	im	Gau Niederdonau  Unübersehbar	ist	der	hohe	
Anteil	 an	NSDAP-Mitgliedern	und	SS-Angehörigen	unter	den	wichtigsten	
509	 Vgl. �III 117/45; �III 147/45.	 	 	 	 	
Schlussfolgerungen












gegen	 eine	 angeordnete	 Zwangssterilisation	 der	 Anteil	 der	 Begutachtungen	








Beschluss	 fehlte,	 bevor	 sie	 ein	 Verfahren	 weiterführten.510	 Die	 Erstinstanz	







Schneeverwehungen	 und	 Kohlenmangel	 fallweise	 sogar	 Sitzungen	 abgesagt	
wurden	und	auch	sonst	die	Infrastruktur	zunehmend	schlechter	funktionierte.	
510	 Vgl. 2 �III 76/44.		 	 	 	
3.	Beschwerdeverfahren	am	Erbgesundheitsobergericht	Wien	1941–1944
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Das	 Erbgesundheitsobergericht	 vollzog	 das	 GzVeN	 weitgehend	 unbeein-
druckt	von	kriegsbedingten	Engpässen:	Zenker	und	Hais	 luden	die	von	der	





noch	 nicht	 durch	 den	 Krieg	 eingeschränkt	 war.	 Auch	 bezüglich	 der	Verfah-
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gutachtung	als	erbgesund	gelten	könnten,	keinesfalls	unfruchtbar	gemacht	wer-




Ruttke,	 dass	 „eine	 etwa	 zu	 Unrecht	 vorgenommene	 Unfruchtbarmachung	
einen	 nicht	 wieder	 gutzumachenden	 Generationenausfall	 für	 das	 deutsche	
Volk	bedeuten	würde,	während	eine	zu	Unrecht	unterlassene	Unfruchtbarma-
chung	 bei	 erneutem	 Auftreten	 der	 Erbkrankheit	 in	 den	 nachfolgenden	 Ge-
schlechtern	nachgeholt	werden	kann.“513
Die	 zuvor	 ausführlich	 beschriebenen	 Beschlüsse,	 mit	 denen	 das	 Erbgesund-
heitsobergericht	sich	anders	als	das	Erbgesundheitsgericht	entschied,	verdeut-
lichen	das	Selbstverständnis	der	Richter	und	ärztlichen	Beisitzer	des	Erbge-
sundheitsobergerichts:	 Sie	 nutzten	 ihren	 Handlungsspielraum	 aus,	 zögerten	
nicht,	 erstinstanzliche	 Gutachten	 gegenteilig	 zu	 interpretieren	 oder	 noch	
zusätzliche	 einzuholen,	 sie	 verstanden	 sich	 als	 unabhängige,	 unbeeinfluss-
bare	und	objektive	Instanz	und	trafen	Entscheidungen	gegen	erstinstanzliche	
Gutachten	und	Beschlüsse	 fallweise	 aufgrund	eigener	Gutachten,	 aber	 auch	
ausschließlich	aufgrund	des	Aktenstudiums	und	ihres	persönlichen	Eindrucks	
von	den	Frauen	und	Männern	während	der	Sitzung.	





neten	 Zwangssterilisationen	 sank	 nach	 den	 jeweiligen	 Beschwerdeverfahren	
von	 betroffenen	 Frauen	 und	 Männern	 bzw.	 Amtsärzten	 und	 Anstaltsleitern	
von	 1.223	 auf	 1.203	 (2,5	 %	 weniger).	 Der	 hohe	 Anteil	 an	 gegenteiligen	 Ent-
scheidungen	–	jeweils	ein	Drittel	nun	abgelehnter	bzw.	angeordneter	Zwangs-
sterilisationen	–	unterstreicht	die	Eigenständigkeit,	mit	der	Richter	und	ärzt-
512			 Vgl. auch Ley, Zwangssterilisation, 92.	 	 	 	
513	 		 Gütt/Rüdin/Ruttke,	Kommentar,	274.	
3.	Beschwerdeverfahren	am	Erbgesundheitsobergericht	Wien	1941–1944
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richten	 nichts	 mehr	 davon	 erwähnte	 –	 und	 sich	 auch	 in	 den	 Berichten	 der	









die	 zu	Beginn	dieser	Arbeit	 beschriebene	Geschichte	 von	Therese	W.	 zeigt.	
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darüber	 hinaus	 als	 asozial,	 wollte	 bereits	 den	 Beschluss	 des	 Erbgesundheits-
gerichts	zu	seiner	Zwangssterilisation	nicht	widerspruchslos	hinnehmen,	doch	
seine	Beschwerde	beim	Erbgesundheitsobergericht	blieb	erfolglos.	

























Anfang	Juli	 1943	 ist	 in	der	Krankengeschichte	ohne	weiteren	Kommentar	
vermerkt:	 „Samenleiter	 beiderseits	 in	 5	 cm	 Länge	 reseziert.“	 Zwei	 Wochen	
später	wurde	Karl	S.	aus	der	Anstalt	entlassen.
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Wichtige	 Hinweise	 finden	 sich	 in	 den	 Bestimmungen	 des	 GzVeN	 und	
dem	 von	 Gütt,	 Rüdin	 und	 Ruttke	 verfassten	 Gesetzeskommentar,	 den	 zeit-
genössischen	Untersuchungen	zu	den	Folgen	der	Zwangseingriffe,	weiters	den	
Listen	des	Reichsstatthalters	Wien	zu	den	Kliniken	und	den	dazu	ermächtig-
ten	 Ärzten	 sowie	 den	 aus	 einer	 Seite	 bestehenden	 ärztlichen	 Berichten,	 die	
in	 92	 der	 insgesamt	 1.203	 vom	 Erbgesundheits-	 bzw.	 Erbgesundheitsoberge-






für	 jene,	 die	 der	 ‚Reichsausschuss	 zur	 Erfassung	 erb-	 und	 anlagebedingter	
schwerer	 Leiden‘	 in	 Berlin,	 eine	 für	 die	 Durchführung	 der	 NS-Euthanasie	
mitverantwortliche	 Institution,	 genehmigte.523	 Informationen	 bieten	 jedoch	
die	umfangreicheren	Akten	des	Erbgesundheitsgerichts	sowie	einzelne	Kran-
kengeschichten	der	Anstalt	Am	Steinhof.
Während	 für	Wien	 viele	 Fragen	 noch	 unbeantwortet	 sind,	 konnte	 Gabriele	
Czarnowski	 für	 die	 Universitäts-Frauenklinik	 Graz	 aufzeigen,	 dass	 dort	 tä-
tige	Gynäkologen	Frauen	 in	vielfacher	Hinsicht	als	Forschungsobjekte	miss-
brauchten.524	 Der	 unmittelbare	 Nutzen	 für	 die	 Gynäkologen	 und	 auch	 Chi-
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für	das	medizinische	Fach	und	nicht	zuletzt	für	die	Karrieren	der	Operateure,	
die	 auch	 von	 den	 Folgen	 der	 Vertreibung	 jüdischer	 Ärztinnen	 und	 Ärzte525	





Ersichtlich	 ist	 dieser	 Missbrauch	 von	 Menschen	 auch	 in	 der	 zeitgenössi-
schen	 Forschungsliteratur:	 Felix	 von	 Mikulicz-Radecki,	 renommierter	 Kö-
nigsberger	Gynäkologe	und	Mitverfasser	eines	viel	gelesenen	Handbuchs	zur	
Durchführung	der	Zwangssterilisation,	nutzte	die	im	GzVeN	vorgeschriebene	
medizinische	 Untersuchung	 vor	 dem	 Zwangseingriff	 zur	 Erforschung	 der	
Sterilität	von	Frauen.526	Auch	sein	Schüler	Ruthardt	Horn	hatte	216	Frauen	in	
der	dortigen	Universitäts-Frauenklinik	 in	verschiedenen	Phasen	 ihres	Mens-
truationszyklus	 ausführlich	 begutachtet	 und	 in	 seiner	 1936	 publizierten	 Dis-
sertation	„die	Gelegenheit	 [genutzt],	die	Beschaffenheit	der	 inneren	Genita-
lien	und	ihre	Lage	zueinander	unter	normalen	Verhältnissen	kennen	zu	lernen	




Ärztinnen	 untersuchten	 in	 gynäkologischen	 Kliniken	 des	 Altreichs	 die	 dort	
zwangssterilisierten	Frauen	im	Hinblick	auf	die	psychischen	und	physischen	
Folgen	 des	 Eingriffs.	 Zusätzlich	 zur	 Degradierung	 der	 unmittelbar	 zuvor	
zwangssterilisierten	 Frauen	 als	 Forschungsobjekte	 negierten	 sie	 das	 Faktum	
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nehmend	 auf	 eine	 nicht	 näher	 genannte	 Klinik,	 in	 der	 alle	 dort	 zwangsste-
rilisierten	 Frauen	 Fragen	 zu	 ihrem	 Menstruationszyklus	 und	 zu	 unmittelba-
ren	Folgen	des	Zwangseingriffs	geben	mussten,	sollten	derartige	Fragebögen	
grundsätzlich	 nicht	 verteilt	 werden	 bzw.	 nur	 nach	 Zustimmung	 der	 vor-
gesetzten	 Behörden,	 um	 nicht	 „Misstrauen,	 Bedenken	 und	 Unruhe	 bei	 den	
Unfruchtbargemachten	 hervorzurufen	 und	 so	 die	 Durchführung	 des	 Geset-
zes	 zur	 Verhütung	 erbkranken	 Nachwuchses	 zu	 erschweren“.528	 Misstrauen,	
Bedenken	 und	 Unruhe	 sollten	 auch	 in	 der	 Bevölkerung	 vermieden	 werden	
–	was	darauf	 schließen	 lässt,	dass	die	umfassenden	propagandistischen	Maß-
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In	 Wien	 veränderte	 sich	 die	 Zusammensetzung	 der	 Ärzte	 während	 des	
Krieges	 mehrfach,	 u.a.	 wegen	 deren	 Einberufungen	 zur	 Wehrmacht.	 In	 der	
Forschungsliteratur	 finden	 sich	 zwei	 Listen,	 deren	 Angaben	 auf	 den	 ers-
ten	Blick	verwirren.	Einerseits,	weil	die	 im	Krankenhaus	Lainz	angeführten	
Ärzte	die	Zwangseingriffe	auch	in	der	Anstalt	Am	Steinhof	durchführten,	ob-
wohl	 dort	 eigene	 Ärzte	 genannt	 waren,	 und	 andererseits,	 weil	 der	 Gynäko-
loge	Amreich	von	der	ersten	zur	zweiten	Universitätsfrauenklinik	wechselte	
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B)		Chirurgische	Unfruchtbarmachungen	an	Männern:
1.)		I.	 Chirurgische	 Universitätsklinik:	 Univ.	 Prof.	 Dr.	 Leopold	 Schönbauer,	
Assistent	Dr.	Wolfram	Sorgo
2.)	 Krankenanstalt	 Rudolfstiftung:	 Priv.	 Doz.	 Dr.	 Hans	 Steindl,	 Dr.	 August	
Vogl	
3.)	 Wiener	 Städtisches	 Krankenhaus	 Lainz:	 Univ.	 Prof.	 Dr.	 Adolf	 Winkel-
bauer,	Dr.	Michael	Rosenauer









































a)		 Mit	 Röntgenstrahlen:	 Wr.	 Städtisches	 Krankenhaus	 Lainz:	 Chefarzt	 Dr.	
Walter	Heinz	Heilig,	Oberarzt	Dr.	Karl	Schmid





























auch	 für	 Paul	Werner,	 der	 im	Wiener	 Städtischen	 Krankenhaus	 Lainz	 ope-
rierte.544	In	der	Anstalt	Am	Steinhof	waren	weiters	Ludwig	Frischmuth,	Lud-
wig	Kraul,	Leopold	Krenn,	Otto	Neumann	und	Lothar	Wissgott	berechtigt	
–	 warum	 der	 Neurologe	 Wissgott	 die	 Zwangseingriffe	 durchführen	 konnte,	
bleibt	offen.	Dass	er,	wie	auch	Frischmuth,	zumindest	1944	viel	beschäftigt	war,	
geht	aus	der	Rekonstruktion	ihrer	Honorare	eindeutig	hervor.545	
Die	 Honorare	 zeigen	 darüber	 hinaus	 auch,	 dass	 die	 Operationen	 für	 die	
Ärzte	ein	einträgliches	Zusatzeinkommen	waren:	Ingrid	Arias	wies	nach,	dass	
Christian	 Bablik,	 ein	 weiterer	 Arzt,	 der	 nicht	 nur	 im	 Krankenhaus	 Lainz,	
sondern	auch	in	der	Anstalt	Am	Steinhof	operierte,546	damit	in	Lainz	allein	
im	Jahr	1942	2.115	Reichsmark	zusätzlich	verdient	hatte.	Zum	Vergleich:	1940	
betrug	 sein	 Bruttogehalt	 402	 RM	 monatlich.	 Sein	 Kollege	 Hans	 Lehmann,	
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Bei	Emil	Kiss,	Otto	Neumann	und	Willhelm	Weibel	trugen	nicht	nur	die	










Nachdem	 der	 Beschluss	 des	 Erbgesundheitsgerichts	 bzw.	 Erbgesundheits-
obergerichts	rechtskräftig	geworden	war,	musste	der	zuständige	Amtsarzt	eine	
schriftliche	Aufforderung	 an	die	Frauen	und	Männer	 schicken,	die	 operiert	
werden	 sollten.	Darin	war	der	Name	der	Klinik	 angeführt	 und	 festgehalten,	
dass	 die Unfruchtbarmachung	 innerhalb	 von	 zwei	Wochen	 zu	 erfolgen	 hatte	
und	auch	gegen	ihren	Willen	durchgeführt	werden	konnte.551	Nachdem	eine	
Frau	 in	 einer	 nicht	 näher	 genannten	 Klinik	 wegen	 Platzmangels	 nicht	 auf-
genommen	 worden	 war,	 wandte	 sich	 der	 Leiter	 des	 Anstaltenamts	 der	 Ge-
meindeverwaltung	 des	 Reichsgaues	Wien,	 Karl	 Klenkhart,	 an	 alle	 Kranken-
anstalten,	 dass	 dies	 nicht	 mehr	 vorkommen	 dürfe:	 „Die	 strenge	 Einhaltung	
dieser	Weisung	 ist	auch	schon	deshalb	notwendig,	weil	mitunter	Erbkranke,	






















Die	 92	 ärztlichen	 Berichte,	 die	 den	 Verfahrensakten	 des	 Erbgesundheitsge-
richts	Wien	beiliegen,	zeigen,	dass	die	Ärzte	die	Zwangssterilisationen	nicht,	
wie	 im	GzVeN	vorgesehen,	möglichst	 schnell	 nach	dem	 rechtskräftigen	Be-





Nach	 der	 verzögerten	 Einrichtung	 des	 Erbgesundheitsgerichts	 fällte	 das	








552			 WSTLA, M.Abt. 209, Schreiben Klenkharts, 1. Juli 1943.	 	 	 	 	 	 	









557	 		 Vgl. WSTLA, M.Abt.209, Schreiben von Emil Kiss von der I. Univ. Frauenklinik an die Di-	 	 	 	 	 	 	 	 	 	 	 	 	 	
rektion	des	AKH,	10.	März	1942.
Zwangssterilisationen	und	Schwangerschaftsabbrüche	in	Wien
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stätigung	 geht	 hervor,	 dass	 Hilda	 S.	 von	 Emil	 Kiss,	 der	 mittlerweile	 in	 der	















GzVeN	 vorgeschriebenen	 gründlichen	 medizinischen	 Untersuchungen	 der	
Frauen	 und	 Männer	 vornahmen	 und	 ob	 manche	 von	 ihnen	 dadurch	 dem	
Zwangseingriff	entgehen	konnten,	weil	sich	dabei	herausstellte,	dass	sie	nicht	
(mehr)	 zeugungs-	 bzw.	 empfängnisfähig	 waren.561	 Sie	 dokumentieren	 auch	
nicht,	wie	die	Ärzte	verfuhren,	wenn	sie	mit	den	Frauen	und	Männern,	denen	

































































tete,	wurde	 immer	wieder	 auf	die	Notwendigkeit	 von	 zuverlässigen	Formen	





























dium“572	 und	 stießen	 nicht	 wegen	 der	 dadurch	 bedingten	„extremen	 körper-
lichen	und	psychischen	Beschädigungen“,573	sondern	wegen	der	Ungewissheit,	
ob	sie	zu	dauernder	Unfruchtbarkeit	führten,	auf	Kritik.	Wenn	medizinische	
Gründe	 gegen	 eine	 operative	 Zwangssterilisation	 sprachen,	 sollte	 eine	 Be-
strahlung	 nach	 einer	 gründlichen	 medizinischen	 Abklärung,	 vor	 allem	 an	





schwanger,	 als	 das	 Erbgesundheitsgericht	 im	 Jänner	 1941	 ihre	 Zwangssteri-
lisation	 anordnete.	 Ihren	 Antrag	 auf	 Abbruch	 der	 Schwangerschaft	 zog	 sie	
während	 des	 Verfahrens	 zurück	 –	 unter	 welchen	 Rahmenbedingungen	 sie	
diesen	Entschluss	fasste	und	auch	dabei	blieb,	geht	aus	den	Akten	nicht	her-
vor.	Bezüglich	des	Zeitpunkts	der	Zwangssterilisation	war	 im	Beschluss	ver-






suchungen	 im	 Abstand	 von	 jeweils	 zwei	 Monaten	 zeigen,	 dass	 ihre	 Menst-
ruation	seit	der	ersten	Behandlung	ausgeblieben	war	und	sie	darüber	hinaus	
572			 Czarnowski, Eigenart, 193.	 	










und	zehn	Tagen	nach	dem	Zwangseingriff	 im	Spital,	 in	 einem	Fall	 ist	 eine	
ambulante	Operation	eines	Mannes	 im	Krankenhaus	Kittsee	nachweisbar.576	
In	 welchem	 Ausmaß	 medizinische	 Komplikationen	 auftraten,	 kann	 bei	 der-
zeitiger	Quellenlage	für	Wien	nicht	umfassend	beantwortet	werden.	Aus	den	
ärztlichen	 Berichten	 des	 Erbgesundheitsgerichts	 Wien	 ist	 ersichtlich,	 dass	
Alois	 M.	 infolge	 einer	 Lungenentzündung	 länger	 als	 vorgesehen	 im	 Spital	
bleiben	musste.577	Bei	Ottilie	R.	war	die	Genesung	nach	Zwangssterilisation	
und	 Schwangerschaftsabbruch	 „durch	 Temperatursteigerung	 bis	 38,5	 etwas	









dissertierte,	 kam	 zu	 dem	 Schluss,	 schuld	 daran	 seien	 die	 „eugenisch	 Sterili-
sierten	selbst,	die	durch	ihre	oft	minderwertige	Körperkonstitution	und	Hei-
lungstendenz,	 vor	 allem	aber	durch	 ihr	unberechenbares	Verhalten	nach	der	
Operation	die	normale	Wundheilung	störten	oder	vorübergehend	unmöglich	
machten“.580	
Den	 Ärzten	 war	 bewusst,	 dass	 die	 operative	 Unfruchtbarmachung	 bei	
Frauen	nicht	nur	schwieriger,	sondern	auch	gefährlicher	war	als	bei	Männern,	
576			 Vgl.	2	�III	267/41.	Warum	Emil	Kiss	den	dazugehörigen	Bericht	unterzeichnete,	ist	unklar.	
577	 Vgl. 2 �III 19/40.		 	 	 	
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vor	allem	wenn	diese	nicht	vaginal,	sondern	mittels	Öffnen	der	Bauchdecke	
erfolgte.	 Die	 Entscheidung	 dazu	 fällte	 der	 jeweils	 operierende	 Arzt.581	 Mit	
einer	„Mortalität	von	0%	nach	einem	Eingriff	mit	Öffnung	der	Bauchhöhle	







verfahren	 bei	 der	 Durchführung	 der	 Beschlüsse	 der	 Erbgesundheitsgerichte	
nicht	anzuwenden“.584	
Das	 Wissen	 um	 tödliche	 Folgen	 des	 Zwangseingriffs	 führte	 nicht	 zum	
Verbot	oder	zum	generellen	Aufschub	der	Zwangseingriffe	bis	beispielsweise	
sicherere	Methoden	möglich	wären,	 es	 galt	 vielmehr,	wie	Mikulicz-Radecki	
1936	 in	 seinem	Standardwerk	nachdrücklich	betonte,	„gerade	bei	der	Durch-
führung	der	eugenischen	Sterilisierung	der	Frau,	die	uns	Ärzten	gewisserma-













583	 Vgl. Horn, Statistisches, 17.		 	 	 	 	
584			 BAB,	R	4901,	964,	Schreiben	des	Reichsministeriums	des	Innern,	24.	Mai	1939.
585			 Mikulicz-Radecki,	Sterilisierungsoperationen,	61.
586			 Vgl.	dazu	Makowski, NS-Parteipresse und Karl Ludwig Rosts umfassende Analyse der zahl-	 	 	 	 	 	 	 	 	
reichen	NS-Propagandafilme	zur	Zwangssterilisation,	vgl.	ders.,	Sterilisation.
Operationstechniken,	medizinische	Komplikationen	und	Todesfälle












Häufigste	 Todesursachen	 nach	 dem	 Zwangseingriff	 waren	 Lungenent-
zündungen,	Herz-	und	Kreislaufschwächen	sowie	Embolien.	Der	Eingriff	an	
sich	erfolgte	nicht	nur	zwangsweise,	also	gegen	den	Willen	der	Betroffenen,	




medizinische	 Betreuung	 nach	 dem	 Zwangseingriff	 oft	 völlig	 unzureichend.	
Gabriele	Czarnowski	hielt	ergänzend	fest,	dass	die	Schwangerschaftsabbrüche	
in	 den	 letzten	 Schwangerschaftsmonaten	 der	 jeweiligen	 Frauen	 einen	 „flie-
ßenden	Übergang	zum	Kindermord	darstellten“.589	
587			 Winter,	Sterilisation,	39.

























und	 psychische	 Befinden	 von	 in	 der	 Heidelberger	 Frauenklinik	 zwangssterili-







sie	 sehr	wahrscheinlich	nicht	 zugestimmt	hatten.	Diese	 sollten	offenbar	die	
effiziente	Durchführung	der	Operationen	 steigern,	 sie	darüber	hinaus	 recht-
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Kinder	 wollten,	 sahen	 laut	 Hofmann	 „in	 der	 Sterilisation	 nur	 eine	 Erleich-
terung“.	Andere	seien	„moralisch	derart	minderwertig,	daß	 ihnen	die	Sterili-
sation	nur	ein	höchst	willkommener	Eingriff	war“.	Sie	stimmten	daher	zwar	
dem	 Eingriff	 zu,	 „wenn	 auch	 ihre	 Beweggründe	 recht	 durchsichtig	 sind“.595	
Zusätzlich	 zu	Zwangssterilisation	und	Missbrauch	 als	Forschungsobjekt	dif-
famierte	 Hofmann	 diese	 Frauen	 auch	 noch	 durch	 den	 Vorwurf	 der	 „sturen	
Krankheitsuneinsicht“.596	 Dass	 Hofmann	 bei	 immerhin	 13	 der	 60	 befragten	
Frauen	damit	konfrontiert	war,	ließ	sie	unkommentiert,	sie	hielt	vielmehr	ab-
schließend	 fest:	 „Das	 Sterilisationsgesetz	 hat	 an	 den	 Opferwillen	 des	 deut-
schen	Volkes	 eine	große	Forderung	gestellt;	 es	 sind	wahrhaft	hohe	 sittliche	
und	völkische	Ziele.“597
Eine	wichtige	Quelle,	insbesondere	auch	für	Wien,	sind	die	umfangreicheren	



























ihre	 Einweisung	 in	 das	 Krankenhaus	 Wiener	 Neustadt	 „unter	 Anwendung	
unmittelbaren	Zwanges“.	Der	Eingriff	wäre,	so	die	Ansicht	des	Gynäkologen	
Rudolf	 Stiglbauers,	 der	 auch	 vielbeschäftigter	 ärztlicher	 Beisitzer	 beim	 Erb-
gesundheitsobergericht	Wien	war,601	„wegen	der	 im	Rahmen	 ihrer	geistigen	
Erkrankung	gelegenen	vollständig	ablehnenden,	negativistischen	Haltung,	die	
sogar	 jede	 Untersuchung	unmöglich	machte,	mit	Lebensgefahr	 für	 die	 Erb-
kranke	 verbunden	 gewesen“.	 Auch	 eine	 Unfruchtbarmachung	 mittels	 Be-
strahlung	 wurde	 erwogen,	 konnte	 aber	 „wegen	 der	 gesteigerten	 Unruhe	 der	
Erbkranken	nicht	in	Anwendung	kommen“.	Der	Zwangseingriff	wurde	nun,	
wie	 im	GzVeN	ebenfalls	verankert,	wegen	„besonderer	Umstände“	 für	 sechs	






besteht	 daher	 die	 Gefahr,	 dass	 bei	 neuerlicher	 Einweisung	 in	 ein	 Kranken-
haus,	die	nur	unter	Anwendung	unmittelbaren	Zwanges	durchgeführt	werden	
könnte,	die	Unfruchtbarmachung,	sei	es	durch	operativen	Eingriff,	sei	es	durch	













ein	Geschlechtsverkehr	 vollständig	unmöglich	 ist“.	Nun	 wurde	 das	 Gesund-
heitsamt	 Eisenstadt	 mit	 der	 Klärung	 beauftragt,	 „ob	 vom	 ärztlichen	 Stand-
punkt	 aus	 tatsächlich	 ein	 Verkehr	 mit	 der	 Betroffenen	 unmöglich	 ist	 oder	
nicht.	Sollte	eine	Fortpflanzung	derzeit	wirklich	nicht	möglich	sein,	wäre	eben	
die	 Unfruchtbarmachung	 so	 lange	 aufzuschieben,	 bis	 sich	 der	 Gesundheits-
zustand	der	Betroffenen	soweit	gebessert	hat,	dass	eine	Fortpflanzung	wieder	








Elf	 Monate	 blieb	 Elisabeth	 S.	 von	 derartigen	 Kontrollen	 durch	 das	 Ge-
sundheitsamt	 verschont	 und,	 nachdem	 dieses	 offenbar	 säumig	 war,	 forderte	
das	 Erbgesundheitsgericht	 Wiener	 Neustadt	 im	 September	 1943	 einen	 neu-
erlichen	Bericht.	Dieser	 lautete	wie	der	 vorherige,	Elisabeth	S.	 sei	 in	 einem	
„Zustand	hochgradiger	Erregung	und	motorischer	Unruhe.	Ein	Versuch,	 sie	




















Möglichkeit	 wäre	 eine	Wiederaufnahme	 des	Verfahrens,	 wenn	 sich	„einmal	
Umstände	ergeben,	die	eine	nochmalige	Prüfung	des	Sachverhaltes	erfordern	
würden“.	 Zu	 diesen	 Umständen	 zählte	 Rolleder	 neben	 dem	 „Aufkommen	
neuer	Krankheitsmerkmale“	auch	„das	Bekanntwerden	 […]	neuer	Sippenbe-
lastungsfälle	oder	[…]	[den]	Eintritt	einer	wesentlichen	Änderung	im	Grade	
der	 Fortpflanzungsgefährlichkeit“.	 Warum	 das	 Ehepaar	 S.	 der	 gerichtlichen	
Vorladung	nicht	nachkam,	geht	aus	dem	Akt	nicht	hervor.	Rolleder	urgierte	
Mitte	März	1945,	danach	endet	der	Akt.	Es	ist	sehr	wahrscheinlich,	dass	sich	
Elisabeth	S.	 zwar	mehr	als	 vier	 Jahre	 im	„Fadenkreuz	der	Sterilisationsbüro-
kratie“603	 befand,	 aber	 durch	 das	 Zusammenwirken	 einer	 Reihe	 von	 Fakto-




Im	 GzVeN	 war	 neben	 der	 Zwangssterilisation	 auch	 der	 Schwangerschafts-
abbruch	von	Frauen	geregelt,	die	als	erbkrank	galten.	Dieser	konnte	nur	mit	




merkenswert,	 dass	 hier	 formal	 die	 Zustimmung	 der	 Frauen	 vorgesehen	 war.	
Im	 GzVeN-Kommentar	 war	 außerdem	 verankert,	 dass	 die	 Zwangssterilisa-
tion	 nicht	 während	 einer	 Schwangerschaft	 erfolgen	 durfte	 und	 eine	 genaue	
Abklärung	der	bisherigen	Dauer	der	Schwangerschaft	„mit	aller	Vorsicht	und	
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Die	 ärztlichen	 Berichte	 zeigen,	 dass	 die	 Ärzte	 Schwangerschaftsabbruch	
und	Zwangssterilisation	am	selben	Tag	durchführten.605	Die	Frage,	ob	sie	wie	




















bereits	mehr	als	 sechs	Monate	 schwanger,	 sollte	die	Zwangssterilisation	ent-
weder,	 so	 der	 Gynäkologe	 Heinrich	 Eymer	 in	 seiner	 für	 den	 GzVeN-Kom-
mentar	verfassten	Anleitung,610	etwa	sechs	Wochen	nach	der	Geburt	erfolgen,	
605			 Vgl.	u.a.	Ottilie R., 2 �III 259/41; Hilda S., �III 132/45, und Elisabeth S., 2 �III 126/42.	 	 	 	 	 	 	 	 	 	 	 	 	 	
606	 	Vgl.	dazu	ausführlich	Czarnowski,	Material,	225–273,	insb.	255–263.
607	 	2 �III 35/44.	 	
608	 	Zu	Alois	Kittinger	vgl.	ÖStA/AdR,	04,	Gauakt	Kittinger	und	ÄK	Wien,	PA	Kittinger.













Einige	 Verfahrensakten	 verdeutlichen,	 dass	 Ärzte	 bei	 jenen	 Frauen,	 deren	
Schwangerschaft	 bereits	 zu	 weit	 fortgeschritten	 war,	 keinen	 Abbruch	 mehr	
durchführten:	Hilde	P.612	hatte	bereits	ein	Kind	und	stimmte	der	Zwangssteri-
lisation	und	dem	Abbruch	ihrer	zweiten	Schwangerschaft	zu.	Otto	Pötzl	von	
der	 neurologisch-psychiatrischen	 Klinik,	 der	 feststellen	 sollte,	 ob	 sie	 schizo-
phren	sei	oder	nicht,	forderte	Mitte	August	1944	„wegen	der	Dringlichkeit	des	
Falles	 (Gravidität	von	5	 1/2	Monaten)	 […]	schnellste	Erledigung“.	Das	Erb-
gesundheitsgericht	Wiener	Neustadt613	beschloss	zwar	umgehend	beide	Ein-
griffe,	 doch	Ende	August	 stand	 fest,	 dass	die	Schwangerschaft	„weit	 über	 6	
Lunarmonate	hinaus“	bestand.	Deren	Abbruch	war	nicht	mehr	möglich,	und	
die	Zwangssterilisation	sollte,	so	die	Empfehlung	Dr.	Stiglbauers	vom	Kran-
kenhaus	 Wiener	 Neustadt,	 erst	 drei	 bis	 vier	 Monate	 nach	 der	 Entbindung	
erfolgen.	 Hilde	 P.	 wurde	 Ende	 Jänner	 1945	 im	 Krankenhaus	 Baden	 zwangs-
sterilisiert.	
Nicht	nur	bei	Hilde	P.,	 auch	bei	 Johanna	R.614	 entschieden	Ärzte	 sehr	 indi-
viduell	 über	 die	 Frist	 zwischen	 Geburt	 und	 Zwangssterilisation,	 auch	 wenn	











614	 Vgl. 2 �III 19/44.		 	 	 	
Indirekte,	aber	deutlich	vernehmbare	Stimmen	der	Betroffenen




heitsgericht	 Wien	 beschloss	 Anfang	 Juli	 1944	 ihre	 Zwangssterilisation.	 Eli-
sabeth	 K.	 nahm	 jedoch	 ihre	 ursprüngliche	 Zustimmung	 zum	 gleichzeitigen	
























615	 1 �III 65/44.		 	 	
616			 1	�III	43/41.
617			 2 �III 27/44.	 	
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des	 Erbgesundheitsgerichts	 von	 Mitte	 Juni	 1944,	 zwangssterilisiert	 werden.	
Als	Rolleder	 im	März	 1945	noch	keinen	 ärztlichen	Bericht	hatte,	wandte	 er	
sich	an	den	zuständigen	Amtsarzt	des	Gesundheitsamtes	für	die	Bezirke	Wie-
den/Margareten	„damit	dieser	den	Operateur	an	die	Berichtspflicht	erinnerte“.	












richt	 aufgelöst,	 Sterilisationen	 waren	 wie	 vor	 1938	 wieder	 im	 Strafrecht	 ver-
ankert	und	nur	bei	medizinisch	begründeten	Heilzwecken	und	nur	nach	Zu-




Die	 vergeblichen	 Bemühungen	 zwangssterilisierter	 Frauen	 und	 Männer	
um	eine	zumindest	finanzielle	Entschädigungsleistung	für	den	Zwangseingriff	
mit	 seinen	 lebenslangen	Folgen	 sind	 in	einem	weiteren	Kapitel	beschrieben,	










Die	 Ärzte,	 die	 die	 zahlreichen	 Zwangssterilisationen	 und	 Schwanger-
schaftsabbrüche	 durchführten,	 mussten	 sich	 dafür	 nicht	 vor	 Gericht	 verant-
worten,	 einige	 von	 ihnen	 waren	 weiterhin	 sogar	 sehr	 erfolgreiche	 und	 auch	
international	anerkannte	Ärzte:	
Der	 Parteianwärter	 und	 Träger	 des	 silbernen	 Treuedienstzeichens	 der	
NSDAP,	 Leopold	 Schönbauer	 (1888–1963),	 war	 von	 Kriegsende	 bis	 1961	 Di-
rektor	des	Allgemeinen	Krankenhauses	 (AKH),	 leitete	daneben	das	 Institut	
für	Geschichte	der	Medizin	der	Medizinischen	Fakultät	und	war	zusätzlich	





Hans	 Lehmann	 (1888–1964),	 NSDAP-Parteimitglied	 seit	 Mai	 1938,	 wurde	
zwar	1946	als	„betonter	Nationalsozialist“	beschrieben,	der	„aber	als	Arzt	und	
Chirurg	 einen	 überdurchschnittlichen	 Ruf	 genießt“,	 weshalb	 ihm	„Gelegen-
heit	zu	geben	[sei],	sein	fachliches	Können	in	den	Dienst	der	Allgemeinheit	
zu	 stellen“.623	 Alois	 Kittinger	 war	 trotz	 seines	 bereits	 erwähnten	Verfahrens	




Wiens,	 gelang	 die	 Einstufung	 als	 minderbelastet im	 Sinne	 des	 Verbotsgeset-

















März	 1938,	 stellte	 noch	 im	 Dezember	 1944	 einen	 Aufnahmeantrag	 zur	 Aka-










davon,	 dass	Schaller	 die	 in	dieser	Klinik	 zahlreich	 vorgenommenen	Zwangs-






Amreich	 als	 solche	 auftreten	 können.	 Um	 seine	 Position	 als	 Klinikvorstand	
nicht	zu	gefährden,	ließ	er	sich	auf	den	Beitritt	zu	einer	nationalsozialistischen	
Organisation	 ein.“629	 Aber:	 Amreich	 war	 bereits	 ab	 1934	 Parteimitglied,	 also	
während	des	Verbots	der	NSDAP,	und	seine	Position	als	Klinikvorstand	war	
auch	deshalb	nicht	gefährdet,	weil	er	sie	noch	gar	nicht	innehatte.
Christian	 Bablik	 (1905–1970),	 NSDAP-Mitglied	 seit	 1938,	 konnte	 seine	
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Registrierung	 in	 der	 Liste	 ehemaliger	 NationalsozialistInnen	 erfolgreich	 be-













631			 WSTLA,	M.Abt.	119,	NS-Registrierungsakt	Nr.	1090,	zit.	nach	Arias, Gewähr, 233f.	 	
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5. Schlussfolgerungen
Im	 NS-Staat	 wurden	 Menschen	 entsprechend	 einer	 antisemitisch-rassis-
tischen	 Ideologie	 kategorisiert:	 Jüdinnen,	 Juden,	 Roma	 und	 Sinti	 galten	 als	




Menschen	 wurden	 getötet	 –	 in	 NS-Kinderfachabteilungen	 wie	 der	 Jugend-
fürsorgeanstalt	Am	Spiegelgrund,	in	Tötungsanstalten	wie	Hartheim	bei	Linz	
und	 in	 Heil-	 und	 Pflegeanstalten	 wie	 jenen	 Am	 Steinhof	 und	 in	 Gugging.	





Mit	 dem	 GzVeN,	 einem	 nationalsozialistischen	 Unrechtsgesetz,	 stand	
Ärzten	und	Richtern	ein	Instrumentarium	für	eine	radikale	antinatalistische	
Politik	 zur	 Verfügung	 –	 war	 doch	 die	 zwangsweise	 Durchführung	 der	 Un-
fruchtbarmachung	 explizit	 im	 GzVeN	 verankert.	 Die	 Ärzte	 der	 Erbgesund-
heitsgerichtsbarkeit	 hatten	 die	 Aufgabe,	 genauestens	 abzuklären,	 ob	 als	 erb-
krank	 Verdächtigte	 wirklich	 als	 erbkrank	 anzusehen	 wären,	 um	 keinesfalls	
gesetzeswidrige	 Zwangssterilisationen	 von	 –	 im	 Sinne	 der	 NS-Kategorisie-
rung	–	arischen	und	verwertbaren	Volksgenossinnen	und	Volksgenossen	anzuord-
nen.	 Abgesehen	 davon,	 dass	 für	 ihre	 Entscheidung	 nicht	 nur	 medizinische,	
sondern	auch	soziale	Kriterien	maßgeblich	waren,	verwendeten	sie	Diagnosen,	




Das	GzVeN	trat	 in	der	Ostmark	 im	Jänner	 1940	 in	Kraft,	 sechs	 Jahre	 später	
als	 im	 Altreich.	 Zu	 diesem	 Zeitpunkt	 war	 der	Vollzug	 des	 GzVeN	 von	 den	
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wurden	zwischen	 1940	und	 1945	 in	der	Ostmark	 zwangssterilisiert,	 für	Wien	
sind	1.203	Beschlüsse	zur	Zwangssterilisation	rekonstruierbar.
In	der	Ostmark	bzw.	in	Wien,	der	nach	dem	Anschluss	zweitgrößten	Stadt	
des	 Deutschen	 Reiches,	 prägten	 drei	 Rahmenbedingungen	 den	Vollzug	 des	
GzVeN:	 erstens	 die	 im	 Herbst	 1939	 vorgenommenen	 Einschränkungen	 des	
GzVeN,	wonach	Ärzte	nur	noch	bei	besonders großer Fortpflanzungsgefahr	der	



















nicht	 zusätzlich	 zu	 verringern	 und	 um	 durch	 eine	 aufwändige	Vorbereitung	























Die	 Richter	 des	 Erbgesundheitsgerichts	 urgierten	 unvollständig	 ausgefüllte	















Kommentars,	 als	 Gutachter	 herangezogen.	 Die	 Richter	 und	 ärztlichen	 Bei-
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genannte	 Erbkrankheit	 fest,	 lehnten	 sie	 die	 Zwangssterilisation	 ebenfalls	 ab.	
Dies	 erfolgte	nicht	 im	 Interesse	der	Frauen	und	Männer	 vor	Gericht	 –	die	





























Versorgung	 der	 Bevölkerung	 immer	 wieder	 neue	 ärztliche	 Beisitzer	 gesucht	
werden	mussten	–	 insgesamt	waren	 fast	 50	Ärzte	 tätig	und	nur	wenige	 von	
ihnen	über	mehrere	Jahre.	Trotzdem	mussten	mangels	vollständiger	Besetzung	






lichen	 Beisitzer	 der	 NSDAP	 und	 auch	 der	 SS	 angehörten,	 war,	 vermutlich	





Weiters	 endete	 die	Tätigkeit	 des	 Erbgesundheitsobergerichts	 mit	 Dezember	
1944	 und	 die	 noch	 anhängigen	 Beschwerdeverfahren	 wurden	 an	 das	 Erbge-
sundheitsgericht	zurückgestellt,	das	entweder	den	erstinstanzlichen	Beschluss	
bestätigen	oder	das	Verfahren	nochmals	 aufnehmen	 sollte	–	das	Erbgesund-










Spring.indb   269 23.01.2009   11:18:13
20
heitsgericht	 Wien	 entschied	 sich	 überwiegend	 zu	 Letzterem.	 Eine	 weitere	
kriegsbedingte	Maßnahme	bewirkte	im	Jänner	1945	die	Überstellung	der	noch	
laufenden	Verfahren	aller	Erbgesundheitsgerichte	aus	dem	Gerichtssprengel	
des	 Erbgesundheitsobergerichts	 Wien	 an	 das	 Erbgesundheitsgericht	 Wien	
zur	weiteren	Entscheidung	–	auch	diese	Verfahren	wurden	dort	nicht	sofort	
als	nicht kriegswichtig	eingestellt,	sondern	deren	Weiterführung	vorbereitet.	
Obwohl	 bei	 der	 Erfassung	 von	 als	 erbkrank	 verdächtigten	 Personen	 sowohl	




Zwangssterilisationen	 blieb	 ausschließlich	 männlichen	 Ärzten	 vorbehalten.	
Die	kriegsbedingten	Schwierigkeiten	bei	der	Besetzung	des	Erbgesundheits-






und	Männer	wurden	 annähernd	gleich	oft	 persönlich	 vor	Gericht	 angehört,	
die	Verfahren	dauerten	gleich	 lange,	 der	Anteil	 der	Beschlüsse	 zur	Zwangs-
sterilisation	war	nahezu	identisch,	nur	zur	Entscheidungsfindung	wurden	bei	
Männern	etwas	öfter	Gutachten	eingeholt	als	bei	Frauen.	
Eine	 weitere	 wichtige	 Frage	 galt	 den	 Handlungsspielräumen	 von	 Richtern	
und	Ärzten	der	Erbgesundheitsgerichtsbarkeit.	Anders	 als	beispielsweise	 im	
Strafrecht,	wo	nicht	erst	durch	die	1942	eingeführten	Richterbriefe	des	Reichs-
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besonders großer Fortpflanzungsgefahr	 der	 als	 erbkrank verdächtigen	 Frauen	
und	 Männer	 geführt	 werden	 sollte,	 öffnete	 bereits	 an	 der	 Schnittstelle	 zwi-
schen	 Anzeige	 und	 Antrag	 nicht	 nur	 einen	 großen	 Ermessens-,	 sondern	
auch	 einen	 großen	 Entscheidungsspielraum	 für	 die	 Ärzte.	 Da	 die	 Zahl	 der	














ihrer	 Ansicht	 und	 beschlossen	 zahlreiche	 Zwangssterilisationen	 von	 unter	
20-Jährigen	 –	 die	 jüngste	 war	 13,	 der	 jüngste	 12	 Jahre	 alt.	 Gleichzeitig	 do-
kumentieren	zahlreiche	abgelehnte	Anträge	und	gegenteilige	Beschlüsse	in	




keiten	 der	 genauen	 Diagnostik	 und	 den	 unzureichenden	 wissenschaftlichen	
Nachweisen	 der	 Vererbbarkeit	 der	 im	 GzVeN	 genannten	 Krankheiten.	 Die	
Ärzte	 der	 Erbgesundheitsgerichtsbarkeit	 Wien	 nutzten	 diesen	 Spielraum	
–	jedoch	nicht,	um	einen	Zwangseingriff	abzulehnen,	dessen	Vererbbarkeit	als	
nicht	 gesichert	 galt	 und	 dadurch	 Frauen	 und	 Männer	 vor	 dessen	 lebenslan-
gen	und	schwerwiegenden	Folgen	zu	bewahren.	(Wobei	auch	ein	gesicherter	
Nachweis	die	Entscheidung	der	Ärzte	zum	Zwangseingriff	keinesfalls	 recht-
fertigen	 würde.)	 Die	 Aufschlüsselung	 beider	 Verfahrensebenen	 verdeutlicht	
den	 Ermessensspielraum	 und	 die	 Eigenständigkeit	 der	 Ärzte	 in	 ihren	 Ent-
5.	Schlussfolgerungen













seit	 Inkrafttreten	 des	 GzVeN	 im	 Jahr	 1934	 in	 juristischen	 Kreisen	 ausführ-


























hensweise	 bei	 den	 vom	 Erbgesundheitsobergericht	 Wien	 und	 den	 anderen	






jeweiligen	 ärztlichen	 Beisitzern	 auch	 eigene	 Initiativen:	 Therese	 W.,	 deren	
Wiederaufnahmeverfahren	 einen	 –	 während	 des	 Krieges	 höchst	 ungewöhn-
lichen	–	Versuch	der	operativen	Refertilisierung	nach	sich	zog,	wurde	am	Be-
ginn	der	vorliegenden	Arbeit	schon	erwähnt.	Nicht	nur	ihr	Verfahren	wurde	






Wirkten	 sich	 der	 Krieg	 und	 die	 zunehmende	 Radikalisierung	 im	 Umgang	
mit	 von	 der	 nationalsozialistischen	 Volksgemeinschaft	 als	 wertlos	 ausgegrenz-











verneint	 werden,	 denn	 wenn	 sich	 die	 Ärzte	 zu	 einem	Verfahrensantrag	 ent-
schlossen,	so	zeigt	die	Auswertung	der	jeweiligen	Beschlüsse,	dass	die	in	bei-
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einer	 lebensrettenden	 Operation,	 keinerlei	 medizinische	 Notwendigkeit	 be-
stand,	und	sie	fassten	ihre	Beschlüsse	innerhalb	dieses	gesetzlichen	Rahmens:	
als	 erbgesund	 angesehene	 Frauen	 und	 Männer	 durften	 keinesfalls,	 erbkranke 
hingegen mussten unfruchtbar	gemacht	werden	–	auch	unter	Anwendung	von	
direktem	 Zwang.	 Die	 zunehmende	 Radikalisierung	 im	 Umgang	 mit	 Men-
schen	erfolgte	außerhalb	der	Erbgesundheitsgerichte:	Im	Gesundheitsamt,	in	
der	Anstalt	Am	Steinhof,	der	Jugendfürsorgeanstalt	Am	Spiegelgrund	und	der	
Anstalt	 Gugging,	 aber	 auch	 in	 allen	 anderen	 Einrichtungen,	 wo	 Ärzte	 ent-














macht	 noch	 ausweitete,	 bei	 der	 Anordnung	 der	 Zwangssterilisationen	 nicht	
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Rückversicherung.	 Selbst	 wenn	 das	 Erbgesundheitsgericht	 in	 einzelnen	 Fäl-
len	 die	 Durchführung	 des	 Zwangseingriffs	 aufgrund	 von	 Bitten	 der	 Betrof-
fenen	z.B.	bis	nach	der	Beendigung	der	Erntearbeiten	verschob,	diente	dies	
zur	Vermeidung	von	zusätzlicher	Unruhe	 in	der	Bevölkerung	 in	den	 letzten	
Kriegsmonaten,	 als	 die	 Infrastruktur	 immer	 schlechter	 funktionierte,	 und	
nicht	 der	 Bewahrung	 der	 Frauen	 und	 Männer	 vor	 dem	 Zwangseingriff:	 In	
einigen	 Akten	 häuften	 sich	 sogar	 die	 dringlichen	 Nachfragen	 Richter	 Rol-
leders,	wann	die	Operation	denn	endlich	durchgeführt	werden	würde.	Gegen	
eine	Rückversicherungsstrategie	spricht	unter	anderem	auch,	dass	selbst	in	der	




wurden:	Wo	kein	Unrechtsbewusstsein	 existiert,	 entfällt	 auch	der	Bedarf	 an	
Rückversicherung	für	die	Zeit	‚danach‘.




Erbgesundheitsgerichts	 und	 Erbgesundheitsobergerichts	 ausgeschlossen	 wer-
den:	Sie	wirkten	als	Vertreter	von	Medizin	und	Justiz	als	willige	Vollstrecker	
beim	 radikalen	Versuch	 der	Verwirklichung	 der	Vision	 der	 Schaffung	 eines	
gesunden Volkskörpers	mit,	in	dem	sie	ein	nationalsozialistisches	Unrechtsgesetz	
unbeirrt	 von	 sonstigen	 Rahmenbedingungen	 vollzogen.	 Wie	 im	 folgenden	
635			 1	�III	26/44.
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gen,	 Verletzung	 der	 Menschlichkeit	 und	 der	 Menschenwürde	 in	 Verbindung	
mit	dem	Missbrauch	der	Amtsgewalt	und	wegen	des	Verbrechens	der	schweren	
körperlichen	Beschädigung	ein	Verfahren	vor	dem	Volksgericht	Wien	hatte.	
Die	 Intentionen	 des	 GzVeN,	 dessen	Vollzug	 in	Wien	 und	 das	 Selbstver-
ständnis	von	Ärzten	und	Richtern	im	Umgang	mit	als	erbkrank	und	erbgesund	
kategorisierten	 Frauen	 und	 Männern	 könnten	 nicht	 prägnanter	 zusammen-




Rolleders	 Aussage	 steht	 exemplarisch	 für	 die	 Kontinuität	 des	 Denkens in 
Erbwerten.	 Die	 daraus	 resultierende	 Hierarchisierung	 von	 Menschen	 dauert	
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verschwieg,	 dass	 die	 Methoden	 des	 GzVeN	 auch	 in	 der	 Ostmark	 bzw.	 den	




Mentalität	 entsprochen	habe,	 verdeutlichen	die	 für	den	Opfermythos	unver-
zichtbare	Abgrenzung	 von	Deutschland.	Mit	 seiner	Ankündigung,	 ähnliche	














Nach	der	Aufhebung	des	GzVeN	im	Mai	 1945	 trat	 im	Zuge	der	Wieder-
herstellung	des	Rechtslebens	in	Österreich	das	Strafrecht	in	der	Fassung	vom	
13.	März	 1938	wieder	 in	Kraft.640	Dieses	bestimmte,	dass	Sterilisationen,	die	
aufgrund	 medizinisch	 begründeter	 Heilzwecke	 und	 nach	 Zustimmung	 der	










Diese	 Kontinuität	 des	 Denkens	 in	 Erbwerten	 trug	 zur	 Nicht-Wahrneh-
mung	 von	 Zwangssterilisationen	 als	 nationalsozialistische	 Verfolgungsmaß-





Bewertung	 der	 Nationaldemokratischen	 Partei	 (NDP):	 Der	 Verfassungsge-
richtshof	stellte	fest,	dass	deren	Programm	auf	einem	„biologisch-rassistischen	
Volksbegriff“	beruhte,	„verbotene	großdeutsche	Propaganda“	beinhaltete	und	









































646			 Zur	 den	 Volksgerichten	 vgl.	 Garscha/Kuretsidis-Haider,	 Geschichtsquelle,	 15–31,	 sowie	
Garscha,	Entnazifizierung,	852–883,	und	Kuretsidis-Haider,	Volksgerichtsbarkeit,	563–602.
Richter	und	Ärzte:	Straffreiheit,	Karriere	und	Orden
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des	Verbots	der	NSDAP	zwischen	Juni	1933	und	März	1938	sowie	ehemalige	
Auszeichnungen	wie	Altparteigenosse	 oder	Alter Kämpfer	 als	Hochverrat.	Als	
Strafausmaß	war	 schwerer	Kerker	 von	 fünf	bis	 zehn	 Jahren	 festgesetzt.	§	 11	
sah	 für	 hochrangige	 Parteimitglieder	 und	Träger	 von	 Parteiauszeichnungen	




ehemaliger	 NSDAP-Mitglieder	 geregelt:	 Je	 nach	 Dauer	 der	 Zugehörigkeit	










Das	 Kriegsverbrechergesetz	 war	 die	 gesetzliche	 Grundlage	 für	 die	 Volks-
gerichte	 zur	 Bestrafung	 von	 NS-Verbrechern,	 neben	 Kriegsverbrechen	 und	
Verbrechen	 gegen	 die	 Menschlichkeit	 waren	 Kriegshetze,	Vertreibung,	 miss-




Jahr	 ihrer	 Auflösung,	 136.829	 Voruntersuchungen	 ein,	 dies	 führte	 zu	 28.148	
Verfahren,	von	denen	23.477	mit	einem	Urteil	endeten	–	13.607,	also	knapp	die	





















griff	 in	 die	 Menschenrechte“,	 weiters	 war	 festgehalten:	 „…	 sämtliche	 dieser	














dige	 Akten	 an	 das	 Gesundheitsamt	 zurückschickte	 und	 auch	 sein	 eigener	
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„während	seiner	Amtstätigkeit	ca.	200–400	Personen“652	aufgrund	des	GzVeN	
sterilisiert	 worden	 waren.	 Die	 Auswertung	 der	 vorhandenen	 Gerichtsakten	
zeigt	 jedoch,	 dass	 unter	 seinem	 Vorsitz	 605	 Zwangssterilisationen	 beschlos-
sen	wurden.	Nicht	nur	die	grobe	Schätzung	von	200–400	zwangssterilisierten	
Menschen,	sondern	auch	seine	Zurückhaltung	bei	der	Zahl	der	von	ihm	mit-




der	 Anstalt	 Am	 Steinhof,	 der	 während	 des	 NS-Regimes	 als	 ‚Arbeitsanstalt	
für	asoziale	Frauen	und	Mädchen‘	diente.653	Über	viele	der	dort	zwangsweise	
angehaltenen	 Frauen	 hatte	 er	 den	 Beschluss	 zur	 Zwangssterilisation	 mitver-
antwortet.	 Rolleders	 mehrfache	 Beschwerden	 über	 die	 dortigen	 Haftbedin-
gungen	 und	 deren	 Folgen	 für	 seinen	 Gesundheitszustand	 führten	 zu	 seiner	
Enthaftung,	das	Volksgerichtsverfahren	wurde	im	August	1948	eingestellt,	sein	
Antrag	auf	Haftentschädigung	jedoch	abgelehnt.654	





zur	 Entstehungsgeschichte	 der	 ersten	 erbbiologisch-anthropologischen	 Ge-
richtsgutachten	 –	 ein	Thema,	 das	 sie	 schon	 seit	 den	 1920er-Jahren	 beschäf-
tigt	hatte.655	Reche,	der	mittlerweile	als	Emeritus	in	der	Nähe	Hamburgs	lebte,	
setzte	 sich	 1961	bei	Bundespräsident	Schärf	 für	die	Verleihung	 eines	Ehren-
kreuzes	 zur	 Anerkennung	 der	 vielfältigen	 Verdienste	 Rolleders	 ein.	 Dage-
gen	bestanden	vorerst	 große	Bedenken:	Oberlandesgerichtspräsident	Kapfer	
meinte,	 es	 spräche	nichts	 dafür,	 auch	wenn	 sich	 aus	den	Volksgerichtsakten	
kein	Ablehnungsgrund	ergäbe.	Das	Justizministerium	schloss	sich	Kapfer	an	
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nalsozialistischer	 Tendenz	 gefördert,	 weshalb	 eine	 solche	 Auszeichnung	 in	
der	Öffentlichkeit	zu	Diskussionen	 führen	könnte.	Reches	Vorschlag	wurde	
daher	 abgelehnt.	Warum	das	Bundesministerium	 für	Unterricht	danach	das	





Rolleder	 revanchierte	 sich	bei	 seinem	Kollegen:	Aufgrund	seines	Vorschlags	
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worden	zu	sein.	Hermann Vellguth,	Direktor	des	Wiener	Hauptgesundheits-
amts,	 und	 Richard Günther,	 verantwortlich	 für	dessen	Abteilung	Erb-	und	




quentes	 Vorgehen	 auch	 gegen	 medizinische	Täter“.661	 Der	 Psychiater	 Ernst 
Illing,	 von	 1942	 bis	 Kriegsende	 Anstaltsleiter	 der	 Jugendfürsorgeanstalt	 Am	






Jedoch	 waren	 die	 „Entnazifizierer	 von	 gestern	 […]	 nun	 die	 Werber	 von	
heute“.663	Ab	 1947/1948	wurden	ehemalige	Nationalsozialisten	und	National-
sozialistinnen	 zunehmend	 reintegriert	 und	 1949	 auch,	 auf	 Betreiben	 beider	
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sterilisationen	erwähnten,	nichts.	Im	zweiten	sprach	ihn	das	Volksgericht	Graz	













dieser	T4-Gutachter,	wurde	 im	Mai	 1945	 in	Wien	von	den	sowjetischen	Be-
satzungstruppen	als	Kriegsverbrecher	festgenommen.	1948,	im	Rahmen	eines	
Prozesses	 in	 Moskau,	 wurde	 er	 zu	 25	 Jahren	 Gefängnis	 verurteilt	 –	 wegen	
seiner	Mitverantwortung	an	der	NS-Euthanasie	 in	Wien,	aber	auch	„wegen	
Beteiligung	 an	 der	 Massenvernichtung	 der	 Zivilbevölkerung	 in	 einem	 von	
deutschen	Truppen	zeitweilig	okkupierten	Gebiet	der	UdSSR“665	sowie	Straf-
aktionen	 gegen	 jugoslawische	 Partisaninnen	 und	 Partisanen.	 Bis	 zu	 seinem	
Tod	im	Jahr	1952	war	er	im	Vladimirski-Gefängnis	des	Innenministeriums	der	
UdSSR	inhaftiert.	
Josef Schicker,	 Anstaltsleiter	 in	 Gugging	 ab	 1938,	 wurde	 gemäß	 Verbotsge-
setz	wegen	seiner	illegalen	NSDAP-Mitgliedschaft	entlassen,	sein	Einspruch	
dagegen	 blieb	 ohne	 Erfolg.	 Im	Volksgerichtsprozess	 gegen	 Emil	 Gelny,	 der	
die	Tötung	 zahlreicher	 Patientinnen	 und	 Patienten	 in	 der	 Heilanstalt	 Gug-
ging	angeordnet	und	auch	selber	vorgenommen	hatte,	stand	Schicker	nicht	als	
664		 Zu	 Hans	 Bertha	 vgl.	 grundlegend	 Wolf,	 Bertha,	 zu	 den	 Prozessen	 vgl.	 ebd.	 45–78,	 zur	
weiteren	Karriere	78–87.
665			 DÖW	51.401,	 zit.	 nach	Gabriel,	Baumgartner	Höhe,	 176.	Zu	 Jekelius	 vgl.	 ebd.,	 176f.	 und	
WSTLA,	PA	Jekelius,	zit.	nach	Neugebauer,	„Spiegelgrund“,	296.
Richter	und	Ärzte:	Straffreiheit,	Karriere	und	Orden







Erich Breuning,	 NSDAP-Mitglied	 seit	 1930	 und	 „einer	 der	 treibenden	
Kräfte“667	bei	der	Installation	des	Euthanasiearztes	Gelny,	war	angeklagt	nach	
§	 11	 und	 12	 Kriegsverbrechergesetz	 und	 wurde	 vom	 Volksgericht	 freigespro-
chen.	 Breuning,	 der	 unbeirrt	 an	 der	 Kriegswichtigkeit	 der	 Erbgesundheitsge-
richtsverfahren	 festhielt	 und	 deren	 im	 Herbst	 1944	 vom	 Reichsministerium	










Erbgesundheitsobergericht	 abgelehnten	 Beschwerde	 im	 Oktober	 1942	 im	
Krankenhaus	Ottakring	(dem	heutigen	Wilhelminenspital)	zwangssterilisiert	

















Außerdem	 forderte	 Leopold	 W.	 von	 jedem	 der	 insgesamt	 neun	 angezeig-
ten	 Ärzte	 einen	 Schadenersatz	 in	 der	 Höhe	 von	 50.000	 Schilling	 für	 seine	
Zwangssterilisation,	 Schmerzensgeld	 von	 10.000	 Schilling,	 eine	 Entschädi-




































dort	 Medizinaldezernent	 beim	 Regierungspräsidenten,	 war	 im	 Landarbeits-





heitswesens.	Trüb,	 einer	 der	 „ersten	 und	 entscheidenden	 Männer	 in	 der	 Be-





gesundheitsgericht	 und	 Erbgesundheitsobergericht	Wien	 mitgewirkt	 hatten,	
deshalb	 vor	 dem	Volksgericht	 verantworten.	 Standen	 sie	 überhaupt	 vor	 Ge-
richt,	 waren	 sie	 zumeist	 angeklagt	 wegen	 des	 Verbrechens	 des	 Hochverrats	
im	Sinne	des	Verbotsgesetzes	oder	wegen	Registrierungsbetrugs.	Selbst	wenn	
sie	 hochrangige	 NSDAP-Funktionäre	 waren	 oder	 auch	 der	 SS	 angehörten,	
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Franz	 Schmidt,	 laut	 seinen	 Angaben	 in	 einem	 NSDAP-Fragebogen	 seit	
1932	Parteimitglied	und	später	auch	bei	der	SS,	arbeitete	bis	Ende	der	1960er-	
Jahre	 als	 praktischer	 Arzt	 im	 niederösterreichischen	 Prellenkirchen	 und	 an-
schließend,	bis	1980,	als	Kurarzt	in	Bad	Deutsch	Altenburg.675	
Der	 Gerichtsmediziner	 Philipp	 Schneider,	 nach	 seiner	 Suspendierung	 meh-
rere	Monate	 in	amerikanischer	Kriegsgefangenschaft,	 erreichte	die	Zuerken-
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Der	Gerichtsmediziner	Leopold	Breitenecker	dementierte	seine	NSDAP-





















Der	 Psychiater	 Ernst Pichler	 war	 bis	 Juli	 1947	 in	 französischer	 Kriegsge-






















übergeben.683	 Weil	 er	 nach	 Ansicht	 des	 Senats	 der	 Hochschulprofessoren,	
einer	Sonderkommission	beim	Bundesministerium	für	Unterricht,	„nach	sei-
nem	bisherigen	Verhalten	keine	Gewähr	dafür	[bietet],	dass	er	jederzeit	rück-





die	 NS-Zeit	 nicht	 genannt,	 wohl	 aber	 deren	 unmittelbare	 Auswirkungen:	





















SS-Mitglieder	 und	 Assistenten	 Pötzls,	 blieb	 die	 Suspendierung	 unerwähnt	
und	der	nach	Kriegsende	geflüchtete	Alfred	Auersperg	galt	weiterhin	als	Pro-
fessor	der	Universität	Wien,	mit	Aufenthalt	in	São	Paolo/Brasilien.
Im	 Zuge	 der	 1949	 erfolgten	 Nachbesetzung	 der	 Wiener	 Lehrkanzel	 für	
Neurologie	und	Psychiatrie	 führte	Leopold	Schönbauer	mit	Pötzl	 eine	„aus-









perg,	 der	 von	 1948	 bis	 zu	 seinem	Tod	 im	 Jahr	 1968	 Direktor	 der	 Psychiatri-
schen	 Universitätsklinik	 in	 Concepcíon/Chile	 war,688	 blieben	 auch	 andere	
Ärzte	nicht	in	Österreich:
Nicht	nur	Paul	Trüb,	auch	der	Psychiater	Oskar Gagel	wurde	nach	Kriegs-
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Erwin Haidinger	 wurde	 nach	 seiner	 Entlassung	 aus	 dem	 Dienst	 der	 Ge-
meinde	 Wien	 im	 Juni	 1945	 trotz	 mehrfacher	 Versuche	 nicht	 mehr	 eingestellt,	
nach	einigen	Jahren	als	Chauffeur	baute	er	ab	1950	eine	eigene	Arztpraxis	auf.690
Zwei	 der	 wichtigsten	 ärztlichen	 Beisitzer	 am	 Erbgesundheitsgericht	 ver-
büßten	mehrmonatige	Haftstrafen:	Erich Neusser,	der	 sich,	wie	auch	Erich	
Breuning,	gegen	die	Einstellung	von	Verfahren	aussprach,	wurde	wegen	seiner	













genannten	 Arbeitsanstalt	 für	 asoziale	 Frauen,	 wurde	 1946	 in	 einem	 Volks-
gerichtsprozess,	 der	 wegen	 der	 dabei	 dokumentierten	 Misshandlungen	 und	
Quälereien	der	 in	der	Anstalt	 zwangsweise	 angehaltenen	Frauen	auf	großes	
öffentliches	 Interesse	 stieß,	vorerst	zu	20	 Jahren	 schwerem	Kerker	verurteilt.	
Zwei	 Jahre	 später	 jedoch	 erreichte	 Hackel	 mit	 dem	 Hinweis	 auf	 die	 „man-
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Wie	diese	Auflistung	der	wichtigsten	Ärzte	beider	Gerichte	zeigt,	zog	ihre	








illegale	 Mitgliedschaft	 bei	 der	 Registrierung	 verschwiegen	 hatten,	 endeten	
ihre	Verfahren	zumeist	durch	Freispruch	oder	Einstellung.	Hohe	Ämter,	staat-
liche	Verdienstorden	und	Festschriften	begleiteten	ihre	weiterhin	ökonomisch	
gut	 abgesicherte	 und	 gesellschaftlich	 anerkannte	 berufliche	 Laufbahn	 und	






sam	 um	 die	 Anerkennung	 als	 NS-Verfolgte	 kämpften	 –	 auch	 eine	 Einrich-
tung	wie	die	1989	gegründete	Kölner	Beratungsstelle	für	Opfer	der	NS-Medi-
zin	fehlt	bis	heute.	Erst	seit	1994	können	sich	zwangssterilisierte	Frauen	und	
Männer	 in	Wien	 an	die	psychosoziale	Ambulanz	ESRA	wenden,	die	 einen	
wesentlichen	Beitrag	 zur	Begleitung	von	–	meist	 jüdischen	–	Überlebenden	
von	NS-Verfolgung	leistet.694
Die	 Betroffenen	 waren	 bei	 der	 Bewältigung	 der	 Erinnerung	 an	 den	
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solchermaßen	kategorisierter	Menschen,	öffentlich	darüber	zu	sprechen:	Viele	
machten	 sich	 Vorwürfe,	 durch	 ihr	 Verhalten	 während	 der	 ärztlichen	 Begut-
achtung	zu	Beginn	der	Antragstellung	oder	auch	in	der	Verhandlung	am	Erb-
gesundheitsgericht	 bzw.	 Erbgesundheitsobergericht	 selbst	 an	 ihrer	 Zwangs-
sterilisation	schuld	zu	sein.	Vorstellungen	von	Familiengründung,	vom	Leben	
im	familiären	Verband	–	auch	als	alter	Mensch	–	waren	mit	eigenen	Kindern	
nicht	 mehr	 möglich.	 Depressionen,	 Angstzustände,	 Kontaktschwierigkeiten,	
Schlafstörungen	sowie	Erkrankungen	des	Magen-Darm-Trakts	und	des	Herz/















dere	 bei	 jenen,	 die	 aufgrund	 der	 GzVeN-Diagnose	 Schwachsinn	 zwangssteri-
lisiert	wurden,	nicht	unumstritten.	So	berichtete	der	deutsche	Arzt	und	Jurist	
Karl	 Traenker	 1953	 von	 den	 Ergebnissen	 der	 in	 Hamburg	 vorgenommenen	






















Im	 Kontext	 der	 zunehmenden	 Auseinandersetzung	 mit	 den	 NS-Medizin-
verbrechen	 ab	 den	 1980er-Jahren	 gründeten,	 unterstützt	 von	 dem	 engagier-
ten	deutschen	Psychiater	Klaus	Dörner,	einige	zwangssterilisierte	Frauen	und	
Männer	 1987	 in	 der	 Bundesrepublik	 Deutschland	 den	„Bund	 der	 deutschen	
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Dieses	Gesetz	zur	Fürsorge	für	die	Opfer	des	Kampfes	um	ein	freies	demo-














zung	 antinatalistischer	 Bevölkerungspolitik	 zu	 zählen	 ist,	 fiel,	 wie	 die	 ableh-
nenden	Bescheide	der	Opferfürsorgebehörden	in	allen	Instanzen	zeigen,	nicht	
darunter,	da	keine	Verfolgung	im	Sinne	des	Opferfürsorgegesetzes	vorlag.708	
Einzige	Ausnahme:	 Johann	H.	wurde	 1949	 als	Opfer	 anerkannt	–	 jedoch	
nicht	aufgrund	der	Zwangssterilisation,	sondern	wegen	seiner	Zugehörigkeit	
zur	Volksgruppe	der	Roma.709
Erst-	 und	 Berufungsinstanz	 begründeten	 ihre	 Ablehnungen	 mit	 der	 gesetz-
lichen	Grundlage	der	Zwangssterilisationen	–	wobei	das	Wort	Zwang	 in	den	
Bescheiden	fehlt	–	und	führten	aus,	dass	eine	„Unfruchtbarmachung	auf	Grund	















wurde	 von	 den	 Opferfürsorgebehörden	 nicht	 auf	 darin	 verankertes	 Unrecht	
hinterfragt,	vielmehr	führte	der	Hinweis	auf	dessen	korrekte	Anwendung	nicht	
nur	zu	Freisprüchen	für	die	Richter	und	Ärzte,	die	dieses	NS-Gesetz	vollzogen	






lisationen	 wurden	 somit	 gerechtfertigt,	 den	 Geschädigten	 jeglicher	 Anspruch	





sogenannten	 Versehrtenstufen	 des	 Wehrmachtsfürsorge-	 und	 Versorgungs-
gesetzes	 waren	 für	 Kriegsverletzte	 konzipiert,	 im	 seither	 geltenden	 Schema	






















eng	 ineinander:	 Da	 Zwangssterilisationen	 nicht	 als	 NS-Unrecht	 galten,	 be-
stand	kein	politisches	Interesse,	die	Erforschung	der	Folgen	einerseits	und	ad-
äquate	medizinische	Betreuung	andererseits	zu	forcieren.	Da	Ärztinnen	und	
Ärzte	 –	 zumindest	 öffentlich	 –	 keine	 gesundheitlichen	 Schäden	 feststellten,	









Wolfgang	 Neugebauer,	 die	 Zeithistorikerin	 Erika	 Weinzierl,	 der	 Politologe	
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Ein	 erster	 Schritt	 dazu	 war	 ein	 Briefwechsel	 zwischen	 Wolfgang	 Neuge-
bauer	und	der	Gesellschaft	 für	Politische	Aufklärung	mit	dem	für	Opferfür-
sorgeangelegenheiten	 verantwortlichen	 sozialdemokratischen	 Sozialminister	
Walter	 Geppert	 sowie	 Karl	 Ernst,	 dem	 zuständigen	 Sektionschef.	 Geppert	
hielt	eine	Opferfürsorgegesetz-Novelle	für	nicht	angebracht,	bot	Neugebauer	
jedoch	an,	ihm	zwangssterilisierte	Frauen	und	Männer	namentlich	zu	nennen,	







eine	 entsprechende	 Novellierung	 des	 Opferfürsorgegesetzes	 wie	 folgt:	 „Ich	





Zusätzlich	 richteten	 die	 Grünen	 im	 November	 1989	 eine	 parlamentarische	
Anfrage	 an	 den	 Sozialminister.	 Sie	 beabsichtigten,	 den	 bisherigen	 Umgang	
mit	 zwangssterilisierten	 Menschen	 in	 der	 politischen	 Öffentlichkeit	 zu	 er-
örtern	und	die	Einbeziehung	von	zwangssterilisierten	Menschen	 in	das	Op-
ferfürsorgegesetz	 vorzubereiten.	 In	 seiner	Antwort	bezeichnete	Geppert	das	
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1995,	 anlässlich	 des	 50.	 Jahrestages	 der	 Gründung	 der	 Zweiten	 Republik,	






Liberalen.	 Der	 Antrag	 folgte	 einer	 Petition	 von	 im	 Jahr	 1938	 zwangsweise	
ausgesiedelten	Bäuerinnen	und	Bauern	aus	dem	sogenannten	Döllersheimer	
Ländchen	 in	 Niederösterreich,	 auf	 deren	 ehemaligem	 Landbesitz	 vom	 NS-
Regime	ein	militärischer	Übungsplatz	eingerichtet	wurde.717
Als	Opfer	waren	 in	diesem	Gesetz	die	 schon	 im	Opferfürsorgegesetz	 ge-
nannten	Personengruppen	anerkannt	und	ergänzt	um	jene,	die	„aus	Gründen	
der	sexuellen	Orientierung,	auf	Grund	einer	körperlichen	oder	geistigen	Be-
hinderung	 oder	 auf	 Grund	 des	 Vorwurfes	 der	 sogenannten	 Asozialität	 ver-






Doch	 so	 wichtig	 dieser	 spät	 eingerichtete	 Nationalfonds	 auch	 ist,	 so	 be-
schämend	bleibt	die	in	derselben	Nationalratssitzung	verabschiedete	Novelle	
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fonds	scheiterten	an	der	geschlossenen	Ablehnung	von	ÖVP	und	FPÖ	und	




lisation	nicht	nur	mit	der	GzVeN-Diagnose,	 sondern	 auch	mit	 ihrer	 angeb-
lichen	Asozialität	begründet	worden	war,	zur	Folge,	nur	gemäß	Nationalfonds,	
nicht	aber	gemäß	Opferfürsorgegesetz	als	Opfer	des	NS-Regimes	zu	gelten.719	
Darüber	hinaus	 ist	der	Begriff	Behinderung	 als	Voraussetzung	 für	die	An-




Worten:	die	Zuschreibung	 schwachsinnig,	 die	häufigste	Kategorie	 in	den	Be-
schlüssen	der	Erbgesundheitsgerichte,	würde	nicht	aufgehoben,	sondern	–	ge-
mäß	der	heutigen	Terminologie	–	als	Behinderung	interpretiert	werden.	Nicht	
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grund‘.	 3/1942:	 Umbenennung	 in	 Heilpädagogische	 Klinik	 der	 Stadt	 Wien	
‚Am	Spiegelgrund‘.	Ende	1942:	Teilung	in	die	Wiener	Städtische	Nervenklinik	
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systematische	 Gesetzessammlung	 nach	 dem	 Stande	 vom	 16.	 April	 1941,	
Wien	1941.
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